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Gepanschtes 

Wie der Fall eines Bottroper Apothekers zeigt, un¬ 
terliegen Apotheken geringeren Auflagen als eine 
Pommesbude und laden zum Betrug am Kunden ein. 
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Wir bauen, sie zerstören 

Die Regierung Netanyahu hat keine Antworten auf 
die Probleme Israels. Ein Gespräch mit Adel Amer, 
Generalsekretär der KPI. 
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Thema der Woche 


Kampfbereit 

Die Warnstreiks der IG Metall gehen in die drit¬ 
te Woche und die Belegschaften zeigen sich 
kampfbereit. Über 650 000 Metallerinnen und 
Metaller haben sich bis Redaktionsschluss an 
den Aktionen, Kundgebungen und Warnstreiks 
beteiligt. Jedoch will die Gewerkschaftsfüh¬ 
rung auf ganztägige Warnstreiks verzichten 
und somit die Kampfkraft der Belegschaften 
zu Gunsten der Arbeitgeber“ schwächen. 
Rechtsextreme stehen bereit, den Frust in die 
falschen Bahnen zu lenken. 

Seiten 2 und 8 


Deutsche Panzer gegen Kurden 

Türkische Armee greift in Nordsyrien an - „Internationale Gemeinschaft“ schweigsam 



In dem Dorf Cilbire bei Afrin sind elf Zivilisten bei einem Luftschlag der türkischen Armee ums Leben gekommen 


N ach Monaten der Drohungen 
begann die türkische Armee 
ihren Angriff gegen die Stadt 
Afrin im Norden Syriens. NATO-Waf- 
fen, deutsche Leopard Panzer, Artille¬ 
rie und Luftangriffe sollten Stellungen 
der kurdischen YPG zerstören. Kämp¬ 
fer der mit der Türkei verbündeten 
FSA und türkische Armee-Einhei¬ 
ten drangen gemeinsam gegen Afrin 
vor - militärisch bisher ohne Erfolg. 
Der Name der Operation galt wohl 
der „Internationalen Gemeinschaft“: 
„Olivenzweig 44 Mit Erfolg - die inter¬ 
nationalen Reaktionen bleiben zu¬ 
rückhaltend, die NATO-Staaten äu¬ 
ßerten lediglich ihre „Besorgnis“Auch 
Außenminister Gabriel sieht „mit Sor¬ 
ge nach Nordsyrien“ und befürchtet 
unkalkulierbare Risiken. 

Die Regierungen von Syrien, dem 
Iran und Ägypten verurteilten den 
Angriff ebenso wie die Hisbollah als 
brutale und ungerechtfertigte Aggres¬ 
sion. Frankreich fordert eine Sonder¬ 
sitzung des UN-Sicherheitsrates - 
Afrin ist dabei jedoch nur ein Thema 
von mehreren. Der stellvertretende 
syrische Außenminister Mikdad hatte 
vor Tagen gedroht, die syrische Armee 
könnte türkische Flugzeuge über Sy¬ 
rien abschießen. Doch Syrien reagier¬ 
te nicht militärisch auf den Angriff. 
Nach sieben Jahren des Krieges wäre 
das auch kaum realistisch. 

Der russische Außenminister 
Lawrow hatte noch vor wenigen Ta¬ 
gen bestritten, dass russische Sol¬ 
daten Afrin verlassen hätten. Kurz 
vor dem Angriff der Türkei wurden 
sie schließlich doch abgezogen. Für 
Russland ist die Türkei zurzeit ein 
unverzichtbarer Verbündeter - aus 
wirtschaftlichen Gründen und beim 
Versuch, zu einer Stabilisierung der 
Situation in Syrien zu kommen, gera¬ 
de jetzt, wo der Kongress in Sotschi 
bevorsteht, auf dem über eine Nach¬ 
kriegsordnung beraten werden soll. 
Und die Türkei ist einer der drei Ga¬ 
rantiestaaten für die Deeskalations¬ 
zonen. So hat sich die Regierung der 
Russischen Föderation offenbar mit 
dem Angriff abgefunden. 


Die Partner der YPG, die USA, 
hatten 2016 die türkische Forderung 
akzeptiert, den kurdischen Einfluss 
auf die Gebiete östlich des Euphrat 
zu beschränken. Der türkische Mi¬ 
nisterpräsident Yildirim erklärte da¬ 
mals: „Unsere Abmachung mit den 
USA lautet, dass sich die Kurden aus 
Manbidsch und der Region auf die 
Ostseite des Euphrats zurückziehen 
müssen“. Die USA wollten mit ihren 
kurdischen Verbündeten ein Gegen¬ 
gewicht gegen die syrische Regierung 
schaffen. Am 13. Januar verkündeten 
die USA den geplanten Aufbau einer 
kurdischen Grenztruppe im Norden 
Syriens. Dies war ein Schritt hin zur 
Spaltung Syriens - und forcierte zu¬ 
gleich den türkischen Angriff. 

Wer erwartet hätte, die USA wür¬ 
den die YPG verteidigen, sah sich ge¬ 
täuscht. Auch die USA lassen die Tür¬ 


kei gewähren. Verteidigungsminister 
Mattis sprach von den berechtigten 
Sicherheitsinteressen der Türkei. Au¬ 
ßenminister Tillerson bat um Zurück¬ 
haltung was Ausmaß und Dauer der 
türkischen Operation betrifft. Im Ge¬ 
genzug versprach die türkische Re¬ 
gierung, dass sie keine Konfrontation 
mit US-Truppen suchen würde. Und 
die USA hatten der Türkei zugesi¬ 
chert, dass keine US-Soldaten im be¬ 
treffenden Gebiet stationiert wären. 

Entgegen allen Behauptungen 
dient das Bündnis der Kurden mit 
den USA letztlich nur den Interes¬ 
sen der USA, dem Ziel eines Re¬ 
gime-Change zu den Bedingungen 
Washingtons. 

Afrin ist auf drei Seiten von Ge¬ 
bieten umgeben, die unter Kontrolle 
von Verbündeten der Türkei stehen. 
So gibt es nur den Weg über Aleppo, 


der Afrin mit den anderen Gebieten 
unter kurdischer Kontrolle verbindet. 
Hier sind am letzten Kontrollpunkt, 
wie Karin Leukefeld in der jungen 
Welt 4 schrieb, eine syrische als auch 
eine kurdische Fahne gehisst. Die Zu¬ 
sammenarbeit mit Damaskus ist hier 
unverzichtbar. Gerade jetzt, wenn die 
SDF, zu denen die kurdische YPG ge¬ 
hört, prüfen, ob Verstärkungen nach 
Afrin geschickt werden können. 

Tausende hatten in Europa unter 
kurdischen Fahnen gegen die türki¬ 
sche Aggression demonstriert. Der 
Angriff der Türkei richtet sich aber 
nicht nur gegen die YPG, sondern 
auch gegen Syrien. Die sogenannte Si¬ 
cherheitszone, die die Türkei errichten 
will, soll auch den türkischen Einfluss 
auf die Nachkriegsordnung in Syrien 
stärken. 

Manfred Ziegler 


Nicht oppositionsfähig 

SPD beschließt mit knapper Mehrheit, Koalitionsgespräche aufzunehmen 


Knapp ist das Ergebnis am vergange¬ 
nen Sonntag ausgefallen. Knapper als 
es wohl viele erwartet hatten: Auf dem 
Sonderparteitag stimmten - nur - 56,4 
Prozent der Delegierten für Koaliti¬ 
onsverhandlungen mit den Unions¬ 
parteien. In Debatte wie Abstimmung 
auf dem Parteitag zeigte sich die SPD 
uneins über eine erneute Regierungs¬ 
beteiligung. Die Gegner der „Großen 
Koalition“ mit den Unionsparteien 
wollen weiter mobilisieren. „Für uns 
beginnt jetzt erst der große Teil der 
Arbeit“, erklärte der Juso-Vorsitzende 
Kevin Kühnert nach der Abstimmung. 

SPD-Chef Martin Schulz warb 
in seiner fast einstündigen Rede für 
eine Zustimmung zu Koalitionsver¬ 
handlungen mit CDU/CSU. Die Vor¬ 
sitzende der Bundestagsfraktion, An¬ 
drea Nahles, hielt eine „Wutrede“ 
und kündigte - wieder einmal groß¬ 
mäulig - harte Verhandlungen mit den 


Unionsparteien an: „Wir werden ver¬ 
handeln, bis es quietscht.“ Die gesamte 
SPD-Prominenz trommelte ebenfalls 
für Koalitionsverhandlungen. Unter¬ 
stützung erhielten sie auch durch den 
Vorsitzenden des DGB, Reiner Hoff- 
mann, der die Sondierungsergebnisse 
begrüßte. Laut Hoffmann enthält das 
Sondierungspapier mehr Substanz 
für die „Arbeitnehmer“, als ein Ja¬ 
maika-Bündnis von Union, FDP und 
Grünen jemals hinbekommen hätte - 
ein interessantes Kriterium für einen 
DGB-Vorsitzenden. Die ausgehandel¬ 
te Mindest-Ausbildungsvergütung sei 
beispielsweise „ein regelrechter Kra¬ 
cher“, mit dem keiner gerechnet habe. 

Und trotz dieses Aufgebots hätte es 
fast nicht geklappt: Die Koalitionsgeg¬ 
ner kritisierten nicht nur die Ergebnis¬ 
se der Sondierungsgespräche, sondern 
forderten eine Neuausrichtung bzw. 
eine Erneuerung der Partei - in der 


Opposition. Juso-Chef Kevin Kühnert 
hielt eine engagierte Rede gegen die 
Große Koalition („NoGroKo“) und 
erhielt dafür viel Applaus. Er atta¬ 
ckierte die Parteiführung direkt und 
appellierte an die Delegierten vor ei¬ 
nem „Nein“ nicht zurückzuschrecken. 

Scharfe Kritik gab es zum Ein¬ 
knicken der SPD-Sondierer in der 
Flüchtlingspolitik. Mehrere Delegier¬ 
te wandten sich gegen die im Sondie¬ 
rungspapier festgeschriebenen Ober¬ 
grenzen für Flüchtlinge und die Re¬ 
gelungen zum Familiennachzug. Die 
Bundesvorsitzende des Jugendver¬ 
bands SJD - Die Falken, Jana Herr¬ 
mann, kritisierte: „Es geht nicht, dass 
wir uns den Arsch aufreißen gegen 
Nazis und meine Partei setzt G20- 
Proteste mit der Neonaziterrorbande 
NSU auf eine Stufe.“ Es sei unerträg¬ 
lich, dass im Sondierungspapier stehe, 
dass „Programme gegen Rechts- und 


Linksextremismus“ gefördert werden 
sollen. „Diese Gleichsetzung können 
wir nicht akzeptieren“, so Herrmann. 

Viele Kritiker erinnerten in der 
Debatte an die Forderung nach mehr 
sozialer Gerechtigkeit, mit der die 
SPD in den Wahlkampf gezogen war. 
Von dieser sei im Sondierungspapier 
wenig übrig geblieben. Bundestags¬ 
abgeordnete Hilde Mattheis aus Ulm 
wiederholte ihre schon einige Tage zu¬ 
vor geäußerte Kritik: „Die Schere zwi¬ 
schen Arm und Reich geht trotz Mit- 
regierens in der GroKo weiter ausein¬ 
ander. Wir haben es nicht hingekriegt, 
dass kein Rentner mehr am Bahnhof 
Flaschen sammeln muss.“ Mattheis 
hätte allerdings erwähnen dürfen, dass 
die Schere zwischen Arm und Reich 
nicht trotz Mitregierens der SPD wei¬ 
ter auseinandergeht, sondern dass ihre 
Partei daran einen ordentlichen An¬ 
teil hatte. 


1818 Marx 2018 



Gewalt war immer eine un¬ 
vermeidliche geschichtliche 
Begleiterscheinung gesell¬ 
schaftlicher und politischer 
Konflikte. Friedensgeschrei 
gehört zur Vorgeschichte 
jeder Gewalttat und ist die 
Begleitmusik jeden Krieges. 
In der wirklichen Geschich¬ 
te spielen bekanntlich Er¬ 
oberung, Unterjochung, 
Raubmord, kurz Gewalt die 
große Rolle. 

Karl Marx,MEW 23 


Deutsche Qualität 
fürs türkische Militär 

Die deutsche Rüstungsindustrie ex¬ 
portierte 2016 Güter im Wert von 83,9 
Millionen Euro in die Türkei, obwohl 
Außenminister Gabriel (SPD) bei sei¬ 
nem Amtsantritt noch eine Neuaus¬ 
richtung der deutschen Türkei-Politik 
samt Rüstungsexport verkündete. Da¬ 
von ist nichts zu spüren. Allein in den 
ersten vier Monaten 2017 haben deut¬ 
sche Unternehmen Kriegsgeräte für 
22 Millionen exportiert. 

Anfang Januar bestärkte Gabriel 
seine „Realpolitik“ bei einem Tref¬ 
fen mit dem türkischen Außenminis¬ 
ter Mevlüt Cavusoglu, bei dem er sich 
für die Genehmigung der Modernisie¬ 
rung der türkischen Leopard-Panzer 
durch den Rüstungskonzern Rhein¬ 
metall stark machte. CH 


Der DKP-Vorsitzende Patrik Kö- 
bele sieht in „NoGroKo“ keinen Hin¬ 
weis auf eine Sozialdemokratisie¬ 
rung der SPD. „Keine Kritik an der 
Agenda-Politik, keine Kritik an der 
Ausblutung der EU-Peripherie, „wei¬ 
ter so“ beim Kurs für eine deutsch- 
französische) EU, keine oder kaum 
Unterschiede in der Frage der Hoch¬ 
rüstung, kein Unterschied im NATO- 
Kurs - „NoGroKo“ zeugt keinesfalls 
davon, dass diese Teile der SPD sich 
vom bisherigen Kurs der SPD ab¬ 
wenden“, so Köbele. Die Unterschie¬ 
de zwischen Befürwortern und Geg¬ 
nern der „Großen Koalition“ seien auf 
geringfügige Abweichungen bei der 
Flüchtlingspolitik und der Arbeitsge¬ 
setzgebung beschränkt, die Auseinan¬ 
dersetzung in der SPD im Wesentli¬ 
chen eine Auseinandersetzung um 
Wahlarithmetik. 

nh/UZ 
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Kampf der Metaller auf der Kippe 

Falls die Ganztagesstreiks abgeblasen werden, hätte das fatale Auswirkungen 



Warnstreik am 18 . Januar: Kundgebung bei Daimler vor dem UntertürkheimerTor 


Oxfam beklagt bei den 
Reichen die Ungleichheit 

Vor dem Treffen mächtiger Poli¬ 
tiker, Kapitalisten und Manager 
beim „Weltwirtschaftsforum“ in 
Davos, schockt die britische karita¬ 
tive Organisation Oxfam die Welt 
mit neuen Zahlen zur sozialen Un¬ 
gleichheit. „82 Prozent des globalen 
Vermögenswachstums gingen im 
letzten Jahr an das reichste Prozent 
der Weltbevölkerung“ Jeden zweiten 
Tag sei im vergangenen Jahr auf der 
Welt ein Dollar-Milliardär hinzuge¬ 
kommen - inzwischen gebe es 2043 
Personen mit einem solchen Vermö¬ 
gen. Die ärmere Hälfte der Welt sei 
hingegen leer ausgegangen. 

So um die 70 Staats- und Regie¬ 
rungschefs wurden beim Stelldichein 
im Schweizer Kur- und Skiort in der 
abgelaufenen Woche erwartet, unter 
anderem Kanzlerin Angela Merkel, 
Frankreichs Präsident Emmanuel 
Macron und Kanadas Premier Jus¬ 
tin Trudeau. 

IWF hebt Prognose an 

Der Internationale Währungsfonds 
(IWF) rechnet für dieses und nächs¬ 
tes Jahr mit einem noch stärkeren 
Anziehen der Weltwirtschaft. Ge¬ 
trieben vom derzeitigen Aufschwung 
in Europa und Asien sowie der Steu¬ 
erreform in den USA dürfte das 
weltweite Wachstum 2018 und 2019 
jeweils 3,9 Prozent betragen, teilte 
der IWF vor dem Weltwirtschaftsfo¬ 
rum in Davos mit. Noch im Oktober 
vergangenen Jahres war die Organi¬ 
sation von einem Anstieg um jeweils 
3,7 Prozent ausgegangen. 

Online-Handel wächst 

Der Handel von Waren aller Art 
via Internet wächst kräftig. Die Ver¬ 
braucher in Deutschland kauften im 
vergangenen Jahr Waren für 58,5 
Mrd. Euro im Web, teilte der Bun¬ 
desverband E-Commerce und Ver¬ 
sandhandel (BEVH) mit. Das ent¬ 
spricht einer Steigerung von knapp 
elf Prozent. Damit entfiel jeder achte 
Euro des gesamten Einzelhandels¬ 
umsatzes auf diesen Vertriebsweg. 
Im laufenden Jahr sei abermals mit 
einem Wachstum von 9,3 Prozent zu 
rechnen, hieß es. Dazu kamen 2017 
noch einmal rund 3,7 Mrd. Euro im 
klassischen Versandhandel ohne In¬ 
ternet sowie knapp 16 Mrd. Euro 
für Dienstleistungen wie Bahn- und 
Flugtickets, Konzertkarten oder Rei¬ 
sen, so dass insgesamt mehr als 78 
Mrd. Euro im sogenannten interakti¬ 
ven Handel umgesetzt wurden. 


A uch zu Beginn der dritten Warn¬ 
streikwoche zeigen sich die Be¬ 
legschaften in der Tarifrunde 
der IG Metall kampfbereit und die 
gute Beteiligung an den Warnstreiks 
hält an. Mittlerweile (Stand: 23. Janu¬ 
ar) haben sich über 650 000 Metallerin¬ 
nen und Metaller bundesweit an Akti¬ 
onen, Kundgebungen und Warnstreiks 
beteiligt, allein in Baden-Württemberg 
über 210000 Beschäftigte aus rund 550 
Betrieben. Die Frühschlussaktionen 
bestimmen die Warnstreiks - allein 
am Freitag, dem 19. Januar konnten in 
Baden-Württemberg 21 000 Kollegin¬ 
nen und Kollegen aus über 70 Betrie¬ 
ben nach den Kundgebungen bereits 
ihr verlängertes Wochenende genießen. 

In Baden-Württemberg, dem Be¬ 
zirk, der wohl den Pilotabschluss ma¬ 
chen wird, findet am 24. Januar (nach 
Redaktionsschluss) die vierte Verhand¬ 
lungsrunde statt. Bis dahin soll die in 
der dritten Verhandlungsrunde einge¬ 
richtete „Expertenkommission“ einen 
Lösungsvorschlag ausarbeiten. Zum 
Inhalt gab es noch keine Verlautba¬ 
rungen. Wie aber aus unterschiedli¬ 
chen Funktionärskreisen durchgesi¬ 
ckert ist, sollen wohl die ganztägigen 
Warnstreiks, auch zusätzliche Eskalati¬ 
onsstufe genannt, nicht umgesetzt wer¬ 
den, obwohl sie seit Wochen angekün¬ 
digt und betriebliche Vorbereitungen 
getroffen wurden. Und beim Thema 
Arbeitszeit soll es ein fauler Kompro¬ 
miss sein. Dies wäre in vielfacher Hin¬ 
sicht fatal und hätte zahlreiche negative 
Auswirkungen. 

Hohe Beteiligung 

Auf allen Warnstreikkundgebungen 
wurden die Kolleginnen und Kollegen 
„heiß“ gemacht. So kündigte Roman 
Zitzeisberger, Bezirksleiter der IG Me¬ 
tall Baden-Württemberg, bei der Daim¬ 
ler-Kundgebung am 18. Januar an, wenn 
sich Südwestmetall nicht bewege, müsse 
nach den gelben Karten (Warnstreiks) 
nun die rote Karte gezogen werden. 
Auch gab es auf den meisten Kundge¬ 
bungen - wie bei Porsche in Zuffenhau¬ 
sen und bei Daimler in Untertürkheim - 
Abstimmungen über die Frage,ob die 
Kolleginnen und Kollegen bereit sind, 
ganze Tage zu streiken, was immer mit 
tosendem Beifall und tausenden Pfiffen 
befürwortet wurde. Dies zeigt, dass die 
Kolleginnen und Kollegen bereit sind, 
diesen Schritt mitzugehen. Er ist auch 


dringend notwendig, um ein anständi¬ 
ges Ergebnis zu erzielen. Denn bis jetzt 
war der Druck auf die Kapitalseite für 
ein diskussionswürdiges Angebot offen¬ 
sichtlich noch nicht groß genug. 

Bei dem Thema Arbeitszeit bewe¬ 
gen sie sich gar nicht, außer dass sie der 
oben erwähnten Expertenkommission 
zugestimmt haben. Ziel der Metallka¬ 
pitalisten ist nach wie vor, die Arbeits¬ 
zeiten weiter zu flexibilisieren und aus¬ 
zudehnen. Das haben sie in den letzten 
zwei Jahrzehnten auch geschafft, weil 
die Gewerkschaften das Thema nicht 
auf ihrer Agenda hatten. Die Tatsache, 
dass die realen Arbeitszeiten ca. fünf 
Stunden über dem tariflich verein¬ 
barten Niveau liegen, zeigt schon, wie 
wichtig ein gehöriger Druck ist, dass 
wir diesen Trend wieder in unserem 
Sinne umkehren. 

Seit über 20 Jahren wäre dies die 
erste größere Auseinandersetzung um 
das Thema Arbeitszeit. Da darf die IG 
Metall nicht einknicken. Auch ande¬ 
re Gewerkschaften und die Medien 
schauen auf sie. Wenn die IG Metall 
hier nichts Positives für die Werktäti¬ 
gen erreicht, wird dies Folgen haben. 
Schwächere Gewerkschaften werden 
sich dann erst gar nicht trauen, das The¬ 
ma auf die Tagesordnung zu setzen. Die 
Arbeitszeitverkürzung wäre wieder für 
Jahre, vielleicht auch Jahrzehnte in der 


Versenkung und die Kapitalisten könn¬ 
ten weiter die Arbeitszeiten verlängern 
zu Gunsten ihrer Profite. Bei aller Kri¬ 
tik an der Forderung, die weder kol¬ 
lektive Arbeitszeitverkürzungen noch 
Entgelt- oder Personalausgleich vor¬ 
sieht, muss doch zugestanden werden, 
dass sie die gesellschaftliche Debatte 
um Arbeitszeitverkürzungen ins Rollen 
gebracht hat. 

Wenn jetzt die angekündigten und 
vorbereiteten Ganztagesstreiks abge¬ 
blasen würden, werden sich die Kol¬ 
legen zu Recht verarscht Vorkommen 
und wären in den folgenden Tarifrun¬ 
den schwer zu mobilisieren. Auch die 
Funktionäre werden sich so fühlen, 
denn es ist bereits die zweite Tarif¬ 
runde, bei der Ganztagesstreiks in der 
Diskussion sind und betrieblich vorbe¬ 
reitet werden. Das Thema Arbeitszeit 
wäre für längere Zeit nicht wieder mo¬ 
bilisierbar. Das wäre dramatisch, pla¬ 
nen doch mit der Digitalisierung und 
„Industrie 4.0“ die Kapitalisten einen 
Produktivitätsschub ein, der mit Perso¬ 
nalabbau verbunden sein wird. Auffan¬ 
gen können wir dies nur mit kürzeren 
Arbeitszeiten. 

Die Kapitalseite würde aus dieser 
Tarifrunde gestärkt hervorgehen und 
kann sich ungehindert noch mehr Le¬ 
benszeit der abhängig Beschäftigten 
aneignen. Die Glaubwürdigkeit der 


Gewerkschaften bekäme einen wei¬ 
teren Riss, Mitglieder gingen verlo¬ 
ren und die Kampfkraft nähme weiter 
ab. Streikerfahrungen könnten wieder 
nicht gesammelt werden. Bald ist die 
Generation mit Streikerfahrung kom¬ 
plett aus den Betrieben verschwunden. 

Gefahr der Rechtsextremen 

Mit einem miesen Ergebnis würden 
auch die Rechtsextremen gestärkt, die 
sich zur Zeit in den Betrieben breit 
machen. Allein in der Region Stutt¬ 
gart treten die rechtsextremen Lis¬ 
ten des „Zentrum Automobil“ zu den 
anstehenden Betriebsratswahlen im 
März an allen Daimler-Standorten an: 
in Untertürkheim, in der Zentrale und 
in Sindelfingen (vgl. UZ vom 5.1.2018). 
Bundesweit gibt es eine Offensive von 
AfD und Co., rechte Betriebsräte und 
braune Gewerkschaften aufzubauen. 
Die rechtsextremen Organisationen 
werden bei einem schlechten Tarif¬ 
abschluss bei den Betriebsratswahlen 
ohne Ende absahnen. 

Haben wir alle zusammen ein wachsa¬ 
mes Auge, was in den nächsten Tagen 
passiert. Machen wir aus den Betrie¬ 
ben gehörig Druck, damit die IG Me¬ 
tall nicht einknickt, sondern mit ganz¬ 
tägigen Streiks das Potential nutzt, um 
ein gutes Ergebnis durchzusetzen. 

chou 


Leerstellen im Sondierungspapier dominieren 

Offener Brief der NGG Bayern an den DGB-Bundesvorsitzenden 


Dokumentiert 


Der Vorsitzende des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB), Reiner Hoffmann, 
ist in Form eines Offenen Briefes des Landesbezirksvorstandes Sekretärinnen und 
Sekretäre der Gewerkschaft Nahrung, Genuss, Gaststätten (NGG) Bayern kriti¬ 
siert worden. Wir dokumentieren dieses Dokument leicht gekürzt: 


Lieber Reiner, 

du hast am 15.01.2018 dem TV-Sender 
Phoenix ein vielbeachtetes Interview ge¬ 
geben, in dem du dafür plädierst, „den 
Weg für Koalitionsverhandlungen nicht 
zu verschließen, sondern die Chance, 
die darin liegt, auch zu nutzen.“ Es seien 
„deutliche Vorteile für Arbeitnehmerin¬ 
nen und Arbeitnehmer zu erkennen“, 
vergleiche man die Sondierung mit den 
Ergebnissen der Jamaika-Verhandlun¬ 
gen. 

Grundsätzlich ist die Aussage, dass man 
in Verhandlungen mehr erreichen kann, 
als wenn man sie nicht führt, richtig. 
Deutlich auseinander liegen wir aber 
bei der Einschätzung, ob es sich wirklich 
auf der Grundlage dieses Sondierungs¬ 
papiers um eine „Chance für Arbeitneh¬ 
merinnen und Arbeitnehmer“ handelt. 
Hier lohnt der Blick in das Sondierungs¬ 
papier, im Vergleich zu unserem gewerk¬ 
schaftlichen Forderungskatalog zur Bun¬ 
destagswahl 2017. 

.... Wenn wir das Sondierungspapier le¬ 
sen, sehen wir, dass in faktisch allen an¬ 
deren Bereichen gravierende Leerstellen 
dominieren. 


Sehen wir mal davon ab, dass die hoch- 
gejubelte Rückkehr zur Parität keine 
Vollständige ist.... Was genau lässt sich 
noch als Erfolg für die SPD verbuchen 
und als „Chance für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer“? 

Eines der wichtigsten Instrumente zum 
Stopp der Umverteilungsorgie von unten 
nach oben ist die Steuerpolitik. ALLE 
unsere diesbezüglichen gewerkschaftli¬ 
chen Forderungen, von der Erhöhung 
des Spitzensteuersatzes bis zur Vermö¬ 
genssteuer, sind derart unberücksichtigt, 
dass uns rätselhaft bleibt, woher der Op¬ 
timismus rührt, dass zu diesem Themen¬ 
komplex in Koalitionsverhandlungen 
noch mal Bewegung zu erwarten wäre. 
Und das betrifft viele weitere Punkte: 
Sachgrundlose Befristungen bleiben le¬ 
gal. Die Eindämmung der Werkverträge, 
Verbote von OT-Mitgliedschaften in Ar¬ 
beitgeberverbänden, Erleichterung der 
Allgemeinverbindlichkeit von Tarifver¬ 
trägen - kein Wort dazu im Sondierungs¬ 
papier. Die Beendigung der Repression 
durch Hartz IV, geeignete Maßnahmen 
zum effektiven Abbau der Langzeiter¬ 
werbslosigkeit, die leichtere Vereinbar¬ 


keiten von Familie und Beruf - nichts 
dazu. Eine signifikante Erhöhung des 
Mindestlohnes einschließlich des Ab¬ 
schaffens der bisherigen Ausnahmen, 
die Ausweitung der Mitbestimmung bei 
wirtschaftlichen Angelegenheiten, die 
deutliche Weiterentwicklung des Ent¬ 
gelttransparenzgesetzes - alles das und 
noch einiges mehr, was für die Arbeit¬ 
nehmerinnen und Arbeitnehmer eine 
spürbare Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen bedeuten würde - 
Fehlanzeige im Sondierungspapier.... 
Die Privatisierung der Daseinsvorsorge 
wird nicht nur nicht gestoppt und um¬ 
gekehrt, sondern soll weiter fortgesetzt 
werden. Kostenlose Bildung von der Kita 
bis zur Uni, pädagogische Ganztagsbe¬ 
treuung und die Aufwertung der Berufe 
im Erziehungsbereich sind in weite Fer¬ 
ne gerückt. 

Anstatt geschlossen dem zum Teil offe¬ 
nen Rassismus in der Gesellschaft mit 
Haltung entgegenzutreten, wird der ent- 
solidarisierenden CSU-Politik der Ober¬ 
grenze für Flüchtlinge in der Sondierung 
erstaunlich weitgehend entsprochen. Da¬ 
mit wird das gewerkschaftliche Prinzip 
der Solidarität in einer Art und Weise an¬ 
gegriffen, die für sich genommen schon 
allein eine Aufforderung an die SPD zu 
Koalitionsverhandlungen von unserer 
Seite verunmöglichen müsste. 


Aber selbst wenn wir unterschiedliche 
Einschätzungen haben zur Frage der 
„Chance für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer“ durch Koalitionsver¬ 
handlungen: Wir sind die, die wir sind. 
„Hütet die Einheit wie euren eigenen 
Augapfel.“ Hans Böcklers Satz, gespro¬ 
chen vor dem Trümmerberg des zweitens 
Weltkrieges, ist aktuell wie eh und je. Er 
ist gespeist von der bitteren Erkenntnis, 
dass die deutsche Gewerkschaftsbewe¬ 
gung die Machtübernahme des National¬ 
sozialismus mit seinen verheerenden Fol¬ 
gen infolge ihrer Uneinigkeit nicht hat 
verhindern können. 

Vor diesem Hintergrund halten wir, die 
Gewerkschaft Nahrung-Genuss-Gast- 
stätten im Landesbezirk Bayern, den 
von dir vorgenommenen Eingriff in die 
aktuelle Debatte der SPD für äußerst 
problematisch. Wir sind stattdessen der 
festen Überzeugung, dass wir unsere In¬ 
halte, die bei den aktuellen politischen 
Mehrheitsverhältnissen immer den Cha¬ 
rakter von Forderungen haben werden, 
klar und akzentuiert an jedwede zukünf¬ 
tige Regierungskoalition richten müssen. 
Wenn wir dies nicht tun, und dies ist un¬ 
ser wichtigster Antrieb für diesen of¬ 
fenen Brief des NGG-Landesbezirks- 
vorstands Bayern, schaffen wir eine er¬ 
hebliche und für uns politisch brisante 
Distanz zu einem überwiegenden Teil 


unserer Mitgliedschaft. In den letzten Ta¬ 
gen erleben wir von unseren Kolleginnen 
und Kollegen in den Betrieben enorme 
Irritationen zu deinem Debattenbeitrag. 
Unsere Aufgabe ist, zu sein, wer wir sind. 
Wir haben uns, egal gegenüber welcher 
Regierung, für unsere Interessen einzu¬ 
setzen, mit allen uns zur Verfügung ste¬ 
henden Mitteln. Wir müssen die Kämp¬ 
fe dieser Zeit annehmen und Solida¬ 
rität, unsere einzige politische Option, 
organisieren“. Einheitsgewerkschaft zu 
sein heißt in diesem Sinne, den schwe¬ 
ren Weg zu beschreiten, parteipolitisch 
ungebundene Kolleginnen, ebenso wie 
parteipolitisch aktive Kolleginnen bei 
Linken, Grünen, Union und SPD hinter 
unserem gemeinsamen Programm zu 
vereinen. Einheitsgewerkschaft zu sein 
heißt für uns, zu akzeptieren, dass auch 
innerhalb der Mitgliedschaft der DGB- 
Gewerkschaften legitime Meinungsver¬ 
schiedenheiten bezüglich der Neuauflage 
einer Großen Koalition auf Grundlage 
des vorliegenden Sondierungspapiers 
bestehen. Wir verstehen diesen Brief als 
Einladung für eine offene Debatte zum 
aktuellen Thema der Regierungsbildung 
und zugleich zu unserem Selbstverständ¬ 
nis als Gewerkschaftsbewegung. Wir 
freuen uns auf deine Antwort. 

München, 17.1.2018 
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Gerade die großen Warenhausketten wollen die Öffnungszeiten auf Kosten der Beschäftigten ausdehnen 

Hüpfburg vor Möbelhaus 

Wie der Sonntag zum Arbeitstag gemacht wird und was ver.di 
dagegen tut • Interview mit Niels Böhlke 

D er Angriff auf die Sonntagsruhe von Seiten des Kapitals geht weiter. Vorder¬ 
gründig soll dies nur für den Einzelhandel gelten. Bisher durften verkaufsof¬ 
fene Sonntage zu einem konkreten Anlass stattfinden. Wird dies verändert, 
besteht die Gefahr, dass der Sonntag nicht nur dort zum normalen Arbeitstag wird. 


Karl Martin zum Kampf der IG Metall gegen Siemens 

Charity-Optimismus 


UZ: Mit welchen Rechtfertigungen der 
Einzelhändler und Kommunen wird im¬ 
mer wieder versucht, den Arbeitsschutz 
am Sonntag zu beseitigen? 

Nils Böhlke: Das ist sehr unterschied¬ 
lich. Es gibt einmal große Stadtfeste 
oder Messen. Oft aber auch sehr klei¬ 
ne Feste, die nur lokal und stadtteilbe¬ 
zogen sind. Die aus wenigen Bretterbu¬ 
den bestehen. Die Bandbreite ist riesig. 
Wo wir klagen, werden offensichtliche 
Rechtsverstöße festgestellt. Entweder 
fehlt die Prognose. Oder der Anlass der 
Veranstaltung ist nicht groß genug, um 
mehr Menschen in die Geschäfte im 
Vergleich zu den Werktagen zu bewe¬ 
gen. 

UZ: In den letzten Jahren hat ver.di über 
110 Verfahren veranlasst und die meisten 
gewonnen. Was sind die Hintergründe 
dieser Erfolge vor den Verwaltungsge¬ 
richten? 

Nils Böhlke: Was die Städte oft angege¬ 
ben haben ist nicht ausreichend begrün¬ 
det. Die Praxis, die sich in NRW und 
bundesweit etabliert hat, ist fern der 
Realität. Man meint, es reiche aus, eine 
Hüpfburg vor ein Möbelhaus zu stellen, 
um Sonntagsöffnungen durchzusetzen. 
Einem solchen Wildwuchs wurde auf 
Grundlage des Urteils des Bundesver¬ 
waltungsgerichtes von November 2015 
Einhalt geboten. Es gibt nämlich kaum 
Belege dafür, dass diese Veranstaltun¬ 
gen eine juristisch einwandfreie Öff¬ 
nung zulassen. 

UZ: Die juristische Auseinandersetzung 
ist der eine Weg. Wurden auch über öf¬ 
fentlichkeitswirksame Aktionen die Be¬ 
fürworter der Ausweitung von Sonntags - 
arbeit in die Schranken gewiesen? 

Nils Böhlke: Beispielhaft dafür ist der 
Bürgerentscheid in Münster, an dem 
wir uns beteiligt haben. Gemeinsam in 
einem Bündnis mit Kirchen und Par¬ 
teien wurde dafür geworben, dass die 
Läden am Sonntag geschlossen blei¬ 
ben. Mit Unterschriftensammlungen 
und vielen Auftritten in der Öffent¬ 
lichkeit ist dies erreicht worden. Die 
Mehrheit der Bevölkerung in Münster 
ist der Auffassung, dass der Sonntag ein 
gemeinsamer Ruhetag ist. 

UZ: Gibt es Beispiele in anderen Kom¬ 
munen oder Bürgerinitiativen? 

Nils Böhlke: Es gibt die „Allianz für 
den freien Sonntag“ in verschiedenen 
Städten, auch auf NRW-Ebene, wo wir 
uns demnächst wieder treffen. Dort 
wird geplant, was wir gegen das neue 
„Entfesselungsgesetz“ der Landesre¬ 


gierung machen. Kleinere Kundgebun¬ 
gen und Veranstaltungen wird es geben. 
Beschäftigte und Gegner der Sonntags¬ 
öffnungen werden Briefe schreiben 
und Unterschriften sammeln. Also, 
wir versuchen auch auf der politischen 
Ebene zu agieren. 

UZ: Die NRW-Landesregierung fährt 
mit dem „Entfesselungspaket“ einen 
harten Kurs zur Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen. Ziel ist die völli¬ 
ge Flexibilität der Arbeitszeiten in allen 



Nils Böhlke ist Sekretär der ver.di 
Landesfachbereichsleitung Handel in 
NRW 


Branchen. Wie reagiert ver.di NRW da¬ 
rauf? 

Nils Böhlke: Sogar in der Presse und 
anderen Medien wurde das Entfesse¬ 
lungspaket der neuen nordrhein-west¬ 
fälischen Landesregierung gelegentlich 
kritisch begleitet. Nach der Landtagsan¬ 
hörung im Dezember war dies auch so. 
Ab dem 22. Januar beraten wir wieder 
mit den Kirchen über öffentlichkeits¬ 
wirksame Aktionen, ver.di wird dafür 
werben, dass möglichst viele daran teil¬ 
nehmen. Das Gesetz soll in der dritten 
Märzwoche durch das Landesparla¬ 
ment beraten werden. 

UZ: Karstadt, Kaufhof und KaDeWe in 
Berlin sind die Hauptdrahtzieher beim 
Angriff auf den Schutz der Sonntagsru¬ 
he. Gibt es Betriebsräte in den entspre¬ 
chenden Konzernen, die gemeinsam mit 
ver.di dagegen mobilmachen? 

Nils Böhlke: Ja, die gibt es. Insgesamt 
herrscht bei den Betriebsräten große 
Unzufriedenheit. Das Vorpreschen der 
Warenhäuser bringt noch mehr Belas¬ 
tungen für die Beschäftigten. Sie wären 
die Hauptleidtragenden. Aufgrund der 
Lage der Häuser sind dort die meisten 
Sonntagsöffnungen zu erwarten. Es 


gibt keine unterschiedlichen Meinun¬ 
gen zwischen ver.di und den Interessen¬ 
vertretungen der Belegschaften. Beide 
sind der Auffassung, dass weitere Initi¬ 
ativen außerhalb der Betriebe sinnvoll 
sind. Auf Betriebsversammlungen ist 
dies schon lange Thema. Gemeinsam 
wird das dort mit ver.di, den Betriebs¬ 
räten und Beschäftigten auf gegriffen 
und diskutiert. 

UZ: Arbeiten Betriebsräte in Bündnis¬ 
sen und Initiativen mit? 

Nils Böhlke: Auf der Landesebene ist 
dies noch nicht der Fall. Auf Bezirkse¬ 
bene, also den Kommunen, findet das 
in Einzelfällen statt. Es wäre natürlich 
schön, wenn sich dort noch mehr enga¬ 
gieren würden. 

UZ: Angriffe auf die Sonntagsruhe ka¬ 
men auch von der alten Landesregierung 
unter Rot-Grün. Mit dem ab gewählten 
Minister Duin (SPD) hatte ver.di be¬ 
reits einen Leitfaden erarbeitet. Der hät¬ 
te den Schutz der Sonn- und Feiertags¬ 
arbeit ebenfalls aufgeweicht. Fällt diese 
Bereitschaft gegenüber der SPD der Ge¬ 
werkschaft jetzt nicht auf die Füße im 
Widerstand gegen Schwarz-Gelb? 

Nils Böhlke: Nein, das würde ich so 
nicht sehen. Ich glaube, die Bereitschaft 
der ver.di auch darüber zu sprechen, 
wie eigentlich die Urteile der Verwal¬ 
tungsgerichte auszulegen sind, war rich¬ 
tig. Damit hätte man eine weitere Auf¬ 
weichung ausschließen können. Leider 
ist es zu keinem Ergebnis gekommen. 
Hätte man das erreicht, hätten wir aber 
auch keine Gewähr dafür, dass die La- 
schet-Lindner-Regierung sich heute an¬ 
ders verhalten würde. Treibende Kraft 
für die Aufweichung des Arbeitsschut¬ 
zes ist und bleibt die FDP. Die völlige 
Freigabe der Ladenschlusszeiten war 
immer das Bestreben dieser Partei. Bei 
den Koalitionsverhandlungen in NRW 
hat sich das erneut gezeigt. 

UZ: Es ist davon auszugehen, dass das 
„ Entfesselungsgesetz “ der Marktradika¬ 
len beschlossen wird. Was dann? Wird 
ver.di weiter klagen? 

Nils Böhlke: Gerade dann. Die juristi¬ 
sche Begründung für das Gesetz halten 
wir für sehr, sehr dünn. Das haben wir 
auch bereits gegenüber der Landesre¬ 
gierung betont. Denn wenn dieses Ge¬ 
setz durchkommt, wird es den Sonn¬ 
tagsschutz wie bisher nicht mehr geben. 
Er ist aber im Grundgesetz verankert, 
da kann sich die Landesregierung noch 
so querlegen. Das Grundgesetz gilt für 
alle, auch wenn CDU und FDP dies 
anders sehen. Die Gründe, die in dem 
Entfesselungsgesetz für eine Sonntags¬ 
öffnung zu finden sind, zwingen uns re¬ 
gelrecht, weiter den Klageweg zu be¬ 
schreiten und keine Ruhe zu geben. 

Das Gespräch führte Herbert Schedlbauer 


Wer schon vor schwierigen Herausfor¬ 
derungen gestanden hat, weiß: Nichts 
schadet, aber hilft auch weniger als ein 
verlegenes: „Das wird schon.“ Auch in 
modernen Klassenkämpfen gewinnt man 
manchmal den Eindruck, dass Zweckop¬ 
timismus an die Stelle von Durchset¬ 
zungsmacht tritt. 

Es ist zwar gut, dass sich für den Er¬ 
halt der Siemens-Werke in Sachsen und 
anderen Regionen Deutschlands eine 
Öffentlichkeit findet. Unter dem zielbe¬ 
wussten Slogan „Siemens bleibt in Plag¬ 
witz“ betreibt die IG Metall eine On¬ 
linepetition, die bereits mehr als 7 300 
Personen unterzeichnet haben, um den 
Leipziger Stadtteil als Treffpunkt von 
Kultur und Industrie zu erhalten. Wor¬ 
über man sich aber vor Lachen kugeln 
möchte: Der erste Einzelunterzeichner 
ist SPD-Oberbürgermeister Burkhard 
Jung, und die erste Online-Unterschrift 
stammt von der CDU-Fraktion im Säch¬ 
sischen Landtag. Auch in der Bildergale¬ 
rie zum Neujahresempfang, den die Ge¬ 
werkschaft am 9. Januar durchgeführt 
hat, kann man so manchen Minister, Ab¬ 
geordneten und Generalsekretär in ge¬ 
mütlicher Feierstimmung ... Verzeihung! 
- in kämpferischem Optimismus beob¬ 
achten. „Und nur noch kurz ein Werk 
retten, denn Siemens bleibt hier“, rappt 
der Sänger der Gruppe Fontanics auf ei¬ 
nem Video im Internet von der Bühne. 
Wie gesagt: „Das wird schon.“ 

Klar ist: Auch bürgerliche Politiker 
sind von der Entscheidung des Siemens- 
Vorstandes genervt, sich aus der Herstel¬ 
lung von Kraftwerksteilen zurückzuzie¬ 
hen und 9 600 Arbeitsplätze auf der Welt 
abzubauen. Zumal das Wirtschaftsminis¬ 
terium im Dezember bekanntgegeben 
hatte, dass der Konzern in den letzten 20 
Jahren 1,5 Mrd. Euro Fördermittel und 
Staatsaufträge erhalten hat. Nach kapi¬ 
talistischen Grundsätzen, die nicht auf 
Fairness beruhen, ist sie aber logisch: 
Deutschland produziert mehr Strom, als 
es benötigt. Soviel, dass eine Studie der 
„Agora-Initiative“ im November fest¬ 
stellte, 8,4 Gigawatt Leistung bei Kohle¬ 
kraftwerken könnten problemlos abge¬ 
baut werden. Klingt das, als ob in Zukunft 
mehr Kohlekraftwerke gebaut würden? 
Nur Blitzmerker wie der letzte Minister¬ 
präsident Stanislaw Tillich behaupten in 
jedem Wahlkampf: „Die Kohle gehört zu 
Sachsen.“ Klar, und der Kapitän gehört 
aufs sinkende Schiff, Herr Tillich. 

Es ist die Schuld von Regierungen, 
wie der sächsischen, dass sie einen ab- 


Flixbus, das Flaggschiff des bundesdeut¬ 
schen Fernbusmarkts, kommt aktuell 
trotz anhaltender Verluste auf über 90 
Prozent Marktanteil. Von der Gründung 
des Unternehmens im Jahr 2013 bis Ok¬ 
tober 2017 nutzten 82 Millionen Men¬ 
schen diese umsteigefreien Fernbusver¬ 
bindungen zu Billigstpreisen. 

Die niedrigen Preise erkauft sich Flix- 
bus durch schlechte Arbeitsbedingun¬ 
gen. Dabei besitzt der deutsche Platz¬ 
hirsch und mittlerweile auch Nummer 
Eins in Europa heute nur einen einzigen 
Bus, um rechtlich als Busunternehmen 
zu gelten. Das Unternehmen nutzt statt- 
dessen dutzende Partnerfirmen, meist 
mittelständische Busunternehmen, die 
im Auftrag von Flixbus fahren. Den Sieg 
im Preiskampf auf dem Fernbusmarkt 
erkauft sich Flixbus auf dem Rücken 
der Fernbusfahrer. Sie müssen für we¬ 
nig Lohn alles machen, vom Fahren, Kof¬ 
ferladen bis zum Verkauf von Getränken 
und Snacks. 

Den weiteren Treibstoff für den Er¬ 
folg des Unternehmens liefert die EU: 
Im November 2017 veröffentlichte die 
EU-Kommission den zweiten Teil ihres 
„Mobilitätspakets“ für den europäischen 
Straßentransport. Das Paket hat nichts 
mit einer sozialen Dimension, aber viel 
mit Sozialdemontage zu tun. Der Schutz 
und die Bedürfnisse der Busfahrer spie¬ 
len im Vorschlag der Kommission keine 


steigenden Industriezweig mit Staats¬ 
geld überhäuft haben, anstatt sich um 
eine Umstrukturierung der Wirtschaft 
zu sorgen, z. B. in Bildung oder Pflege, 
wo dringend Personal gebraucht wird. 
Dabei dürfte einleuchten, dass dem Sie¬ 
mens-Konzern, der im Geschäftsjahr 
2016 einen Nettogewinn von 6,2 Mrd. 
Euro erzielt hat, „seine Zusammen¬ 
arbeit mit StartUps, Forschungs- und 
Entwicklungsunternehmen und einer 
kreativen und alternativen Kunst- und 
Kulturszene“, auf die in der erwähnten 
Onlinepetition hingewiesen wird, herz¬ 
lich egal ist, wenn es darum geht, sei¬ 
ne Wettbewerbsposition langfristig zu 
sichern. 

Weder Sachsens Ministerpräsident 
Michael Kretschmer noch Bundeswirt¬ 
schaftsministerin Brigitte Zypries kön¬ 
nen helfen. Keines ihrer Sondierungsge¬ 
spräche mit Konzern-Chef Joe Kaeser 
brachte Ergebnisse. „Das wird schon“, 
klingt beim MDR Thüringen so: Zu¬ 
nächst werde Siemens mit den Betriebs¬ 
räten Gespräche aufnehmen. „Dem 
wollten wir nicht vorgreifen.“ Dann wol¬ 
le man ausloten, „wie Bund und Länder 
beim Umbau helfen können“, etwa bei 
der Weiterqualifizierung von Mitarbei¬ 
tern. Anders gesagt: Bald könnte es frisch 
von der Uni entlassene Personal-Trainer 
geben, die erfahrene Kollegen über ihre 
Berufschancen beklugscheißen. Wie 
wäre es mit Callcenter? 

Charity-Optimismus sollte nicht dar¬ 
über hinwegtäuschen: Die Situation der 
Kollegen bei Siemens ist ernst und ihre 
Durchsetzungsmacht gering. Sind bür¬ 
gerliche Politiker und Prominente dabei 
die geeigneten Partner? So gut und wich¬ 
tig es ist, dass sich die Belegschaften der 
Siemens-Betriebe auch an der Tarifaus- 
einandersetzung in der Metall-Industrie 
beteiligen. Eine Achillesferse von Ar¬ 
beitskämpfen sind Kollegen, denen Tarif¬ 
verträge weder mehr Lohn noch Sicher¬ 
heit bieten, weil sie darin nicht auftau¬ 
chen: Leiharbeiter, befristet Angestellte 
oder Kollegen ausgelagerter Betriebe. 
Nach Angaben der „Freien Presse“ liegt 
der Anteil von Leiharbeit an Arbeitsstel¬ 
len, die von den Arbeitsagenturen Sach¬ 
sens derzeit ausgeschrieben werden, bei 
einem Drittel. Nicht nur, weil sie selbst 
bald dazugehören könnten, sondern um 
ihre eigene Kampfkraft zu stärken, könn¬ 
te die Einbindung der Interessen dieser 
Kollegen ein Weg sein, der zu mehr Er¬ 
gebnissen führt als scheinheilige Wohl¬ 
tätigkeit. 


Rolle. Stattdessen sollen künftig LKW- 
Fahrer aus dem Anwendungsbereich 
der Entsenderichtlinie herausgenom¬ 
men und die wöchentliche Ruhezeit für 
Bus-, Reisebus- und LKW-Fahrer ver¬ 
kürzt werden. 

Von der Profitlogik abgesehen, gibt 
es kein vernünftiges Argument, warum 
bei einer Entsendung im internationa¬ 
len Straßentransport, die kürzer als drei 
Tage dauert, nicht der Mindestlohn, all¬ 
gemeinverbindliche Tarifverträge und 
Urlaubs vor Schriften des Ziellandes gel¬ 
ten sollen. Mit dieser Ausnahme von der 
Entsenderichtlinie wird dem Missbrauch 
Tür und Tor noch weiter geöffnet. Steht 
den LKW-Fahrern bisher nur alle zwei 
Wochen eine 48-stündige Unterbre¬ 
chung zu, soll künftig in drei aufeinan¬ 
derfolgenden Wochen die wöchentliche 
Ruhezeit auf 24 Stunden verkürzt wer¬ 
den können. Erst nach der dritten Wo¬ 
che hätten Fahrer ein Anrecht auf eine 
45-stündige Ruhezeit. Die Fernfahrer 
müssten dann ohne echte Pause für noch 
weniger Geld noch länger fahren. 

Zu den „Reform“-Vorhaben der 
EU-Kommission gehört nicht, endlich 
der menschenunwürdigen Praxis einen 
Riegel vorzuschieben, dass viele Fahrer 
über Monate in ihren LKW leben müs¬ 
sen. Deshalb lehnt der DGB all diese 
asozialen EU-Vorhaben entschieden 
ab. Manfred Dietenberger 


Der Erfolg von Flixbus 

Auf dem Rücken der Busfahrer - EU-Mobilitätspaket droht 
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Keine Kontrolle 

Der kriminelle Bottroper Apotheker 



Wöchentliche Demonstration vor der Bottroper Apotheke 


J ährlich erkranken 500000 Men¬ 
schen in Deutschland an Krebs. 
Die Behandlungen mit Krebsme¬ 
dikamenten haben sich für die Phar- 
ma-Konzerne und die Apotheker zu 
einem Milliarden-Geschäft entwickelt. 
Die Zubereitung der Chemotherapien 
erfolgt bundesweit in 200 Apotheken, 
die dafür eine besondere Zulassung 
benötigen. Für jeden Patienten wer¬ 
den ärztlich verordnete Medikamen- 
tenmischungen (Zytostatika) in Rein¬ 
raumlabors der Apotheken hergestellt. 
Die Alte Apotheke in Bottrop ist in 
Deutschland eine der ganz großen mit 
90 Beschäftigten und einem Jahresum¬ 
satz von 40 Mio. Euro. Normale Apo¬ 
theken haben einen Jahresumsatz von 
1 bis 2 Mio. Euro. Die Alte Apotheke 
wird seit Generationen von der Fami¬ 
lie Stadtmann geführt. Sie gehört zu 
den reichsten Familien der Stadt. Seit 
2009 hat der Sohn Peter Stadtmann (47 
Jahre) die Leitung der Apotheke über¬ 
nommen. 

Peter Stadtmann hat großen Ein¬ 
fluss in der Stadt. Er inszeniert sich als 
großer Wohltäter. Hunderte Bottroper 
beteiligen sich jährlich an einem Spen¬ 
denlauf um die Alte Apotheke in der 
Bottroper Innenstadt. Die 80 000-Euro- 
Spende von Peter Stadtmann geht an 
das Hospiz in der Stadt. Dort war der 
Apotheker bis 2017 im Vorstand. Wenn 
etwas für die Stadt finanziert werden 
soll springt Peter Stadtmann ein. Ein 
von ihm bei Udo Lindenberg in Auftrag 
gegebenes Gemälde hing jahrelang im 
Amtszimmer vom Oberbürgermeister. 
Die Stadt zeigt ihr Entgegenkommen 
bei der Errichtung eines medizinischen 
Zentrums durch Peter Stadtmann ge¬ 
genüber der Alten Apotheke. So laufen 
Geschäfte zum gegenseitigen Vorteil. 

Bereits 2014 hatte es eine erste An¬ 
zeige gegen die Alte Apotheke gege¬ 
ben. Danach sollen bereits seit 2001 
Chemotherapien gepanscht worden 
sein. Die Staatsanwaltschaft hatte je¬ 
doch die Ermittlungen nicht konse¬ 
quent geführt und das Verfahren wie¬ 


der eingestellt. Zwei Angestellte der 
Apotheke, die mit der Herstellung von 
Krebs-Infusionen im Reinraumlabor 
beschäftigt waren, kündigten daraufhin. 
Der kaufmännische Leiter der Alten 
Apotheke, Martin Porwoll, hatte den 
Verdacht, dass die Summe der einge¬ 
kauften Krebsmedikamente abweicht 
von den Mengen, die mit den Kranken¬ 
kassen abgerechnet werden. Teilweise 
wurden nur 20 Prozent der abgerech¬ 
neten Krebsmittel tatsächlich von der 
Pharma-Industrie bezogen. Im Septem¬ 
ber 2016 erstattet Martin Porwoll An¬ 
zeige bei der Staatsanwaltschaft. Eine 
Beschäftigte der Alten Apotheke, Ma¬ 
rie Klein, bringt im Oktober 2016 einen 
Infusionsbeutel zur Staatsanwaltschaft. 
Die chemische Untersuchung ergab, 
dass der Infusionsbeutel nur Kochsalz¬ 
lösung enthalten hatte. Am 1. Dezem¬ 
ber 2017 haben Marie Klein und Mar¬ 
tin Prowoll für ihr mutiges Handeln den 
deutschen Whistlebower-Preis erhalten. 


Im November 2016 erfolgte eine 
Hausdurchsuchung der Staatsanwalt¬ 
schaft in der Alten Apotheke und dem 
Reinraumlabor zur Herstellung der Zy¬ 
tostatika. Der Apotheker Peter Stadt¬ 
mann wurde verhaftet und sitzt seitdem 
in Untersuchungshaft. Die Ermittlun¬ 
gen der Staatsanwaltschaft haben er¬ 
geben, dass zwischen 2012 und 2016 
4661 Krebspatienten Infusionen aus 
der Alten Apotheke erhalten haben. 
61800 Infusionen gingen an 38 onko- 
logische Praxen und Krankenhäuser in 
sechs Bundesländern. Der wirtschaft¬ 
liche Schaden für die Krankenkassen 
beträgt 56 Mio. Euro. 

2012 wurden landesweit die Apo¬ 
theken zur Herstellung von Krebsin¬ 
fusionen unangemeldet kontrolliert. 
Das Bottroper Gesundheitsamt hat die 
Alte Apotheke „aus datenschutzrecht¬ 
lichen Bedenken“ nicht zur Kontrolle 
angemeldet. Es besteht der Verdacht, 
dass die guten Verbindungen von Pe¬ 


ter Stadtmann dafür gesorgt haben. In 
den letzten fünf Jahren gab es in der 
Alten Apotheke nur eine angemelde¬ 
te Kontrolle der Amtsapothekerin der 
Stadt. Auch sonst hat die Stadt nicht al¬ 
les unternommen, um den betroffenen 
Krebspatienten und ihren Angehörigen 
zur Seite zu stehen. Seit dem 10. Febru¬ 
ar 2016 war die Stadt Bottrop im Besitz 
der kompletten Liste von gepanschten 
Medikamenten. Erst im Juli wurde die¬ 
se Liste mit über 50 gestreckten Medi¬ 
kamenten von der Stadt veröffentlicht 
und damit das ganze Ausmaß des Apo¬ 
theker-Skandals bekannt. Bis dahin 
waren der Öffentlichkeit nur fünf ge¬ 
panschte Medikamente bekannt. „Über 
diese späte Information waren wir Be¬ 
troffenen sehr sauer“, empörte sich 
Christiane Piontek gegenüber der DKP. 
Sie ist eine von 47 zugelassenen Neben¬ 
klägern beim Landgericht Essen. „Wir 
hatten uns mehr Unterstützung durch 
die Politik und die Stadt gewünscht“, äu¬ 


ßert sich Frau Piontek. Auch eine man¬ 
gelnde Information durch die behan¬ 
delnden Ärzte ist für die Betroffenen 
ein großes Problem. 

Seit November wird vor dem Esse¬ 
ner Landgericht gegen den Bottroper 
Apotheker verhandelt. Für die Opfer 
ist es schwer auszuhalten, dass gegen 
Peter Stadtmann nicht wegen vorsätz¬ 
licher Körperverletzung mit Todesfol¬ 
ge, sondern nur wegen Abrechnungsbe¬ 
trug verhandelt wird. Hätte die Staats¬ 
anwaltschaft sofort bei Krebspatienten, 
die von der Alten Apotheke beliefert 
wurden, Blutuntersuchungen veran¬ 
lasst, könnte Peter Stadtmann auch 
wegen Körperverletzung mit Todesfol¬ 
ge angeklagt werden. Gegenüber Mit¬ 
arbeitern der Apotheke soll sich Peter 
Stadtmann über die Krebspatienten mit 
den abfälligen Worten geäußert haben: 
„Die sterben sowieso!“ 

Die Reaktionen der Pharma-Konzer- 
ne, NRW Landesregierung und der Apo¬ 
thekerverbände machen deutlich, dass 
an dem bisherigen lukrativen System der 
Herstellung von Krebsinfusionen nichts 
geändert werden soll. Verbindliche unan- 
gekündigte engmaschige Kontrollen der 
Labore gibt es weiterhin nicht. Ebenso 
fehlen weiterhin regelmäßige Kontrol¬ 
len von rückläufigen Infusionsbeuteln 
auf den Inhalt der Krebsmedikamente. 
Angeblich ist dies der Pharma-Industrie, 
den Apothekerverbänden und der Lan¬ 
desregierung zu teuer. Die Forderung 
für die Zukunft ist, dass die Labore in 
den Kliniken verantwortlich für die Her¬ 
stellung der Krebsinfusionen werden, da 
dort eine bessere Kontrolle gewährleis¬ 
tet ist. Die DKP unterstützt die Betrof¬ 
fenen in ihrem Protest und fordert im 
Sozial- und Gesundheitsausschuss der 
Stadt notwendige Korrekturen bei der 
Apothekenaufsicht. Die DKP hat die 
Betroffenen darin unterstützt, dass jetzt 
eine psychoonkologische Beratungsstel¬ 
le in Bottrop geschaffen wurde. DKP- 
Ratsfrau Irmgard Bobrzik: „Jede Pom¬ 
mesbude wird strenger überwacht als die 
Apotheken.“ Michael Gerber 


Glyphosat-Aus unwahrscheinlich Kaum Grippeschutz 

Konzerne und Politik mauern und zögern Neuer Impfstoff könnte Erkrankungen reduzieren 


Unter dem Motto „Wir haben es satt“ 
sind in Berlin zehntausende Menschen 
für eine Wende in der Agrarpolitik auf 
die Straße gegangen. An der Großde¬ 
monstration letzten Samstag beteilig¬ 
ten sich nach Angaben der Veranstalter 
33 000 Menschen. Die Polizei sprach 
von „mehreren zehntausend“ Teilneh¬ 
mern. Sie forderten unter anderem ein 
Aus für das umstrittene Unkraut Ver¬ 
nichtungsmittel Glyphosat und riefen 
die kommende Bundesregierung zu ei¬ 
ner neuen Agrarpolitik auf. 

„Essen ist politisch, immer mehr 
Menschen erkennen das“, erklärte der 
Sprecher des Bündnisses. „Wir haben 
es satt“ appellierte an SPD und Union, 
im Falle einer erneuten Regierungsko¬ 
alition keine Zeit mehr für eine Wen¬ 
de in der Agrarpolitik verstreichen zu 
lassen und in einem ersten Schritt Gly¬ 
phosat zu verbieten. 

In den Sondierungsgesprächen 
hatten sich SPD und Union darauf 
geeinigt, den Einsatz von Glyphosat 
so schnell wie möglich zu beenden. 
Und so spielte das umstrittene Pesti¬ 
zid auch auf dem SPD-Sonderpartei- 
tag am letzten Wochenende eine Rol¬ 
le. Partei-Chef Martin Schulz warb für 
eine neue Große Koalition. In einer 
möglichen Neuauflage dieser Koali¬ 
tion will Schulz eine härtere Gangart 
gegenüber der Union fahren. Ein nicht 
mit der SPD abgestimmtes Abstimm¬ 
verhalten wie bei der Wiederzulassung 
von Glyphosat Ende letzten Jahres soll 
es nicht mehr geben. „Solche Fälle von 
Vertragsbruch werden wir nicht mehr 
tolerieren“, sagte Schulz. 

Ein Sprecher des von der SPD¬ 
geführten Umweltministeriums hatte 
nach der Abstimmung in Brüssel ge¬ 


sagt, dass Engagement von Ministe¬ 
rin Barbara Hendricks richte sich nun 
darauf, die Nutzung von Glyphosat in 
Deutschland so weit einzuschränken 
und da, wo es geht, auch zu verbieten 
(UZ berichtete am 7.12.17). Während 
Wirkstoffe auf europäischer Ebene 
zugelassen werden, liegt die Zulassung 
konkreter Pflanzenschutzprodukte in 
nationaler Hand. Zuständig sind dafür 
das Bundesamt für Verbraucherschutz 
und Lebensmittelsicherheit (BVL) und 
das Umweltbundesamt. 

Dass nationale Einschränkungen 
wahrscheinlich nicht wirken werden, 
darauf machte schon die österreichi¬ 
sche Zeitung Die Presse (29.11.17) auf¬ 
merksam. Denn kein Mitglied der Eu¬ 
ropäischen Union dürfe Lebensmittel 
aus dem Binnenmarkt, die mit einem 
erlaubten Herbizid behandelt wurden, 
verbieten. Insofern könne ein nationa¬ 
les Glyphosatverbot schnell den Pro¬ 
test der Landwirte nach sich ziehen, die 
sich im europaweiten Wettbewerb be¬ 
nachteiligt wähnen. 

Agrarminister Christian Schmidt 
(CSU) machte unlängst deutlich, dass 
ein Aus für Glyphosat noch länger 
auf sich warten lassen könnte. Zuerst 
müssten Alternativen entwickelt wer¬ 
den, sagte er letzten Donnerstag bei 
der Branchenmesse Grüne Woche in 
Berlin. Es gehe um die Entwicklung 
neuer Wirkstoffe und neuer Formen 
des Ackerbaus. Der Deutsche Bauern¬ 
verband (DBV) lehnte ebenso wie der 
Industrie verband Agrar, der Hersteller 
von Pestiziden und Herbiziden vertritt, 
ein Glyphosat-Verbot ab. 

DBV-Präsident Joachim Rukwied 
wurde in seiner Argumentation zy¬ 
nisch. Durch Glyphosat werde auch 


zum Umweltschutz beigetragen, sagte 
er. Weil durch das Mittel die Ackerbö¬ 
den weniger gepflügt werden müssten, 
würde der Ausstoß des Treibhausgases 
Kohlendioxid verringert und der Bo¬ 
denerosion würde vorgebeugt. Dass 
die Chemikalie für das Insektenster¬ 
ben und den Rückgang der Artenviel¬ 
falt verantwortlich gemacht wird, be- 
zeichnete er als „Angstkampagne“. 

Der Präsident des Industrieverban¬ 
des Agrar, Helmut Schramm, behaup¬ 
tete, für Glyphosat gebe es bisher kei¬ 
nen Ersatz. Das stimmt nicht, denn es 
sind mehrere, erprobte und genutzte 
Mittel vorhanden, sie sind teurer und 
können sich gegen die Monopolstel¬ 
lung von Monsanto mit ihrem „Round- 
up“ nicht durchsetzen. Das Patent für 
Glyphosat ist seit Jahren abgelaufen, 
andere Länder - wie z.B. das große 
Agrarland China, arbeiten mit solchen 
Mitteln. Schramm will dagegen, dass 
das Pestizid über die bislang von der 
EU genehmigten fünf Jahre hinaus zu¬ 
gelassen wird. 

Indessen soll sich im EU-Parlament 
ein Sonderausschuss mit der Zulassung 
des Pflanzenschutzmittels beschäftigen, 
teilte das Parlament letzten Donners¬ 
tag mit. Daneben soll generell geprüft 
werden, wie Pestizide in der EU zuge¬ 
lassen werden und wo möglicherweise 
Fehler bei der wissenschaftlichen Be¬ 
wertung der Stoffe drohen. Ska Keller, 
Fraktionsvorsitzende der europäischen 
Grünen, forderte in einer Mitteilung, 
die Parlamentarier müssten beleuch¬ 
ten, welche Faktoren bei der Zulassung 
von Stoffen entscheidend seien: wissen¬ 
schaftliche Standards oder Interessen 
der Agrarkonzerne. 

Bernd Müller 


Kaum steht eine neue Grippewelle be¬ 
vor, werden wieder Impfungen emp¬ 
fohlen. Insofern unterscheidet sich die 
aktuelle Kampagne nicht von denen 
der Vorjahre. Das Besondere in die¬ 
sem Jahr ist allerdings, dass ein neuer 
Impfstoff empfohlen wird. 

Es liegt an den Erregern, dass die 
Impfung jedes Jahr angeraten wird: 
Die Influenzaviren sind eine große, 
sich ständig verändernde Gruppe, und 
welche Viren hauptsächlich zirkulieren, 
ändert sich jedes Jahr. Zudem verän¬ 
dern sich die Krankheitserreger ständig 
durch Mutationen. 

Deshalb muss der Impfstoff nicht 
nur jedes Jahr neu kombiniert werden, 
seine Wirkung ist auch durch die stän¬ 
digen Veränderungen bei den Viren 
höchst unterschiedlich. Diesen Winter 
fällt die Schutzwirkung vermutlich ge¬ 
ring aus. Der bisher verwendete Drei¬ 
fachimpfstoff wirkt nach einer aktu¬ 
ellen Einschätzung von Experten nur 
bedingt. Eine Sprecherin des Robert- 
Koch-Instituts (RKI) sagte vor einer 
Woche gegenüber der Neuen Osna- 
brücker Zeitung: „Mehr als die Hälfte 
der bisher nachgewiesenen Influenza- 
Fälle wurden durch Influenza-B-Viren 
der Yamagata-Linie verursacht, die 
nicht in dem Dreierimpfstoff enthalten 
sind“. Im neuen Vierfachimpfstoff soll 
es dagegen eine entsprechende Kom¬ 
ponente geben. 

Die gesetzlichen Krankenkassen 
erstatten bislang in der Regel nur die 
Kosten eines Dreifach-Impfstoffs - au¬ 
ßer, wenn der Arzt die Verschreibung 
des teureren Präparats begründet. 
Grundsätzlich erstatten die gesetzli¬ 
chen Krankenkassen auch nur die Kos¬ 
ten des Dreifach-Impfstoffs für Risiko¬ 


gruppen - dazu zählen Ältere, Schwan¬ 
gere und chronisch Kranke. 

Mit einem Wechsel zur Vierfach- 
Impfung ist zwar auch kein hundert¬ 
prozentiger Schutz gewährleistet. Doch 
nach Modellrechnungen des RKI wur¬ 
den jedes Jahr in Deutschland mit 
dem neuen Vierfach-Impfstoff 270 
000 Grippeerkrankungen verhindert 
und mehr als 100 000 Arztbesuche un¬ 
nötig werden. Zudem würden mindes¬ 
tens 1 000, möglicherweise auch bis zu 
5 000 Klinikeinweisungen wegfallen, 
heißt es in der Süddeutschen Zeitung 
vom 17. Januar. 

Wie lange es dauern wird, bis die 
gesetzlichen Krankenkassen die Kos¬ 
ten des neuen Impfstoffs erstatten, ist 
noch unklar. Zunächst muss dies vom 
Gemeinsamen Bundesausschuss (G- 
BA) beschlossen werden. Dieses Gre¬ 
mium bestimmt, welche medizinischen 
Leistungen von den Krankenkassen 
übernommen werden. Gudrun Köster 
vom G-BA sagte nach Angaben der 
Süddeutschen Zeitung, dass der G-BA 
bislang nicht geregelt habe, „ob für die 
Impfung ein Drei- oder Vierfachimpf¬ 
stoff zu verwenden ist“. Innerhalb von 
drei Monaten werde eine Entscheidung 
zur Umsetzung getroffen. 

Die Entscheidung kann demnach 
auch erst dann getroffen werden, wenn 
die Grippewelle wieder abflaut. Wie 
lange diese andauert, kann nicht mit Si¬ 
cherheit gesagt werden. Aber seit Mitte 
Dezember steigen die Erkrankungszah¬ 
len an. Und in den vergangenen Jahren 
begann die Grippewelle meist im Januar 
und dauerte drei bis vier Monate. Sollte 
sich der G-BA viel Zeit mit seiner Ent¬ 
scheidung lassen, bleiben die Patienten 
wohl auf den Kosten sitzen. Bernd Müller 
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Mit Getöse und Phrasen 

Die SPD-Führung verschafft sich weitere Luft 



D er Sonderparteitag der SPD am 
letzten Sonntag führte zu hef¬ 
tigem Aufatmen bei den Koa¬ 
litionsbefürwortern. Knapp, aber im¬ 
merhin mit Mehrheit setzte sich die 
Parteiführung durch. Dabei muss man 
auch bedenken, dass auf Bundespar¬ 
teitagen der SPD nicht nur die De¬ 
legierten aus den Landesverbänden, 
sondern gleichfalls die Vorstandsmit¬ 
glieder stimmberechtigt sind. Die De¬ 
legierten waren die gleichen, die für 
den letzten, ordentlichen Parteitag in 
ihren Gliederungen gewählt wurden, 
also zum Parteitag im Dezember 2017, 
der nach der krachenden Wahlschlap¬ 
pe über eine Erneuerung der Partei 
und „ergebnisoffene“ Gespräche mit 
der Union mehrheitlich entschied. D.h. 
alle die Parteimitglieder, die nach der 
Sondierung nicht einverstanden waren, 
hatten keine Möglichkeit, durch neue, 
andere Delegierte nicht nur ihren Un¬ 
mut kund zu tun. Forderungen großer 
Landesverbände, wie NRW und Hes¬ 
sen, wurden noch kurzfristig in den 
Leitantrag aufgenommen, um die Zu¬ 
stimmung zu erreichen. 

Und so wurde die SPD-Führung be¬ 
auftragt, mehrere Punkte in den Koa¬ 
litionsgesprächen neu zu verhandeln. 
Dazu gehört die Abschaffung „sach- 
grundloser Beschäftigungen“, die Über¬ 
windung der „Zwei-Klassen-Medizin“ 
und eine „weitergehende Härtefallre¬ 
gelung“ für den Familiennachzug von 
Flüchtlingen. 

Nicht unwichtig, aber zu Fragen 
wie der deutschen Beteiligung an 
Auslandseinsätzen, den zusätzlichen 
Milliarden für Rüstung, kein Wort. 
Zur notwendigen Entspannung mit 
Russland, zur Nato-Strategie der Ein¬ 
kreisung, zum imperialen Verhalten 
der USA und den daraus schon in den 
nächsten vier Jahren folgenden Prob¬ 


lemen ebenfalls kein Wort. Sprachlos 
blieb der Parteitag zu CETA undTTIP, 
genauso fehlte ein Wort des Bedauerns 
über die Agenda 2010 und dass diese 
unsoziale Politik grundlegend korri¬ 
giert werden müsste. 

Die SPD-Führung ist, trotz des 
deutlichen Dämpfers für Schulz, Nah¬ 
les und Co., erleichtert. Durchgesetzt 
haben sich jetzt, wenn auch knapp, jene, 
die, wie der Vorsitzende der Linkspar¬ 
tei, Bernd Riexinger, am Sonntag er¬ 
klärte, „um jeden Preis an der Macht 
bleiben wollen“. Kanzlerin Merkel be¬ 
grüßte pflichtgemäß das Votum des 


Parteitages. Während inzwischen aus 
Teilen der CDU Kompromissbereit¬ 
schaft signalisiert wird, lehnen es CSU 
und andere CDU-Vertreter ab, die Er¬ 
gebnisse der Sondierungsgespräche in 
Frage zu stellen. Man wolle nur noch 
Details verhandeln. Die großen Indus¬ 
trieverbände sind „erleichtert“, hoffen 
auf eine schnelle Koalitionsverhand¬ 
lung und wiederholen gebetsmühlenar¬ 
tig ihre Forderungen, es der Trump-Ad¬ 
ministration nachzutun und die steuer¬ 
lichen Bedingungen für Unternehmen 
deutlich zu verbessern. Auch soll mehr 
Geld - neben der Rüstung - in Digita¬ 


lisierung und Infrastrukturen fließen, 
um den „Wirtschaftsstandort Deutsch¬ 
land“ auch zukünftig an der Weltspitze 
zu halten. 

Und in der SPD? Da wird die Aus¬ 
einandersetzung weitergehen. Und wer 
weiß, wie die Abstimmung der Basis 
ausgeht. Die Macht um die Deutungs¬ 
hoheit und den richtigen Einsatz der 
auch emotionalen Worte wird die Füh¬ 
rung sicherlich führen und dabei nicht 
nur ihren eigenen Parteimitgliedern, 
sondern der arbeitenden Klasse den 
Stinkefinger zeigen. 

UZ/nh 


Mehr Repression Kein Umsteuern 

Test für neue Einsatzpraktiken und Kriminalisierung „Diesel-Skandal“ bleibt folgenlos 


Als Olaf Scholz, Erster Bürgermeis¬ 
ter der Hansestadt Hamburg, verkün¬ 
dete, dass im Sommer 2017 der G20- 
Gipfel in Hamburg stattfinden soll, 
war schon klar, dass es kein „Fest der 
Demokratie“ geben wird. Heute wis¬ 
sen wir, dass der G20-Gipfel nur ein 
Schauspiel war und keinerlei greifba¬ 
re Ergebnisse zu Tage gebracht hat. 
Gleichzeitig wurde vor, während und 
jetzt nach dem Gipfel alles darange¬ 
setzt, den Protest gegen den G20- 
Gipfel zu delegitimieren und gezielt 
zu kriminalisieren. Es sollten und 
es wurden Bilder von gewalttätigen 
Auseinandersetzungen und Straßen¬ 
schlachten produziert, damit mit aller 
Härte gegen den Protest vorgegan¬ 
gen werden konnte. 

Im Vorfeld des Gipfels wurden 
Gesetze verschärft, zu nennen sind 
die Paragraphen §§113/114, die ver¬ 
meintliche Angriffe gegen Vollstre¬ 
ckungsbeamte verstärkt kriminali¬ 
sieren und prompt bei vielen Verfah¬ 
ren gegen G20-Protestler genutzt. 
Relativ still und heimlich wurde die 
Aussagepflicht von Zeugen erweitert. 
Wenn eine Vorladung im Auftrag der 
Staatsanwaltschaft erfolgt, sind Zeu¬ 
gen heute zu einer Aussage verpflich¬ 
tet. Sie muss aber nicht durch die 
Staatsanwaltschaft erfolgen, sondern 
auch von der Polizei, und wenn dem 
nicht nachgekommen wird, kann ein 
Ordnungsgeld verhängt werden. 

Diese Verschärfung der Gesetz¬ 
gebung wird in Zukunft genutzt, um 
gegen Proteste und Widerstand früh¬ 
zeitig vorgehen zu können. Es ist im 
Zusammenhang mit den G20-Protes- 
ten zu vielen Anklagen und Verurtei¬ 
lungen gekommen, die grobe Unver¬ 
hältnismäßigkeiten aufzeigen. Dabei 
wurden vermeintliche Flaschenwer¬ 
fer zu mehrjährigen Haftstrafen 
verurteilt. Die Kriminalisierung der 
Proteste des zivilen Ungehorsams 


trifft den ganzen Protest gegen den 
G20- Gipfel. Gerade die Polizeiak¬ 
tion am Rondenbarg in Hamburg- 
Altona am Freitag der Gipfeltage, in 
dessen Rahmen viele Aktivisten zum 
Teil schwerverletzt und ein Großteil 
in Gewahrsam genommen wurde, 
macht deutlich, dass dem zivilen Un¬ 
gehorsam die Legitimation entzogen 
werden soll. 

Die Kriminalisierungsversuche, 
wie z.B. die Hausdurchsuchungen vor 
und nach den Protesten, die unver¬ 
hältnismäßigen Buskontrollen rund 
um den Gipfel und die lange Inhaftie¬ 
rung der Aktivisten sind zu verurtei¬ 
len. Sie dienen der Einschüchterung 
gerade von jungen Aktivisten, auch 
aus Kreisen der Gewerkschaften und 
Jugendorganisationen. Gleichzeitig 
wurden Verfahren gegen die Organi¬ 
satoren des politischen Dreiklanges 
gegen die G20-Gipfel eingeleitet. 

Im Rahmen des Sonderausschus¬ 
ses zu G20 der Hamburger Bürger¬ 
schaft kommen immer neue Informa¬ 
tionen zur Polizeitaktik und zu den 
politischen Zielsetzungen ans Licht. 
Zum Beispiel gab es Pläne innerhalb 
der Einsatzleitung, auch die Großde¬ 
mo am Samstag nicht stattfinden zu 
lassen, sondern von der Polizei aufzu¬ 
lösen. Die große Teilnahme von mehr 
als 76 000 Menschen hat diese Pläne 
der Polizei verhindert. 

Der Repressionsorgane der BRD 
haben den G20-Gipfel und die Pro¬ 
teste genutzt, um neue Einsatztak¬ 
tiken und neues Equipment zu tes¬ 
ten. Durch hartes Durchgreifen und 
massive Einschüchterung sollte Or¬ 
ganisierung im Keim erstickt werden. 
Verschärfung von Gesetzen und Ver¬ 
ordnungen dienen zur Kriminalisie¬ 
rung von Widerstand und Protest ge¬ 
gen die Politik der Herrschenden im 
Interesse der Banken und Konzerne. 

Tina Sanders 


Die Absatzzahlen der großen Automo¬ 
bilhersteller steigen aller Skandale zum 
Trotz weiter. Im Geschäftsjahr 2017 lie¬ 
ferte beispielsweise der Volkswagen- 
Konzern so viele Fahrzeuge wie nie zu¬ 
vor aus. 10,74 Millionen Kunden weltweit 
entschieden sich für ein Fahrzeug des 
Konzerns. Damit steigerte Volkswagen 
seine Auslieferungen um 4,3 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahr. Auch die Volks¬ 
wagen „Truck & Bus-Gruppe“, eine hun¬ 
dertprozentige Tochtergesellschaft der 
Volkswagen AG, gab in einer am 23. Ja¬ 
nuar dieses Jahres veröffentlichten Pres¬ 
semitteilung bekannt, dass sie „im Ge¬ 
schäftsjahr 2017 rund 205 000 Fahrzeuge 
der Marken MAN, Scania und Volkswa¬ 
gen Caminhöes e Önibus abgesetzt und 
damit den guten Vorjahreswert um 12 
Prozent übertroffen“ habe. 

Vor dem Hintergrund der sogenann¬ 
ten Diesel-Affäre ist diese Umsatzstei¬ 
gerung durchaus bemerkenswert. Hätte 
man doch davon ausgehen können, dass 
die Kauflaune der Bürgerinnen und Bür¬ 
ger infolge der kriminellen Machenschaf¬ 
ten der Autokonzerne und den damit 
verbundenen millionenfach getäuschten 
Autokäufern, erst einmal gebremst wor¬ 
den wäre. Jedoch hielt vor allem die etab¬ 
lierte Politik - allen voran der ehema¬ 
lige Bundesverkehrsminister Alexander 
Dobrindt (CSU), der im Oktober letzten 
Jahres von seinem Parteifreund, Bundes¬ 
entwicklungsminister Christian Schmidt, 
kommissarisch abgelöst worden war - 
seine schützende Hand über die Auto¬ 
konzerne. Anstatt die Verursacher der 
Affäre zur Verantwortung zu ziehen, sah 
die Bundesregierung aus CDU/CSU und 
SPD dem kriminellen Treiben der Mana¬ 
ger der Autokonzerne tatenlos zu. Da¬ 
mit machte sich die Koalition nicht nur 
mitschuldig am Millionenbetrug gegen¬ 
über Verbrauchern und Umwelt, sondern 
verzichtete zugleich auf weitergehende 
Konsequenzen, die zu radikalen Verän¬ 
derungen in der Verkehrspolitik hätten 


genutzt werden können. So etwa für In¬ 
vestitionen in mehr Umweltschutz oder 
einen Einstieg in eine sozial-ökologische 
Verkehrswende und eine Stärkung des 
Öffentlichen Nahverkehrs. Selbst, dass 
sich der Bundesrechnungshof (BRH) in 
seinem aktuellen Bericht zur finanzwirt- 
schaftlichen Entwicklung des Landes für 
ein Ende des Diesel-Privilegs eingesetzt 
hat, ist für die Mehrheit der etablier¬ 
ten Politik kaum von Interesse. Aktuell 
wird Diesel nur mit 47,04 Cent pro Liter 
versteuert, während es bei einem Liter 
Benzin 65,45 Cent sind. Die Anhebung 
der Diesel-Steuer - denn eine Reduzie¬ 
rung der Benzin-Steuer auf das Niveau 
der Diesel-Steuer ist wohl nicht vorstell¬ 
bar - ist angesichts voller Kassen der Öf¬ 
fentlichen Hand und dem erwartbaren 
Protest von Millionen Wählerinnen und 
Wählern kein Punkt in den anstehenden 
Koalitionsverhandlungen. Lieber redet 
man von der „Förderung von Elektro- 
mobilität, des Öffentlichen Personennah¬ 
verkehrs und des Schienenverkehrs“, von 
effizienteren und saubereren Verbren¬ 
nungsmotoren inklusive Nachrüstungen. 

Der DKP-Vorsitzende Patrik Kö- 
bele stellte bei der PV-Tagung im Sep¬ 
tember 2017 klar, „natürlich brauchen 
wir den Kampf für den Erhalt des VW- 
Gesetzes. Wir brauchen aber nicht den 
Schulterschluss von betrieblicher Inter¬ 
essenvertretung mit dem Management 
und den Eigentümern zur Verteidigung 
der verbrecherischen Machenschaften“. 
„Wir brauchen die Verbreitung der Er¬ 
kenntnisse, dass alles, was wir erleben, 
für Vergesellschaftung spricht. Und wir 
brauchen den Kampf dagegen, dass jetzt, 
nachdem man jahrzehntelang Milliarden 
verdiente und dabei die Zerstörung der 
Umwelt billigend in Kauf nahm, die Mas¬ 
sen mit einem neuen Konjunkturpro¬ 
gramm für die künftigen Profite der Au¬ 
tomobilindustrie, dann aus Elektroautos, 
zahlen sollen“, stellte er klar. 

Markus Bernhardt 


ln 20 Tagen 
töten lernen 

Der Präsident des Verbandes der 
Reservisten der Deutschen Bun¬ 
deswehr (VdRBw), Oswin Veith hat 
vorgeschlagen, ungediente Bürger 
innerhalb von 20 Tagen zu Reserve- 
Soldaten auszubilden. Darin enthal¬ 
ten soll auch die Ausbildung an der 
Waffe sein. Der CDU-Bundestags- 
abgeordnete und Oberst i.R. sieht 
darin die Möglichkeit, die Bundes¬ 
wehr bei der Nachwuchsgewinnung 
zu unterstützen. Die Ausbildung 
soll an 15 Ausbildungstagen und 
zusätzlichem 5-tägigen Selbststu¬ 
dium erfolgen. Die 15 Tage sollen 
an drei Wochenenden von Freitag 
bis Sonntag und bei einer 6-tägigen 
Ausbildungswoche stattfinden. 

Dem Verteidigungsministerium 
sind die Vorstellungen des Reservis¬ 
tenverbandes seit einer im Oktober 
2017 durchgeführten Reservistenta¬ 
gung bekannt. Es verweigert dazu 
aber eine Stellungnahme und ver¬ 
weist darauf, dass es sich dabei um 
internes Dokument des Verbandes 
handelt. 

Schickimicki 

Mitte Februar findet in München 
die 54. „Münchner Sicherheitskon¬ 
ferenz“ (Siko) statt. Zu den diesjäh¬ 
rigen Spitzengästen gehören Kriegs¬ 
ministerin Ursula von der Leyen 
(SDU) und der NATO-Generalse- 
kretär Jens Stoltenberg. Als Wahr¬ 
scheinlich gilt, dass der israelische 
Ministerpräsident Benjamin Netan¬ 
jahu teilnehmen wird, sowie die Au¬ 
ßenminister der Türkei, Saudi-Ara¬ 
biens, des Irans und Russlands. 

„Unser Protest richtet sich ge¬ 
gen die auf der Siko versammelten 
politischen, wirtschaftlichen und 
militärischen Machteliten, der USA 
und der EU-Staaten“ teilte Claus 
Schreer vom „Aktionsbündnis ge¬ 
gen die NATO-Sicherheitskonfe- 
renz“ mit. Die Großdemonstration 
beginnt am 17. Februar um 13 Uhr 
am Stachus/Karlsplatz. 

8ooo Euro 

Das Städtische Klinikum in Mün¬ 
chen bietet eine Prämie von 8 000 
Euro für eine Pflegekraft. 4 000 
Euro erhält die neue Arbeitskraft 
und 4 000 Euro der Kollege, der sie 
geworben hat. Damit möchte das 
Krankenhaus das Loch von aktuell 
80 freien Stellen stopfen. 

Das Städtische Klinikum leidet 
wie alle anderen Münchner Kliniken 
unter akutem Fachkräftemangel. 
Zum einen die schlechte Bezahlung, 
zunehmende Arbeitsverdichtung 
und chronische Unterbesetzung 
und zum anderen die hohen Mieten 
und Lebenshaltungskosten machen 
die bayrische Landeshauptstadt für 
Arbeitskräfte im unteren Lohnspek¬ 
trum uninteressant. 

WEF warnt 

Das im Schweizer Kanton Genf 
ansässige Weltwirtschaftsforum 
(WEF) veröffentlichte im Vorfeld 
ihrer jährlichen Tagung in Davos 
eine Studie, die der WEF mit der 
Unternehmensberatung Boston 
Consulting Group erstellt hat. Die 
Studie besagt, dass bis 2024 allein 
in den USA 1,4 Millionen Arbeits¬ 
plätze durch die Digitalisierung 
gefährdet sind. 57 Prozent dieser 
Arbeitsplätze werden von Frauen 
ausgeübt. Dazu kommt, dass in den 
Bereichen, in denen Jobwachstum 
erwartet werde, Frauen unterreprä¬ 
sentiert sind. 

Bahnerjgegen 

Privatisierung 

Die „Bahner in der SDAJ“ spre¬ 
chen sich gegen die Zerschlagung 
der Berliner S-Bahn aus. Der Ber¬ 
liner Senat möchte durch die wett¬ 
bewerbsorientierte Ausschreibung 
von Teilstrecken des Verkehrsver¬ 
bundes Berlin-Brandenburg (VBB) 
an private Investoren der Probleme 
bei der Berliner S-Bahn Herr wer¬ 
den. Die bei der Bahn und ande¬ 
ren Verkehrsbetrieben beschäftig¬ 
ten SDAJler sprechen sich für den 
Stopp der Privatisierungspläne aus. 
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Parlamentarische Vorbereitung 
eines Angriffs 

Neues Gesetz zur „Reintegration des Donbass“ erlassen 



Ukrainischer Soldat bei einer Panzerübung nah der Donezker Volksrepublik 


Regierungsbildung 

Zum dritten Mal innerhalb eines 
Jahres wird in Rumänien eine neue 
Regierung gebildet, sie soll bis Ende 
Januar vereidigt werden. Nach den 
Wahlen im Dezember 2016 hat die 
Sozialdemokratische Partei (PSD) 
zusammen mit einer liberalen Grup¬ 
pierung (ALDE) die Regierung ge¬ 
stellt. Sie haben den Vorsitz sowohl in 
der Abgeordnetenkammer als auch 
im Senat. Die bisher abgelösten zwei 
Regierungen wurden durch die ei¬ 
gene Partei, die PSD, zum Rücktritt 
gezwungen. Die neue Regierung soll 
von der bisherigen Abgeordneten 
des EU-Parlaments, Viorica Danci- 
la, geleitet werden. Die rumänischen 
Medien heben hervor, dass sie, außer 
der Tätigkeit im EU-Parlament, über 
keinerlei Erfahrung in den Kernfra¬ 
gen der Innen- und Außenpolitik ei¬ 
nes Staates verfügt. Es wird zugleich 
auf ihre engen politischen Beziehun¬ 
gen zum Vorsitzenden der Sozialde¬ 
mokratischen Partei, Liviu Dragnea, 
verwiesen. Inhaltlich werden keine 
neuen Akzente in der Regierungs¬ 
tätigkeit erwartet, die eine Recht¬ 
fertigung für den Wechsel des Minis¬ 
terpräsidenten und einiger Minister 
darstellen könnten. Es ist aber auch 
durchaus möglich, dass diese Kandi¬ 
datin es nicht bis zur Bestätigung im 
Parlament schafft. 

Instabilität ist bei rumänischen 
Regierungen nichts Neues. Seit 1991 
haben nicht weniger als 21 Minister¬ 
präsidenten (vier davon amtierend) 
eine Regierung in Rumänien ange- 
führt.Wichtig für die entstandene 
Situation und für die künftige Ent¬ 
wicklung ist auch, dass einflussreiche 
politische Gruppierungen bzw. Per¬ 
sonen im Lande sich als verlängerter 
Arm konkurrierender ausländischer 
imperialistischer Kreise und Mächte 
erweisen. Diese üben ihren Einfluss 
über die offiziellen Kanäle der zwi¬ 
schenstaatlichen Politik, aber auch 
über die Geheimdienste, Stiftungen, 
Medien usw. aus. Dabei ragen beson¬ 
ders zwei internationale Zentren he¬ 
raus. Das sind die reaktionären, mili¬ 
taristischen Kreise der USA und die 
Gruppierung, die sich an der Seite 
Deutschlands in der EU herausge¬ 
bildet hat und in wachsender Kon¬ 
kurrenz zu den USA steht. 

Unter diesen Bedingungen ist 
auch mit einer neuen Regierung kei¬ 
ne positive Lösung der krisenhaften 
Entwicklung in Rumänien zu erwar¬ 
ten. Anton Latzo 

Betriebsratskandidaten 

ausgeschlossen 

Der Gewerkschaftliche Linksblock 
(GLB) in der Gewerkschaft der Ge¬ 
meindebediensteten in der öster¬ 
reichischen Hauptstadt will bei der 
Betriebsrats wähl der Wiener Lini¬ 
en (Nahverkehr) im März 2018 mit 
der FPÖ-Gewerkschaftsorganisati- 
on Freiheitliche Arbeitnehmer (FA) 
und der rechtsgerichteten Liste Puma 
als „Betriebsräteallianz des Fort¬ 
schritts“ antreten.Der GLB-Bun- 
desvorsitzende Josef Stingl teilte in 
einer Stellungnahme mit, dass „der 
Verein gewerkschaftlicher Links¬ 
block - Gemeindebedienstete, kurz: 
GLB-Gemeindebedienstete‘, ein¬ 
schließlich der Vorstandsmitglieder 
und den Kandidatur-Akteur_innen 
mit 16.1.2018 wegen verbandsschä¬ 
digenden Verhaltens aus dem GLB 
ausgeschlossen“ wurden. 

Der Gewerkschaftliche Links¬ 
block steht der KPÖ nahe und ist 
eine anerkannte Fraktion im Ös¬ 
terreichischen Gewerkschaftsbund 
(ÖGB). Der GLB ist als Verein orga¬ 
nisiert und entstand 1974 als Nachfol¬ 
georganisation der kommunistischen 
„Fraktion der Gewerkschaftlichen 
Einheit (GE)“, nachdem sich die GE 
gespalten hatte. 

Die Partei der Arbeit hatte auf die 
gemeinsame GLB-FA-Puma-Liste 
aufmerksam gemacht und kritisiert, 
dass schon 2014 der GLB-Gemein- 
debedienstete mit der FA und Lis¬ 
te Puma gemeinsam zur Zentralbe¬ 
triebsratswahl der Wiener Verkehrs¬ 
betriebe angetreten war und erst jetzt 
Konsequenzen seitens des GLB gezo¬ 
gen werden. Christoph Hentschel 


A m 18. Januar hat das ukraini¬ 
sche Parlament, die Oberste 
Rada, das von Präsidenten Po- 
roschenko eingebrachte Gesetz zur 
„Reintegration des Donbass“ - offi¬ 
zielle Bezeichnung „Über die Beson¬ 
derheiten der staatlichen Politik zur 
Gewährleistung der Souveränität der 
Ukraine über die zeitweise besetzten 
Territorien im Donezker und Lugank- 
ser Oblast“ - beschlossen. 

In diesem Gesetz wird die Russi¬ 
sche Föderation (RF) zum Aggres¬ 
sor und der Donbass zu von Russland 
besetztem Gebiet erklärt. Damit wer¬ 
den ausdrücklich sämtliche Schäden, 
die die ukrainische Aggression gegen 
die Volksrepubliken des Donbass an¬ 
gerichtet hat und noch anrichtet, der 
RF angelastet. Das Gesetz ermäch¬ 
tigt den Präsidenten, die Streitkräf¬ 
te ohne Parlamentsbeschluss im In¬ 
neren einzusetzen (im übrigen kei¬ 
neswegs nur im Donbass), und zwar 
ohne ausdrücklich den Kriegszustand 
auszurufen. Es sieht weiter die Schaf¬ 
fung eines einheitlichen Stabs der uk¬ 
rainischen Streitkräfte vor, der nicht 
nur die Truppen in der Konfliktzone, 
sondern auch die militärisch-zivilen 
Verwaltungen, also die ukrainischen 
Besatzungsbehörden in den von der 
Ukraine kontrollierten Teilen der 
Volksrepubliken des Donbass, beauf¬ 
sichtigen soll. 

Mit diesem Gesetz hat das ukra¬ 
inische Parlament eine gesetzliche 
Grundlage für die „Antiterroropera¬ 
tion“ gegen den Donbass geschaffen, 
denn nach der ukrainischen Verfas¬ 
sung ist ein Einsatz der Streitkräfte 
im Inneren nicht zulässig. 

Das Gesetz ist de facto eine Auf¬ 
kündigung der Minsker Vereinbarun¬ 
gen, denn diese gehen von einem Bür¬ 
gerkrieg in der Ukraine aus und sehen 
direkte Verhandlungen und Vereinba¬ 
rungen zwischen Kiew und den Volks¬ 
republiken vor. Es beinhaltet eine 
Strafandrohung gegen alle Beamten 
der Volksrepubliken (die als „Besat¬ 
zungsverwaltung“ bezeichnet wer- 


Die Beziehungen zwischen der Tür¬ 
kei und Griechenland sind mindestens 
seit der Staatsgründung (Griechenland: 
1828, Türkei: 1923) ambivalent. 

Die „Megali Idea“, das griechische 
Vordringen in die Türkei, scheiterte und 
endete 1922 mit der „Kleinasiatischen 
Katastrophe“: 1,5 Millionen Griechen 
wurden aus der Türkei vertrieben. Um¬ 
gekehrt mussten 500 000 Türken Grie¬ 
chenland zwangsweise verlassen. 

Beide Staaten haben umfangrei¬ 
che schlechte Erfahrungen mit der In¬ 
tegration umgesiedelter Flüchtlinge, 
bei denen es sich ausschließlich um 
eigene Landsleute handelte. Das Ver¬ 
hältnis der Länder wurde mit dieser 
Hypothek nicht besser. Heute ist der 
zwischenstaatliche Konflikt vor dem 
Hintergrund entgegengesetzter Kapi¬ 
talinteressen zu sehen: Öl und Gas in 
der Ägäis und im östlichen Mittelmeer 
wecken Begehrlichkeiten. Dazu könn¬ 
te für die Türkei die Verlegung der Ho¬ 
heitszone nach Westen von Vorteil sein. 
Diese aber war 1923 im Vertrag von 
Lausanne so vereinbart worden, wie sie 
heute noch besteht. Damals schon war 
die 1918 gegründete KKE als einzige 
politische Kraft gegen die militärische 
Intervention und offenbarte die wah¬ 
ren Ziele der nationalistischen „Großen 
Idee“, was die griechische Bourgeoisie 
in Rage brachte. Ergebnis: Verhaftung 
des gesamten Zentralkomitees der Par¬ 
tei, Verfolgungen, Verbannungen, Ge¬ 
setze gegen „umstürzlerische Betäti¬ 
gungen“. 


den), was dem von „Minsk“ vorgese¬ 
henen Amnestiegesetz widerspricht. 

Die Volksrepubliken sehen das 
Gesetz daher als Vorbereitung eines 
möglichen breit angelegten Angriffs 
von ukrainischer Seite. Das Staats¬ 
oberhaupt der Donezker Volksrepub¬ 
lik (DVR) Alexander Sachartschenko 
sprach davon, dass der ukrainischen 
Militärclique damit die Fesseln abge¬ 
nommen werden. Der Vertreter der 
RF bei den Minsker Verhandlungen 
Boris Gryslow sagte, dass faktisch ein 
den Minsker Vereinbarungen entge¬ 
gengesetzter Weg gewählt wurde und 
dies für den Donbass ein Signal für die 
Verhandlungsunfähigkeit der Ukrai¬ 
ne, sowie für die Notwendigkeit, sich 
auf die Verteidigung vorzubereiten, 
sei. Vertreter sowohl der Volksrepu- 


Da ist es bei allen divergierenden 
Interessen - jedenfalls zurzeit - von 
Vorteil, wenn „an der Front“ Ruhe 
herrscht. Einen „Friedensbesuch“ gab 
es im Dezember letzten Jahres, als Re- 
cep Tayyip Erdogan nach Athen kam. 
Den letzten Besuch eines Staatsober¬ 
hauptes (Celal Bayar) hatte es 1952 
gegeben. Für die Auguren des Treffens 
stand bereits vorher fest, dass es „um 
das Thema Migration und das Flücht¬ 
lingsabkommen mit der EU gehen“ 
wird (Michael Lehmann, ARD Athen). 
Verzögerung bei der Umsetzung des 
Abkommens von März 2016 warf Er¬ 
dogan der EU vor. Hilfsgelder würden 
nicht vereinbarungsgemäß fließen. Drei 


bliken als auch der RF weisen darauf 
hin, dass der Zeitpunkt, zu dem das 
Gesetz beschlossen wurde, kein Zufall 
ist. Momentan ist von Lieferung töd¬ 
licher Waffen, u. a. von Luftabwehrra¬ 
keten, von den USA an die Ukraine 
die Rede. Auch von US-Seite werde 
auf eine Eskalation des Konflikts ge¬ 
setzt. Die deutsche Bundesregierung 
steht voll und ganz auf der Seite der 
Ukraine. Der Sprecher des Auswärti¬ 
gen Amtes Breul sagte am 19. Januar 
auf einer Regierungspressekonferenz: 
„Das von Ihnen angesprochene Ge¬ 
setz bekennt sich ja ausdrücklich zu 
friedlichen Konfliktlösungen und zielt 
nicht auf Eskalation ab.“ 

Nicht in das Gesetz aufgenommen 
wurden, obwohl in Änderungsanträ¬ 
gen gefordert, der Abbruch der dip- 


Milliarden waren am 18. März 2016 ver¬ 
einbart worden. Auch ging es ihm um 
die Auslieferung türkischer Offiziere, 
die sich am Putsch beteiligt haben sol¬ 
len. Sie waren mit einem Hubschrauber 
geflohen. 

Geflüchtet waren seit dem letzten 
Sommer auch 20.000 nach Chios, Les¬ 
bos und Samos, den Hot-Spots auf den 
Dodakanes-Inseln vor der türkischen 
Küste. Die Lager sind überfüllt, die Ver¬ 
sorgung unzureichend, die Übersied¬ 
lung zum griechischen Festland zöger¬ 
lich. Sie werden kaserniert gehalten und 
warten viele Monate - oft vergeblich - 
auf ihre Asyl-Prüfung. Griechenland ist, 
dank Dublin 2, überfordert. 


lomatischen Beziehungen mit der RF 
sowie die Aufkündigung des Freund¬ 
schaftsvertrags zwischen der Ukra¬ 
ine und der RF. Letzteres mit dem 
Hinweis, dass in diesem die Grenzen 
zwischen den zwei Staaten festgelegt 
sind. 

Das Gesetz hat auch wichtige in¬ 
nenpolitische Aspekte. Es stärkt die 
Position Poroschenkos, der derzeit in 
der Bevölkerung nur eine geringe Un¬ 
terstützung hat. Dies - und nicht die 
Kriegspolitik der Regierung - ist auch 
einer der Gründe, warum es von vie¬ 
len Vertretern faschistischer und an¬ 
derer Rechtskräfte abgelehnt wird. In 
jedem Fall macht es den Weg zu ei¬ 
ner möglichen Eskalation der ukrai¬ 
nischen Aggression im Donbass frei. 

Renate Koppe 


Um die acht türkischen Militärs 
steht es anders. Es wurde am 29. De¬ 
zember Asyl gewährt. Einer war aller¬ 
dings dagegen: Alexis Tsipras. Er wies 
das Gericht an, den Asyl-Entscheid auf¬ 
zuheben. Begründung: „Öffentliches 
Interesse“. Am 15. Februar gibt es die 
nächste Anhörung. 

Tsipras will Ruhe: Erdogan be¬ 
kommt seine „Putschisten“ zurück und 
„schützt“ Griechenland im Gegenzug 
vor weiteren Flüchtlingen. Darunter 
sollen 1000 Türken sein. Andere Quel¬ 
len sprechen von 1750 Geflohenen. Hin¬ 
sichtlich der neun mutmaßlichen Mit¬ 
glieder der DHKP-C übernimmt Tsi¬ 
pras die geheimdienstliche Zuordnung 
aus der Türkei, die die Organisation als 
terroristisch einordnet. 

Bisher hieß es, die Gerichtsverfah¬ 
ren in der Türkei seien nicht fair. Das 
war sogar die Erkenntnis des Obersten 
Gerichts in Athen. Nun glaubt Tsipras 
eher dem türkischen Staatschef. Ganz 
anders der Verfassungsrechtler Nikos 
Alivizatos. Gemäß „Spiegel online“ 
warf er der Regierung „schockieren¬ 
de moralische Inkonsequenz“ vor. Ein 
griechischer Anwalt schlussfolgerte, 
dass die geflohenen Soldaten auch von 
einem anderen EU-Land aufgenom- 
men werden könnten. Zum Beispiel 
von Deutschland. Das sieht die amtie¬ 
rende CDU/SPD-Regierung wohl an¬ 
ders: Die Jungs waren mit dem Hub¬ 
schrauber ja nicht direkt nach Bayern 
geflogen ... 

Uwe Koopmann 


Deals mit Erdogan 

Tsipras will Flüchtlinge in die Türkei schicken 



Flüchtlinge im Lager auf Chios, Griechenland 
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Sudanesischer Frühling 

Landesweite soziale Proteste im Sudan - Genossen in Lebensgefahr 


S trukturanpassungsreformen“ der 
imperialistischen Institutionen wie 
EU-Troika, Weltbank und Interna¬ 
tionaler Währungsfonds treiben auch 
die Bevölkerung des Sudan in den Pro¬ 
test und auf die Straße. 

Mit der Abtrennung des Südens 
2011 ging der Verlust eines Großteils 
der Erdölfelder einher. Dem jahrelan¬ 
gen Bürgerkrieg in der Region Darfur 
im Westen des Landes, 3 Millionen Bin- 
nenflüchtlingen - die aus dem Süd-Su¬ 
dan noch nicht mitgezählt - und einer 
Inflation um die 40 Prozent folgte 2013 
die Hinwendung durch Staatspräsident 
Umar al-Baschir nach Westen. Er un¬ 
ternahm 2016 seinen Gang nach Ca¬ 
nossa, unterwarf sich den neoliberalen 
Kreditbedingungen des Weltwährungs¬ 
fonds und erteilte damit ausländischen 
Investoren freie Fahrt, Privatisierung 
staatlicher Leistungen und Abschaffung 
des „Sozialklimbims“ - alles inklusive. 
Wie die französischen Präsidenten Hol¬ 
lande und Macron versuchte Umar al- 
Baschir im „sozialen Dialog“ den Pro¬ 
test mit Versprechungen zu beschwich¬ 
tigen. Der Protest fand trotzdem statt 
und wurde blutig unterdrückt (siehe 
UZ vom 18. Nov. 2016: „Austerität und 
Unterdrückung im Sudan“). 

Die USA stellten 2017 ihr Embar¬ 
go ein und hoben im Oktober die seit 
1997 bestehenden Sanktionen teilweise 
auf. Im Jahr zuvor hatte Umar al-Ba- 
schir die diplomatischen Beziehungen 
mit dem Iran gekappt und erfreut sich 
seitdem der Unterstützung (inkl. Inves¬ 
titionsversprechen) Saudi-Arabiens: Im 
Jahr 2016 waren es 1 Mrd. Dollar aufs 
Konto der Sudanesischen Zentralbank, 
500 Mio. Dollar kamen von den Verei¬ 
nigten Emiraten, zusätzlich gab es Zu¬ 
sage von 5 Mrd. Dollar Militärhilfe. 
Im Gegenzug wird sich der Sudan am 
Krieg gegen den Jemen beteiligen. Au¬ 
ßenpolitisch versucht Umar al-Baschir 
sich nach allen Richtungen abzusichern. 
Im letzten November flog er nach Mos¬ 
kau, wo er Russland anbot, eine Mili- 
tärbasis am Roten Meer zu errichten. 
Und der türkische Präsident Recep Er- 
dogan nahm von seiner Afrikareise aus 
dem Sudan einige Abkommen zur mi¬ 
litärischen Zusammenarbeit mit. Nach¬ 
bar Ägypten befürchtet die Errichtung 
einer türkischen Militärbasis in Suakin 
am Roten Meer. 

Der vom UN-Sicherheitsrat im Juni 
2017 beschlossene Teilabzug der seit 
2007 aus UNO und AU gemischten 
Friedensmission MINUAD aus Dar¬ 
fur (45 Prozent Militär und 26 Prozent 
Polizei) kommt auch Umar al-Baschir 
zupass. Trotz weiterer Kämpfe mit den 
Rebellen der SLM/A-Minawi erklärte 
die Regierung die Region Darfur für 
befriedet. Im letzten November konn¬ 


te er einen früheren Verbündeten, den 
Chef der Dschandschawid-Miliz, in 
Darfur gefangennehmen. 

Umar al-Baschir zeigt sich koope¬ 
rativ, wenn er mit dem Westen über die 
Migrationsfrage verhandelt - am 6. Ja¬ 
nuar wurde die Schließung der Grenze 
zu Eritrea angekündigt - umso bruta¬ 
ler zieht er die Schraube im Innern an: 
Infolge der Regierungsentscheidung 
den Import von Getreide zu privatisie¬ 
ren, verdoppelte sich der Preis für das 
Hauptnahrungsmittel Brot, viele Bä¬ 
ckereien mussten schließen. Die natio¬ 
nalistische Partei Umma, Konservative 
und die Sudanesische Kommunistische 
Partei (SCP) schlossen sich zusammen 
und riefen gemeinsam auf, „bis zum Fall 
des Regimes zu demonstrieren“ - zum 
ersten nationalen Widerstandstag am 
16. Januar. Sie beschuldigten die Regie¬ 
rung, „den Forderungen des Internati¬ 
onalen Währungsfonds nachzugeben“. 
Im Sudan gebe „es bald nur noch freien 
Handel ohne Freiheiten“. 

Seit Anfang Januar gibt es Protes¬ 
te im ganzen Land. Vorbeugend hatte 
die Regierung den militärischen Not¬ 
stand auf neun Bundesstaaten aus¬ 
geweitet. Bereits am 8. Januar wurde 
Muhi el-Deen al-Jallad, Mitglied des 
Zentralkomitees und Politbüros der 
SCP, verhaftet. Offensichtlich hatte der 
Geheimdienst wie 2016 die SCP ins Vi¬ 
sier genommen. Aber damit konnte die 


Regierung die Massendemonstrationen 
nicht verhindern. 

„Al Jazeera“ berichtete bereits am 

9. Januar über die ersten Todesopfer in 
der Provinz, Radio Dabanga (eine von 
Hofland aus operierende unabhängige 
Sudanesische Nachrichtenagentur) pos- 
tete Videos über Festnahmen von Stu¬ 
denten in Khartum, darunter Ahmed 
Zohair, der kommunistische Studen¬ 
tenführer. Tausende marschierten fried¬ 
lich durch die Straßen der Hauptstadt. 
Obwohl die Demonstration genehmigt 
war, wurde Tränengas eingesetzt und 
auf Demonstranten eingeprügelt, um 
weiteren Protest abzuschrecken. 

Der Geheimdienst NISS verhaftete 
gezielt aus den Demonstrationszügen 
Spitzenpolitiker der SCP: Siddig You- 
sif (Mitglied des ZK und Politbüros), 
Hashem Merghani (Parteisekretär im 
zweitgrößten Bundesstaat Al-Jazira) 
und Kamal Karrar (ZK-Mitglied und 
Journalist bei Al-Maidan). Sidqi Keb- 

10, Mitglied des ZK und des Politbüros, 
wurde noch am Abend in seinem Haus 
verhaftet. Am nächsten Abend auch der 
Generalsekretär der SCP, Genosse Mu¬ 
hammad Mukhtar al-Khatib, wie auch 
der Schatzmeister der Partei Alhareth 
Altoum. 

„Über 50 Aktivisten, Journalisten 
und politische Führungskräfte wurden 
verhaftet (...) mindestens 15 Demons¬ 
tranten haben ihr Leben verloren“ so 


Fathi Alfadl vom SCP-Politbüro in 
einer ersten Bilanz. Die „New York 
Times“ prangerte die Verhaftung von 
sieben Journalisten, u.a. von AFP und 
Reuters, an. Die „Deutsche Welle“ be¬ 
richtete, dass von sechs Tageszeitungen 
die Auflagen konfisziert wurden, sagte 
aber nichts über die gezielte Verfolgung 
der Oppositionskräfte. 

Das Politbüro der SCP entschied 
trotz alledem, „seine Mitglieder und 
Freunde weiter zu mobilisieren, um 
die Bildung von Widerstandskomitees 
auszubauen und eine breite Allianz zu 
schaffen, um einen politischen Gene¬ 
ralstreik vorzubereiten, um das dikta¬ 
torische Regime zu stürzen.“ Die suda¬ 
nesischen Genossen appellieren an alle 
Bruderparteien, „Solidaritätsaktionen 
fortzuführen, vor den Botschaften zu 
protestieren, die sofortige Freilassung 
aller politischen Gefangenen zu fordern 
(...) und ihre medizinische Versorgung 
und anwaltliche Unterstützung.“ 

Georges Hallermayer 

Wir können den Protest verstärken: 
Per Mail an die sudanesische Bot¬ 
schaft sudaniberlin@hotmail.de 
oder per Postkarte an: 

Botschaft der Republik Sudan 
Kurfürstendamm 151 
10709 Berlin 



Reiche werden reicher, Arme ärmer 

Proteste gegen neoliberale Reformen in Tunesien 


Erneut - wie mehrmals in den ver¬ 
gangenen Jahren - kam es in Tunesi¬ 
en Anfang Januar zu Protesten wegen 
der schlechten wirtschaftlichen Situa¬ 
tion. Auch in Sidi Bouzid kam es wie¬ 
der zu Demonstrationen. Sidi Bouzid 
ist der Ort, in dem 2010 die Proteste 
begannen, die zum Sturz des damali¬ 
gen Präsidenten Ben Ah geführt hat¬ 
ten. 

Noch immer sind die Inflation 
und die Arbeitslosigkeit hoch, fast je¬ 
der Dritte Hochschulabsolvent findet 
keinen passenden Job. Die Staatsver¬ 
schuldung hegt bei knapp 70 Prozent 
des Bruttoinlandprodukts - während 
sie vor dem Sturz von Ben Ah bei 39 
Prozent gelegen hat. 

Mit rund 2,9 Milliarden Euro ist 
der Internationale Währungsfonds 
(IWF) einer der größten Kreditgeber 
für Tunesien. Die harten Sparvorga¬ 
ben des IWF sind für die Misere der 
tunesischen Wirtschaft wesentlich 
verantwortlich. Investitionen blei¬ 
ben aus - und wie vor sieben Jahren 


grassiert weiterhin und unverändert 
die Korruption. Islamistische Orga¬ 
nisationen schlagen Profit aus die¬ 
ser Situation. Aus keinem Land zo¬ 
gen mehr junge Leute auf Seiten der 
Dschihadisten in den Krieg wie aus 
Tunesien. 

Bei den letzten Wahlen erwiesen 
sich Nidaa Tounes - eine säkulare Par¬ 
tei - und die islamistische Ennahdha 
als stärkste Kräfte. Regierungschef ist 
seit August 2016 Youssef Chahed von 
der Nidaa Tounes. Er wurde mit den 
Stimmen der meisten im Parlament 
vertretenen Parteien gewählt. Letzten 
Endes ein später Erfolg der US-Au- 
ßenpolitik: das US-Außenministerium 
hatte 2011 alle neu gebildeten Partei¬ 
en mit unzähligen „Beratern“ überflu¬ 
tet und versucht, die Entwicklungen 
im US-Interesse zu prägen. 

Die Regierung von Youssef Cha¬ 
hed versucht 2018 mit einem neuen Fi¬ 
nanzgesetz neoliberale Reformen um¬ 
zusetzen: Die Mehrwertsteuer wurde 
um ein Prozent angehoben, der Preis 


für Benzin heraufgesetzt, einige Im¬ 
portzölle wurden erhöht. 

Die Reaktion waren Proteste in 
vielen Orten in Tunesien - in vielem 
ähnelten sie denen im Iran. Es begann 
mit kleineren Protesten gegen das Fi¬ 
nanzgesetz, die Zulauf gewannen und 
in deren Verlauf es zu Diebstählen, 
Plünderungen und Brandstiftungen 
kam. Dutzende Polizeiautos wurden 
demoliert, zwei Polizeiwachen nieder¬ 
gebrannt, weitere acht geplündert. 

Zu Beginn der Proteste erklärte 
Regierungschef Youssef Chahed noch: 
„Wir glauben, dass 2018 das letzte 
schwierige Jahr für die Tunesier wird“. 
Doch ähnliches wurde seit Jahren ver¬ 
sprochen und blieb ohne Folgen. 

Nach einer Woche dämmte die 
Polizei die Proteste ein. Ein Demons¬ 
trant wurde getötet, es gab zahlreiche 
Verletzte, darunter allein 97 Sicher¬ 
heitskräfte. Fast 800 Menschen wur¬ 
den festgenommen. 

Jetzt versucht die Regierung ei¬ 
nen anderen Weg: kostenlose Gesund¬ 


heitsversorgung für Arbeitslose, 100 
Millionen Dinar (ca. 335 000 Euro) 
zur Unterstützung für arme Familien 
und einen Hilfsfonds für Wohnungs¬ 
suchende. 

Die „Volksfront“ ist ein Bündnis 
linker Parteien und Gruppen. Sie ver¬ 
fügt über 15 von 217 Sitzen im Parla¬ 
ment. Zwei ihrer profiliertesten Poli¬ 
tiker wurden in den letzten Jahren bei 
Anschlägen getötet. Es ist unklar, ob 
die Täter Salafisten waren oder ob sie 
in den Reihen der islamistischen Re¬ 
gierungspartei zu suchen sind. 

Die Volksfront gibt sich mit den 
sozialen Maßnahmen der Regierung 
nicht zufrieden und unterstützte die 
Proteste. „Wir werden weiter Druck 
auf die Regierung ausüben, bis zur Re¬ 
vision des neuen Finanzgesetzes, das 
die Armen ärmer und die Reichen rei¬ 
cher macht“ - erklärte Hamma Ham- 
mami, der jetzige Sprecher der Volks¬ 
front auf einer der Protestkundgebun¬ 
gen in Tunis. 

Manfred Ziegler 


Correa verlässt 
Alianza PAIS 

Ecuadors Ex-Präsident Rafael Cor¬ 
rea hat letzte Woche gemeinsam 
mit einer Reihe von Parlamentsab¬ 
geordneten seinen Austritt aus der 
von ihm gegründeten Regierungs¬ 
partei Allianza PAIS (AP) bekannt 
gegeben. Anlass für den Austritt 
war die andauernde Auseinander¬ 
setzung mit seinem Nachfolger im 
Amt des Präsidenten, Lenin Ma- 
duro, um den Kurs der AP. Maduro 
möchte Entscheidungen der Cor- 
rea-Regierung rückgängig machen 
und sich den bürgerlichen Opposi¬ 
tionsparteien annähern. Im nächs¬ 
ten Monat soll ein Referendum 
über eine Verfassungsänderung 
stattfinden, die es Correa unmög¬ 
lich machen würde, für eine weite¬ 
re Amtszeit als Präsident zu kandi¬ 
dieren. Dieser kündigte bei seinem 
Austritt die Gründung einer neuen 
Partei an. „Sie können den Namen, 
die Büros und den Briefkasten der 
AP behalten, aber die Überzeugun¬ 
gen, das Volk, die Revolution und 
die Zukunft gehören uns“, so Cor¬ 
rea bei der Pressekonfernz zu sei¬ 
nem Austritt. 

Tanh zu lebenslanger 
Haft verurteilt 

In Vietnam ist Trin Xuan Tanh we¬ 
gen Misswirtschaft und Unterschla¬ 
gung zu lebenslanger Haft verurteilt 
worden. Der ehemalige Chef des 
Baukonzerns Petro Vietnam Con- 
structions, einer Tochter des Ener¬ 
giekonzerns Petro Vietnam hat laut 
Urteil umgerechnet mehrere Milli¬ 
arden Euro zweckentfremdet und 
mindestens vier Milliarden Dong 
(ca. 150 000 Euro) in die eigene Ta¬ 
sche gesteckt. Ein weiterer Prozess 
gegen Tanh wegen Korruption soll 
diese Woche beginnen. Der Fall hat¬ 
te in Deutschland für Aufsehen ge¬ 
sorgt, weil Tanh angeblich vom vi¬ 
etnamesischen Geheimdienst aus 
Berlin entführt worden ist. Nach 
Angaben Vietnams ist Tanh freiwil¬ 
lig zum Prozess nach Hanoi zurück 
gekehrt. Deutsche Meiden stellen 
die zur Zeit stattfindenden Korrup- 
tionsverhahren als Machtkampf in¬ 
nerhalb der Kommunistischen Par¬ 
tei Vietnams hin. 

Neuer 

Parlamentspräsident 

In Katalonien wurde Roger Terrent 
von den für die Unabhängigkeit 
von Spanien eintretenden Parteien 
zum neuen Parlamentspräsidenten 
gewählt. Damit zerschlug sich die 
Hoffnung der Unabhängigkeits¬ 
gegner, in Abwesenheit des abge¬ 
setzten Ex-Regierungschefs Carles 
Puigdemont einen pro-spanischen 
Präsidenten durchsetzen zu kön¬ 
nen. Puigdemont lebt seit seiner 
Absetzung im belgischem Exil. In 
Spanien droht ihm die Verhaftung 
wegen Rebellion, Aufruhr und Ver¬ 
untreuung öffentlicher Mittel. Für 
die Verhaftung in Belgien oder ei¬ 
nem anderen europäischen Land 
fehlt derzeit noch ein europäischer 
Haftbefehl. Die spanische Justiz 
weigert sich diesen auszustellen. Pu¬ 
igdemont könne sich mit einer im 
Ausland stattfindenden Verhaftung 
als Opfer im Streit mit der spani¬ 
schen Regierung inszenieren, hieß 
es dazu aus Madrid. Unterdessen 
schlug Terrent Puigdemont erneut 
als Regionalpräsidenten vor. 

TKP kritisiert 
Kriegseinsatz 

Die kommunistische Partei der Tür¬ 
kei (TKP) kritisiert die militärische 
Operation der AKP Regierung auf 
syrischem Boden. In einem State¬ 
ment des Zentralkomitees unter¬ 
strich die TKP, dass die Miltärope- 
ration nichts mit dem „nationalen 
Interesse oder Sicherheitsangele¬ 
genheiten der Türkei“ zu tun habe. 
Die TKP wies auf die Scheinheilig¬ 
keit der AKP hin, die als NATO- 
Mitglied die militärische Präsenz 
der NATO in der Türkei natürlich 
nicht in Frage stelle, aber mit einer 
Bedrohung aus Syrien argumentie¬ 
re. 
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Streiks in der Metall-Tarifrunde 
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Kommunistinnen und Kommunisten solidarisch 

Wie auch in anderen Bundesländern hat die DKP Saarland sich mit den warnstrei¬ 
kenden Metallarbeitern solidarisiert In einem Flugblatt zur aktuellen Tarifausei¬ 
nandersetzung heißt es u.a.: 

„Erneut gebärden sich die Bosse als Eigentümer der Ware Arbeitskraft, dabei ha¬ 
ben sie diese nur zeitweise gekauft. Am liebsten möchten sie schrankenlos über 
die Arbeitszeit verfügen. Auch nur ein teilweiser Lohnausgleich ist ihnen zuwider. 
Arbeitszeitfragen sind im Kapitalismus Machtfragen. Das wissen die Metaller noch 
aus den Kämpfen um die 35-Stunden-Woche. Nur mit Kampf und Solidarität kann 
in dieser Frage etwas erreicht werden. 

Wir Kommunistinnen und Kommunisten sind davon überzeugt, dass Kämpfe um 
Lohn, Arbeitszeit und soziale Rechte nicht nur die betroffenen Beschäftigten an- 
gehen, sondern auch gesellschaftspolitisch von Bedeutung sind. Noch mehr Pro¬ 
fite, noch mehr Umverteilung zugunsten der Reichen, noch mehr Flexibilisierung 
in der Arbeitswelt, Ausgrenzung von noch mehr Menschen von Arbeit und Brot 
durch Rationalisierung/Digitalisierung, ein „Weiter so“ in dieser Gesellschaft darf 
es nicht geben! Auch deshalb ist ein Erfolg der Metallarbeiter für alle wichtig.“ 
Die DKP Saarland zeigt auf, wo das Geld zu holen ist: 

★ Die 30 Dax-Konzerne steigerten ihre Profite im letzten Jahr auf 90 Milliarden Euro. 

★ Die Aktionäre dieser Konzerne erhalten 35,5 Milliarden Euro für 2017 ausge¬ 
schüttet, 11 Prozent mehr als im Vorjahr. 

★ Die beiden Quandt-Erben (47 Prozent Anteil an der BMW-Group) erhalten 
im Geschäftsjahr 2016 1,05 Milliarden an Dividenden, um ihren „Lebensunter¬ 
halt“ zu bestreiten. 

★ Der Porsche-Piech-Familienclan (52,2 Prozent von VW) musste sich mit rund 
155 Millionen zufrieden geben, nachdem er zuvor trotz Dieselgate die Dividen¬ 
denausschüttung um das fünffache erhöht hat, wie im Selbstbedienungsladen. 

★ Die Bezüge der Konzernvorstände sind zum schwindlig werden: Daimler-Boss 
Zetsche staubt 14,4 Millionen im Jahr 2014 ab. Im Durchschnitt kassiert ein Dax- 
Vorstand 57 mal so viel wie ein durchschnittlicher Tarifangestellter. 

★ Die Chefkontrolleure in den Aufsichtsräten haben ihre Vergütungen im letzten 
Jahrzehnt fast verdoppelt - für drei- bis viermalige Sitzungen im Jahr erhalten 
viele von ihnen zwischen 500 000 bis 800 000 Euro im Jahr. 

★ Der Nettogewinn der großen Konzerne 2017 wird auf 74 Milliarden Euro taxiert, 
das bedeutet einen Gewinnsprung gegenüber dem Vorjahr von fast 50 Prozent. 

WSK 
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Daimler, Untertürkheim 
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Melina Deymann zur Berichterstattung über Venezuela 

Sympathisanten des Terrors 


S eit Oscar Perez in der vergange¬ 
nen Woche in Venezuela bei ei¬ 
nem Polizeieinsatz getötet wurde 
überschlagen sich die deutschen Me¬ 
dien. Unter einem Bild Maduros titelt 
„Spiegel Daily“ mit „Der Schlächter - 
Wie Venezuelas Präsident seine Gegner 
ausschalten lässt - und sein hungerndes 
Volk unterdrückt“ „tagesschau.de“ setzt 
bei der Beschreibung von Perez und 
seinen Anhängern das „Terroristen“ 
in Anführungszeichen und die „Frank¬ 
furter Allgemeine Zeitung“ faselt da¬ 
von, der Tod habe Perez vom „Held 
zum Märtyrer gemacht“ und berichtet 
schnell noch, dass „Menschenrechtsor¬ 
ganisationen“ das „brutale Vorgehen 
der Sicherheitskräfte“ scharf verurtei¬ 
len. Näher benennen können sie ihre 
Quellen auch nicht, handelt es sich bei 
den doch um Vertreter der rechten Op¬ 
position Venezuelas. 

Was damit bezweckt wird ist klar. 
Längst sind wir an die Vorbereitung 
von Regime-Changes in den deutschen 


Leitmedien gewöhnt, denken wir nur 
an den „Henker von Bagdad“ oder an 
die „blutigen Hände“ von Muammar al- 
Gaddafi. 

Nach der Einberufung der Verfas¬ 
sunggebenden Versammlung und der 
Entlassung der Generalstaatsanwäl¬ 
tin Ortega war es im deutschen Blät¬ 
terwald ruhig geworden um Venezue¬ 
la. Es lassen sich keine Titelbilder von 
schönen Steinewerfern mehr finden, die 
Proteste sind vorbei. Heroen wie Cate- 
rina Ciarcelluti (Venezuelas schönste 
Demonstrantin, „Bild“), die mit Demo- 
selfies hierzulande Sympathien für die 
gewalttätige venezolanische Oppositi¬ 
on wecken sollten, kämpften angeblich 


für das „hungernde Volk“ („Der Stan¬ 
dard“). Inzwischen muss man sagen, 
die damals bejubelten Demonstranten 
haben wenigstens nur mit Steinen und 
Molotowcoktails geworfen als sie den 
Aufrufen der venezolanischen Opposti- 
on zur Gewalt folgten. Bei Oscar Perez 
sieht das anders aus. 

Besonders widerlich wird die medi¬ 
ale Offensive im Fall Perez, wenn sie 
anfangen über seine eigentlichen Ta¬ 
ten zu reden. Da wird der Beschuss des 
Obersten Gerichtshofes und des Innen¬ 
ministeriums aus einem gestohlenen 
Polizeihubschrauber heraus, schnell zu 
einer „unblutigen“ (FAZ) bzw. schlicht 
„spektakulären“ (tagesschau.de) Akti¬ 


on und das Terrorkommando wahl¬ 
weise zu „Perez und seinen Mitstrei¬ 
tern“ (tagesschau.de) oder zu „Rebel¬ 
len“ (spiegel online). Nicht erwähnt im 
bundesdeutschen Medienzirkus wird, 
dass sich im Gebäude des Obersten 
Gerichtshofes eine Vorschule befindet, 
in der sich zum Zeitpunkt des Angrif¬ 
fes Kinder aufhielten und dass auf der 
Terrasse des Innenministeriums eine 
Feier stattfand. Der „Märtyrer“ Perez 
hat also den Tod von Kindern bei sei¬ 
ner „spektakulären Aktion“ billigend 
in Kauf genommen. 

Ebenfalls keine Erwähnung findet, 
dass seine Terrorzelle nach Erkenntnis¬ 
sen venezolanischer Ermittler plante, 


eine Autobombe vor der kubanischen 
Botschaft in Caracas zu platzieren, was 
vermutlich auch nicht ohne Tote und 
Verletzte abgegangen wäre, hätten die 
Ermittler nicht vorher eingegriffen. 

Die deutschen Medien schweigen 
auch über die Hintergründe der Krise 
in Venezuela. Die vom US-Finanzmi- 
nisterium verhängte Sanktion macht es 
Venezuela schwer, gefördertes Öl auch 
zu verkaufen. Der Export in die USA 
sank 2017 im Vergleich zum Vorjahr 
um 50 Prozent, US-Raffinerien, die Öl 
aus Venezuela bezogen haben, können 
die Lieferungen nicht bezahlen, da US- 
Banken sich weigern die Geschäfte ab¬ 
zuwickeln. 

Auch die EU beschloss Sanktio¬ 
nen gegen Venezuela, weitere werden 
folgen, wenn Präsident Maduro nicht 
für einem „konstruktiven Dialog und 
Verhandlungen“ offen sei. Auch die 
EU möchte Venezuela anscheinend so 
lange aushungern, bis es zum Regime- 
Change bereit ist. 


„Ich bin Christ, Konservativer und Republikaner - in dieser 
Reihenfolge“ - das sagt US-Vizepräsident Mike Pence über 
sich selbst. Dieser Mann wird nicht genügend beachtet, er ist 
die treibende Kraft im Weißen Haus, er setzt ideologisch und 
politisch die Maßstäbe, nach denen dann Donald Trump seine 
Entscheidungen trifft. Mike Pence unterstützt das sogenannte 
„Intelligent Design“,das sich gegen die Evolutionstheorie richtet. 
Pence akzeptiert auch den weitgehenden Konsens unter Wis¬ 
senschaftlern, dass die globale Erwärmung durch menschliches 
Handeln verursacht wird, nicht. Pence ist verantwortlich dafür, 
dass die US-Regierung Jerusalem als Hauptstadt Israels aner¬ 
kennt.„Meine Unterstützung für Israel speist sich hauptsächlich 
aus meinem persönlichen Glauben“,sagte Pence schon 2002 und 
weiter „in der Geschichte der Juden haben wir immer auch die 
Geschichte Amerikas gesehen“. 

Damit liegt der zweite Mann der USA ganz auf Linie seiner evan- 
gelikalen Unterstützer. Sie sehen in der Anerkennung Jerusalems 
einen weiteren Schritt auf dem Weg zur Rückkehr des Messias, 
der dann endlich seine tausendjährige Herrschaft auf Erden 
antreten könne. Pence hat auf seiner Nahostreise weder mit 
Politikern der palästinensischen Autonomiebehörde noch mit 
christlichen Vertretern geredet - sie verweigerten Gespräche aus 
Protest über den Jerusalembeschluss. Aus diesen Gründen hat 
der Christ bei seinem Besuch im Heiligen Land auch keine Kirche 
besucht: Es fand sich kein Vertretender ihn in seinem Gotteshaus 
begrüßen wollte. HB 
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Schnattermaul? 


Marx und Engels sind nicht schwer zu verstehen • Kolumne von Hans-Peter Brenner 


Werner Sarbok zum Sonderparteitag der SPD 

Leider berechenbar 


Willy Brandt nannte einst Friedrich 
Engels, den wichtigsten politischen und 
geistigen Weggefährten und Freund 
von K. Marx, in einer Rede zu dessen 
150 Geburtstag einen „liebenswerten 
Vereinfacher.“ Zu den „faszinierenden 
Vereinfachungen von Engels“ zähl¬ 
te laut Brandt vor allem der folgende 
Grundsatzgedanke, „dass es vor allem 
darauf ankomme, die Produktionsmit¬ 
tel zu sozialisieren.“ 

Dass es sich bei dieser Aussage ge¬ 
wiss um einen zentralen Gedanken des 
von Marx und Engels gemeinsam er¬ 
arbeiteten wissenschaftlichen Sozialis¬ 
mus handelt, steht fest. Einen Hauch 
dieser Ahnung findet man sogar noch 
im Godesberger Parteiprogramm der 
SPD von 1959. Wenn die SPD nicht 
zufällig die Verbindung zum damit un¬ 
trennbaren weiteren Gedanken ausge¬ 
spart hätte: die Eroberung der politi¬ 
schen Macht durch die Arbeiterklasse 
und ihre werktätigen Verbündeten. 

Knapp 50 Jahre später stehen wir 
vor einem neuen Jubiläum, dem 200. 
Geburtstag von Karl Marx. Und wieder 
geht es um ein öffentliches Abwatschen 
des Jubilars. Das Blatt, hinter dem an¬ 
geblich lange Zeit „Immer ein kluger 
Kopf steckte“, eröffnete seinen Beitrag 
zum 200. Jubiläumsjahr mit einer gra¬ 
phischen Petitesse. Der berühmte „Pro¬ 
phetenkopf“ des alten Marx wurde auf 
der Titelseite graphisch „leicht modifi¬ 
ziert“. Anstelle des Gesichts von Marx 
wurde ein Entenschnabel in seine wei¬ 
ße Haarpracht einmontiert. 

Marx als „Schnattermaul?!“. Das 
war die graphische Verpackung für 
den Auftakt eine Artikelreihe des sich 
als Marxist bekennenden FAZ-Feuil- 
letonisten und -Autors Dietmar Dath. 
Dafür darf man Dath nicht kritisieren. 
Kein Journalist und Autor kann für 


redaktionelle „Umrahmungen“ und 
Bearbeitungen seiner Beiträge ver¬ 
antwortlich gemacht werden. Aber 
Textbotschaft und Schnattermaul-Bild 
korrespondieren zumindest in einem 
Punkt miteinander. Marx sei enorm 
schwierig zu verstehen, meint Dath, 
wegen seiner „ungeheuer schwierigen 
Sätze“. 



Hans-Peter Brenner 


Nun ja, der Journalist Marx hatte in 
der Tat eine „Sauklaue“. Schwer zu „le¬ 
sen“ war er in seiner Originalschreibe 
ganz bestimmt. Aber schwer zu verste¬ 
hen? Geht es vor allem um die Kompli¬ 
ziertheit seines „hypotaktischen Satz¬ 
baus“, der durch die „verschachtelte 
Wirklichkeit“ aber geradezu notwen¬ 
dig sei, wie Dath meint? Hätte Marx 
das einigen Propheten des alten Testa¬ 
ments - so dem Stammvater Abraham- 
angedichtete „biblische“ Alter von 200 
Jahren erreicht, so wäre er gerade we¬ 
gen der Einfachheit und Klarheit sei¬ 


ner politischen Botschaft der sozial und 
gesellschaftlich Geächtete geblieben. 

Denn seine grandiose und simp¬ 
le Botschaft lautet bekanntlich nach 
dem von ihm und Engels gemeinsam 
geschriebenen „Manifest der Kommu¬ 
nistischen Partei“ von 1848 so: „Auf 
Deutschland richten die Kommunis¬ 
ten ihre Hauptaufmerksamkeit, weil 
Deutschland am Vorabend einer bür¬ 
gerlichen Revolution steht und weil 
... die deutsche bürgerliche Revoluti¬ 
on nur das unmittelbare Vorspiel einer 
proletarischen Revolution sein kann. 

Mit einem Wort, die Kommunisten 
unterstützen überall jede revolutionä¬ 
re Bewegung gegen die bestehenden 
gesellschaftlichen und politischen Zu¬ 
stände. 

In allen diesen Bewegungen he¬ 
ben sie die Eigentumsfrage, welche 
mehr oder minder entwickelte Form 
sie auch angenommen haben möge, als 
die Grundfrage der Bewegung hervor.“ 

Ist das schwer zu verstehen? Im Ge¬ 
genteil. Die Botschaft ist sehr simpel. 
Darauf beruht ja grade Marx 4 Massen¬ 
wirksamkeit. Das weiß die Bourgeoi¬ 
sie, das wissen auch ihre Ideologen und 
Politiker. Deshalb wurden und werden 
diejenigen, die die Losung vom Sturz 
der Kapitalistenklasse und der Ent¬ 
eignung der Banken und Konzerne in 
revolutionäre Praxis in der alten BRD 
oder beim Aufbau der sozialistischen 
DDR besonders intensiv vorantrieben, 
auch folgerichtig mit Partei- und Be¬ 
rufsverboten drangsaliert oder nach 
1989 zum „Stelldichein“ entweder ins 
Gefängnis oder zum Arbeits- oder So¬ 
zialamt verfrachtet. 

Marx 4 Botschaft ist simpel: „Wer- 
wen?“ Die Revolutionäre Marx und 
Engels sind weder kompliziert noch 
sind sie schwer zu verstehen. 


Die Entwickung der SPD der letzten 
Jahre und Jahrzehnte betrachtend, wäre 
man vorschnell geneigt, dem Spötter 
zuzustimmen: Auf die SPD ist Verlass. 
Sie kämpft bis zum Umfallen. 

Da wäre der Umfaller Martin 
Schulz. Die Halbwertzeiten seiner 
durchaus richtigen Positionierungen 
gegen eine Groko sind rekordverdäch¬ 
tig kurz. 

Die gern als „Parteilinke“ hochstili¬ 
sierte Nahles braucht erst gar nicht um¬ 
zufallen, und so erntete ihr von bundes¬ 
deutschen Medien als kämpferisch be- 
zeichnete Auftritt auch deren Lob für 
die Worthülsen, die sie im Stakkato auf 
die bemitleidenswerten Delegierten ab¬ 
schoss. Nur blieb dem etwas außenste¬ 
henden Betrachter offen - für was oder 
wen kämpfte sie? 

Sie sei in die SPD eingetreten, um 
einer älteren Dame mit 35 Berufsjahren 
zu einer auskömmlichen Rente zu ver¬ 
helfen, fabulierte sie. Da gab es tatsäch¬ 
lich Applaus, der übertönt, dass Nahles 
für eine Politik steht, die die Voraus¬ 
setzungen für die massenhafte Alters¬ 
armut geschaffen hat, an deren Anfang 
wir gerade erst stehen. 


Man lernt nie aus. Es soll keine Ein¬ 
schränkung des Streikrechts sein, 
wenn in Griechenland statt eines Fünf¬ 
tels künftig die Hälfte der Gewerk¬ 
schaftsmitglieder - bei Anwesenheits- 
Pflicht^) - zum Streik aufrufen muss. 
Sagt in einem Facebook-Post am 15. Ja¬ 
nuar die „Marxistische Linke“, vor bald 
fünf Jahren von Mitgliedern unserer 
Partei gegründet und immer noch er¬ 
folglos auf der Suche nach einem war¬ 
men Plätzchen neben dem „Forum de¬ 
mokratischer Sozialismus“ in der Partei 
Die Linke. Da sich dort allerdings kaum 
jemand für das Grüppchen zu interes¬ 
sieren scheint, braucht es wohl eine be¬ 
sondere Public Relations-Aktion. 

Denn nicht etwa verschämt, son¬ 
dern ganz offen begründet die „Mar¬ 
xistische Linke“ ihre Unterstützung 
für die immer dreisteren Angriffe der 
Tsipras-Regierung auf die Arbeiter¬ 
klasse und gibt gleich die Richtung 
vor, die ihr für die Zukunft der griechi¬ 
schen Streikfronten vorschwebt: „Aus 
gutem Grund ist bei den deutschen 
Gewerkschaften ein Quorum von 75 
Prozent, weil sich darunter kein er¬ 
folgreicher Arbeitskampf, der von den 
Kolleginnen entschieden und geführt 
werden muss, führen lässt“. 

Da fragt sich die nach dem Austritt 
eines Teils der MaLi-Leute verbliebe¬ 
nen Mitglieder einer - wie wir bei Ma- 


Die Argumente der Groko-Kritiker 
trafen nicht den Kern der sozialpoliti¬ 
schen Mutation der SPD. „Heute ein¬ 
mal ein Zwerg sein, um in Zukunft wie¬ 
der etwas Großes zu sein“, argumentier¬ 
te der Juso-Bundesvorsitzende Kevin 
Kühnert. Seine Stellvertreterin zitierte 
die fehlende Handschrift der SPD in 
den letzten Regierungen. 

Doch leider ist die Handschrift der 
SPD für Rentner, Beschäftigte und 
von der Arbeit Ausgegrenzte spürbar. 
Sie hat mit einer sozialdemokratischen 
Partei nichts zu tun. Befristete Arbeits¬ 
verhältnisse und Hartz IV sind Produk¬ 
te der SPD. 

Der beschworene notwendige Er¬ 
neuerungsprozess kann auf dieser po¬ 
litischen und personellen Grundlage 
nur ein weiterer Schritt in Richtung 
Überflüssigkeit sein. Das wäre bedau¬ 
erlich. Der Kampf für weniger Krieg, 
für eine gerechtere Verteilung der Er¬ 
löse der Arbeit in unserem Land, ge¬ 
gen die Abwehr sozialer Grausamkei¬ 
ten und vieles anderes mehr wird ohne 
eine kämpferische sozialdemokratische 
Abteilung der deutschen Arbeiterbe¬ 
wegung wahrlich nicht leichter. 


Li-Mitgliedern lernen durften - stalinis- 
tischen sowie national wie international 
isolierten DKP, welcher der beiden Na¬ 
mensteile der „Marxistischen Linken“ 
eigentlich unpassender ist. Oder wie ein 
Facebook-User zum neuesten Offenba¬ 
rungseid der MaLi sagt: „Bei solchen 
Marxisten braucht man keine Unter¬ 
nehmerverbände mehr.“ 

Auf diese grundwahre Anmerkung 
antwortet die aus unserer Partei ausge¬ 
tretene ehemalige Vorsitzende Bettina 
Jürgensen, dass eine aus ungenügender 
Unterstützung aus der Belegschaft re¬ 
sultierende Stellvertreterpolitik „die 
Unternehmer erst richtig freut“. Dass 
es einen Unterschied zwischen Be¬ 
legschaftszahl und Gewerkschaftszu¬ 
gehörigkeit gibt, wird bei ihr also ne¬ 
benbei zur Frage, ob denn nicht gleich 
50 Prozent der Belegschaft (und eben 
nicht der Gewerkschaftsmitglieder) 
dem Streik zustimmen müssten. Oder 
dürfen’s auch 75 Prozent sein? 

Die Unternehmer würde übrigens 
auch freuen, wenn die MaLi ihren Ein¬ 
fluss bei Syriza und Tsipras in Sachen 
„politisch motivierter Streik“ geltend 
machen könnte. Der (und nicht etwa 
Tarifangelegenheiten) ist nämlich der 
Hauptanlass für Arbeitsniederlegungen 
in Griechenland. Und in Deutschland 
ist er ja durch das Streikrecht auch nicht 
gedeckt. Gewiss aus gutem Grund. 


Günter Pohl zur Einschränkung des Streikrechts in Griechenland 

Neues vom 
Internationalismus 
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Der Wendepunkt im Vietnam-Krieg 

Von der Tet-Offensive 1968 zum Pariser Abkommen 1973 • Von Stefan Kühner 



Beim Massaker von My Lai waren die meisten Opfer Frauen und Kinder (16. März 1968) 


V or 45 Jahren Unterzeichneten am 
27. Januar 1973 die Delegatio¬ 
nen der Demokratischen Repu¬ 
blik Vietnam (Nordvietnam), der Pro¬ 
visorischen Revolutionären Regierung 
(PRR) Südvietnams (Administration 
der Befreiungsfront), der Vereinigten 
Staaten von Amerika sowie der Repu¬ 
blik Vietnam (Südvietnam unter der 
Regierung unter Nguyen Van Thieu) in 
Paris das Neun-Punkte-Abkommen zur 
Beendigung des Kriegs in Vietnam und 
zum Abzug der USA-Truppen aus Süd¬ 
vietnam. Die Verhandlungsführer wa¬ 
ren Henry Kissinger für die USA, Frau 
Nguyen Thi Binh für die PRR Vietnams 
und Le Duc Tho für die DRV. 

Kernpunkte des Abkommens waren: 
1. Die USA respektieren die Unabhän¬ 
gigkeit, territoriale Souveränität und 
Einheit Vietnams. 2. Die USA werden 
innerhalb von 60 Tagen ihre gesamten 
Truppen und ihr Militärpersonal aus Vi¬ 
etnam abziehen. Die Verminung der Hä¬ 
fen und die Bombardierungen werden 
eingestellt. 24 Stunden nach Unterzeich¬ 
nung des Abkommens soll ein Waffen¬ 
stillstand in Südvietnam eintreten. 3. Par¬ 
allel zum Truppenabzug der US-Armeen 
sollen die Kriegsgefangenen freigelassen 
werden. 4 . Das südvietnamesische Volk 
soll selbst über seine Zukunft durch freie 
Wahlen entscheiden. Die USA versuch¬ 
ten nicht mehr, ein proamerikanisches 
Regime zu installieren. Die südvietna¬ 
mesischen Parteien sollen die nationa¬ 
le Aussöhnung vorantreiben und einen 
Nationalen Rat der Versöhnung bilden. 
5. Die Wiedervereinigung des Landes 
soll Schritt für Schritt verwirklicht wer¬ 
den. 6. Eine gemischte Militärkommissi¬ 
on aus den beiden südvietnamesischen 
Parteien soll gebildet werden. Außer¬ 
dem solle eine internationale Kontroll- 
und Überwachungskommission gebildet 
werden. 7 . Alle unterzeichnenden Par¬ 
teien verpflichten sich, die Souveränität 
von Laos und Kambodscha gemäß dem 
Genfer Indochina-Abkommen von 1954 
zu respektieren und die Territorien der 

Kriegsgespenster, die sich 
ins Gedächtnis einnisten 

Was passiert aus einem Kind, das in 
einem amerikanischen Kaff und in ei¬ 
ner stockkonservativen Familie auf¬ 
wächst, in der es seit Generationen 
nur einen Beruf gibt, den des Solda¬ 
ten? Und in der ein Vater keinen an¬ 
deren Gedanken hat, als seinen Sohn 
ebenfalls zum Soldaten zu machen? 
Das Kind wird selbst Soldat und geht 
aus voller Überzeugung nach Viet¬ 
nam. Auch die Antikriegsbewegung, 
die 1968 immer stärker wird, und 
seine Freundin Eleonore schaffen es 
nicht, seine Einstellung zu ändern. 
Im Militär Camp wird ihm unabläs¬ 
sig ins Gehirn gehämmert „Ihr müsst 
die Schlitzaugen töten-töten-töten“. 
Aber die realen Toten in Vietnam gra¬ 
ben sich bis in die letzten Winkels des 
Gedächtnisses von Gl Marlin McDate 
ein und erschüttern seine Überzeu¬ 
gung. 

Den 27. Januar 1973, den Tag, an 
dem das Pariser Friedensabkommen 
unterzeichnet wurde, erlebt er in ei¬ 
ner Saigoner Bar und weiß plötzlich 
nicht mehr, was er nun machen soll. 
Eine vietnamesische Ärztin und Phy¬ 
siotherapeutin wird ihm nach einer 
Verletzung zur Freundin und lässt in 
ihm die Erkenntnis wachsen, dass er 
und sein Land Vietnam zerstört ha¬ 
ben. Er kehrt in die USA zurück und 
grübelt weiter über diesen Krieg. 1979 
kehrt er seinem Heimatland den Rü¬ 
cken und beginnt zusammen mit der 
Freundin, die ihm die Augen öffnete, 
als Mitarbeiter humanitärer Organi¬ 
sationen, Minen zu räumen und sich 
um Agent Orange Opfer zu kümmern. 
Kann er damit auch die Gespenster 
in seinem Gedächtnis verscheuchen? 

Stefan Kühner 

Luca Pollini: Rückkehr nach Viet¬ 
nam - Auf der Seite des Feindes, 
Zambon Verlag, Frankfurt 2017,15, - 
Euro ISBN, 978-3-88 975-265-9 


Länder nicht länger für militärische Ak¬ 
tionen gegen andere zu benutzen. 8. Die 
USA werden zur Heilung der Wunden 
des Krieges in der DRV und ganz Indo¬ 
china beitragen. 9. Das Abkommen tritt 
mit der Unterzeichnung in Kraft und ist 
strikt einzuhalten. 

Noch wenige Monate zuvor hatte 
der US-Präsident Nixon nach gerade 
gewonnener Wahl versucht, das bereits 
im Oktober 1972 unterschriftsreife Ab¬ 
kommen nochmals in seinem Sinne zu 
ändern, beziehungsweise die DRV und 
die FNL (Front National de Liberation 
= vietnamesische Befreiungsfront) mi¬ 
litärisch zu besiegen. Dazu ließ er im 
Dezember 1972 Hanoi über die Weih¬ 
nachtstage pausenlos bombardieren 
(siehe UZ vom 5. Januar). Die DRV 
und das vietnamesische Volk kapitulier¬ 
ten aber nicht. Die USA mussten an den 
Verhandlungstisch zurückkehren und ih¬ 
ren Rückzug aus Vietnam akzeptieren. 
60 Tage nach Unterzeichnung des Ab¬ 
kommens, am 30. März 1973, verließen 
die letzten US-Kampftruppen Vietnam. 
Vietnam hatte einen unvergleichlichen 
diplomatischen Sieg errungen. Für die 
Menschen in der Demokratischen Repu¬ 
blik Vietnam und den befreiten Gebie¬ 
ten im Süden waren die Kampfhandlun¬ 
gen und der Krieg auch tatsächlich und 
endlich vorbei. 

Bis alle Menschen sich über den 
Frieden freuen durften, dauerte es aber 
nochmals über zwei Jahre. Denn nicht 
alle wollten den Frieden. Insbesonde¬ 
re Nguyen Van Thieu, der US-Vasall in 
Südvietnam, schäumte und verstärkte 
den Terror gegen die Befreiungsfront 
und alle, von denen er meinte, dass sie 
diese unterstützen. „Zur Verhaftung 
freigegeben sind Bürger, denen auch nur 
ein Zeuge Sympathien für die Befrei¬ 
ungsfront nachsagt, des weiteren Flücht¬ 
linge, die versuchen, aus einem Elends¬ 
lager auf eigene Faust in ihr Heimatdorf 
zurückzukehren. Solche Aussagen wirk¬ 
ten wie ein Freibrief für mehr als eine 
Million Soldaten und 120 000 Polizisten 
zu schrankenlosem Terror gegen das 
Volk“, schrieb der „Spiegel“ in der Aus¬ 
gabe vom 29. Januar 1973. Dennoch, die 
Freude in der ganzen Welt war groß - 
auch hierzulande. Auch Bundeskanzler 
Willy Brandt begrüßte in einer Regie¬ 
rungserklärung das Pariser Abkommen: 
„Die Bedingungen für den Weltfrieden 
sind dadurch günstiger geworden. Die 
befreiende Wirkung für Millionen direkt 
betroffener Menschen empfinden wir 
mit. Die unglücklichen Menschen in Vi¬ 
etnam haben fast eine Generation lang 
unter Krieg und Bürgerkrieg schwer lei¬ 
den müssen.“ Dies entsprach seinerzeit 
sicherlich auch den Empfindungen von 
Teilen der Bevölkerung in der BRD. Bei 
der Bewegung gegen den Vietnamkrieg 
gab es trotz der Freude große Skepsis, 
dass die USA wirklich Wort halten wür¬ 
den. „Krieg und Frieden liegen heute in 
Indochina näher beieinander als je zu¬ 
vor. Verstärken wir deshalb unsere So¬ 
lidarität mit Vietnam! Fordern wir die 
Einstellung der politischen und mate¬ 
riellen Unterstützung des US-Krieges 


durch die Bundesregierung. Fordern 
wir den Abbruch aller diplomatischen 
Beziehungen mit dem Thieu-Regime“, 
schrieb das Magazin des MSB Sparta¬ 
kus „Rote Blätter“ im Januar 1973 und 
rief auf, für den Bau eines Kinderkran¬ 
kenhauses in Hanoi zu spenden. „Spen¬ 
det 1 % vom BAFöG“ lautete die Parole. 
Begonnen hatten die Verhandlungen 
wenige Tage nach der Tet-Offensive am 
13. Mai 1968. 

Die Tet Offensive 1968 

Am 29. Januar 1968, in der Nacht des 
vietnamesischen Neujahrsfestes Tet 
Nguyen Dan, starteten vietnamesische 
Befreiungskämpfer der FNL an 
nahezu allen Stellen in Südvietnam 
Angriffe gegen die amerikanischen 
Besatzer sowie gegen die Truppen 
der südvietnamesischen Armee. Am 
Abend des Neujahresfestes 1968 verlas 
Ho Chi Minh die Neujahrsansprache 
über Radio Hanoi und schloss 
seine Rede mit einem Gedicht: 

Dieser Frühling überstrahlt die ver¬ 
gangenen Frühjahre./Die Neuigkeiten 
über den Sieg lassen das ganze Land 
jubeln/ und ermuntern den Süden und 
den Norden,/gegen den US Aggressor 
zu kämpfen./Vorwärts, der Sieg gehört 
uns. 

Unmittelbar nachdem die letzten Worte 
dieses Verses verklungen waren, erging 
ein spezieller Befehl des Oberkomman¬ 
dos der Befreiungsarmee zum General¬ 
angriff gegen die US-Truppen und die 
Saigoner Armeen. Um 0:30 Uhr began¬ 
nen die ersten Angriffe gegen die Städ¬ 
te Tan Vanh und Kon Tum, gefolgt von 
Angriffen gegen die US-Armee in Tay 
Nguyen im zentralen Hochland. Weitere 
Hauptziele des Angriffs waren US-Ein- 
richtungen in den Provinzhauptstädten 
Buon Ma Thuot, Plei Ku und Dac Lac. 
Entlang der Nationalstraße 1 und ihren 
Nebenstraßen an der Küste von Mittel¬ 
vietnam griffen die Befreiungskräfte die 
Städte Nha Tang, Quy Nhon, Tuy Hoa 
und Hoi An an. Die Hauptquartiere der 
südvietnamesischen Armee in Da Nang 
und die Offizierskasinos in Nha Tran 
wurden unter Feuer genommen. 
Überraschungsangriffe fanden insbe¬ 
sondere auch in Saigon statt. Dort rich¬ 
teten Hunderte von Kommandos der 
Befreiungsfront ihre Aktionen gegen 
die Einrichtungen der USA und der Sai¬ 
goner Regierung. Ziele waren auch die 
Militärflugplätze und Häfen in Saigon, 
die seinerzeit die größten US-Basen 
in Südostasien waren. Auf dem Saigo¬ 
ner Flughafen Tan Son Nhat zerstörten 
Kämpfer der FNL 20 Flugzeuge. 

In der Nacht vom 30. auf den 31. Janu¬ 
ar wurden gleichzeitig massive Angriffe 
gegen Radiostationen, den Präsidenten¬ 
palast der Saigoner Regierung sowie das 
Hauptquartier der Polizei und Armee 
Nguyen Van Thieus gerichtet. Ziel der 
Attacken war auch die US-Botschaft. 
17 Befreiungskämpfer drangen auf das 
Gelände der am besten gesicherten 
US-Einrichtung in Südvietnam vor und 
hielten dort sechs Stunden lang die Bot¬ 
schaft in ihrer Gewalt, bis sie allerdings 


der Übermacht der US-Kräfte zum Op¬ 
fer fielen. 

„Fixiert auf die Ereignisse in Khe 
Sanh trafen die Angriffe der FNL 
Amerikaner und Südvietnamesen völ¬ 
lig unvorbereitet. Wegen der traditio¬ 
nellen Waffenruhe an den höchsten vi¬ 
etnamesischen Feiertagen befand sich 
die Hälfte aller südvietnamesischen 
Soldaten auf Heimaturlaub. Sträfliche 
Defizite offenbarten auch die militäri¬ 
schen Nachrichtendienste. Einige ver¬ 
frühte Angriffe wurden nicht ernst ge¬ 
nommen. Niemand im amerikanischen 
Hauptquartier hatte sich vorstellen kön¬ 
nen, dass die FNL eine so komplizierte 
Operation würde durchführen können. 
Wieder einmal hatten die amerikani¬ 
schen Streitkräfte den Gegner unter¬ 
schätzt“, schrieb der eher US-freundli- 
che Historiker des Vietnamkriegs Marc 
Frey in seinem Buch „Geschichte des 
Vietnamkriegs“. Die von Frey erwähnte 
Fixierung auf Khe Sanh war von Gene¬ 
ral Vo Nguyen Giap bewusst inszeniert 
worden. Khe Sanh war Standort einer 
ziemlich kleinen US-Garnison im bergi¬ 
gen Hochland nahe der entmilitarisier¬ 
ten Zone. Giap hatte im Herbst dort 
20 000 Soldaten der Befreiungsfront 
konzentriert und das US-Militär-Camp 
mit einem großen Trommelfeuer ange¬ 
griffen. Die US-Militärführung befürch¬ 
tete daraufhin, in der Gebirgsregion ein 
neues Dien Bien Phu zu erleben und 
schickte riesige US-Kontingente in den 
Raum Khe Sanh. Die Angst war wohl 


so groß, dass selbst über den Einsatz 
von Atomwaffen geredet wurde. „Der 
Einsatz taktischer Nuklearwaffen soll¬ 
te in der gegenwärtigen Situation nicht 
erforderlich sein. Sollte sich die Situati¬ 
on im DMZ-Gebiet jedoch dramatisch 
ändern, sollten wir bereit sein, Waffen 
mit größerer Wirksamkeit gegen mas¬ 
sierte Streitkräfte einzuführen“, hieß es 
in einem Memorandum des US-Außen¬ 
ministeriums vom 3. Februar 1968 mit 
dem Titel „From the Chairman of the 
Joint Chiefs of Staff (Wheeler) to Pre¬ 
sident Johnson“. [1] 

Die Regierung und die Öffentlich¬ 
keit in den USA waren geschockt - wa¬ 
ren doch die Viet Cong, wie die Befrei¬ 
ungsfront abschätzig genannt wurde, 
mitten ins „Wohnzimmer“ der USA in 
Südvietnam gestürmt. Die Fragen, ob 
dieser Krieg zu gewinnen sei und war¬ 
um er überhaupt geführt wurde, wurden 
erstmals lauter. 

Die militärischen Einzelerfolge, 
die während der Tet-Offensive erzielt 
werden konnten, waren allerdings nur 
schmerzhafte Nadelstiche gegen die 
US-Aggressoren und ihre Saigoner Hel¬ 
fer. Diese waren durch die Angriffe im 
Januar/Februar 1968 noch lange nicht 
geschlagen. Im Gegenteil, die USA ver¬ 
stärkten die Militäraktionen in Vietnam. 
Die Verluste bei den Befreiungskräften 
und vor allem in der Zivilbevölkerung 
waren riesengroß. Trotz dieser Verluste 
kämpfte die FNL mit Unterstützung des 
vietnamesischen Volks weiter intensiv 
und dauerhaft gegen die Eindringlinge 
aus den USA. Sie fügte dabei auch den 
US-Streitkräften schwere Verluste zu. 

Der wichtigste Erfolg der Tet-Offen¬ 
sive war das nun immer stärker erwa¬ 
chende weltweite Interesse für den Be¬ 
freiungskampfvietnams und die immer 
größer und lauter werdenden Proteste 
gegen die Kriegsführung der USA in 
Südostasien. Die vielen toten US-Sol- 
daten, die Erkenntnis, dass dieser Krieg 
nicht zu gewinnen sei und nicht zuletzt 
der weltweite Protest gegen den Viet¬ 
nam-Krieg führten dazu, dass die US- 
Regierung Verhandlungen mit der FNL 
und der DRV (Demokratische Repub¬ 
lik Vietnam = Nordvietnam) aufnahm. 
Das erste Treffen der Verhandlungsde¬ 
legation fand am 13. März 1968 statt. 
Drei Tage später starben die Bewohner 
des Dorfs My Lay. 

[i] Foreign Relations of the United States, Vo¬ 
lume VI, Vietnam, January-August 1968, htt- 
ps://history.state.gov/historicaldocuments/ 
frusi 964-68vo6/d5i 



Die US-Delegation bei der Unterzeichnung des Pariser Abkommens, 27.1.1973 


Das vietnamesische Neujahrsfest Tet Nguyen Dan 

Das vietnamesische Neujahrsfest hat keinen festen Termin, sondern variiert nach 
dem Mond-Kalender und dauert drei Tage. Es fängt am Vortag des ersten Neu¬ 
mondes nach der Wintersonnenwende an. In diesem Jahr ist es der 16. Februar. 
Das,Jahrdes Hahns'geht zu Ende,es kommt das,Jahr des Hundes'.Die Jahre in Vi¬ 
etnam tragen Tiernamen und verlaufen in einem Rhythmus von i2Jahren:Schlan- 
ge, Pferd,Ziege, Affe, Hahn, Hund,Schwein, Ratte, Büffel,Tiger, Katze und Drache. 

Tet Nguyen Dan ist das wichtigste Familienfest in Vietnam mit einer uralten 
Tradition. Die Familien besuchen sich gegenseitig, vor allem der Besuch der Groß¬ 
eltern ist obligatorisch. Die Menschen kleiden sich neu ein, die Kinder erhalten 
Geschenke. Die Vorbereitungen auf das Fest beginnen bereits eine Woche vorher. 
Da wird dem Küchengeist OngTao geopfert, damit dieser bei seinem Besuch im 
Himmel Gutes über die Familie berichtet. Dann heißt es: Einkäufen, aufräumen, 
putzen. Wichtig ist es außerdem, seine Schulden zurückzubezahlen, um sorgen¬ 
frei ins neue Jahr starten zu können. Alle Straßen werden mit Girlanden,Trans¬ 
parenten und neuerdings mit Lichterketten geschmückt. 
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Aufgewärmtes Heldenepos 

Wrights „Dunkelste Stunde“ ist nicht die erhellendste der Kinogeschichte 


Kultursplitter 


Clever 

Zur Geschäftsidee von Facebook und 
anderen gehört, die Nutzerdaten nicht 
nur abzugreifen, sondern die bereitwil¬ 
lig gelieferten Nachrichten via ausge¬ 
feilter Algorithmen für die weitere Ver¬ 
wertung zu bearbeiten bzw. weiterzu¬ 
verkaufen. Die neueste Überlegung: In 
vielen Ländern sitzen Gesetzgeber und 
Behörden den Firmen im Nacken und 
verlangen, dass Hassmails und andere 
offensichtlich gefälschte Nachrichten 
zügig gelöscht werden. Bei uns heißt 
das „Netzwerkdurchsetzungsgesetz“. 
Nun will das clevere Kerlchen Mark 
Zuckerberg, Gründer und Chef von Fa¬ 
cebook, die Nutzer selbst dazu bringen, 
den gewünschten Job zu übernehmen. 
„Als Teil unserer laufenden Qualitäts¬ 
überprüfungen werden wir die Leute 
nun fragen, ob sie eine Nachrichten¬ 
quelle kennen - und wenn ja, ob sie ihr 
vertrauen“, erklärte Gründer und Chef 
Zuckerberg. In einem ersten Lösungs¬ 
versuch arbeitete das Online-Netz- 
werk mit Medien-Organisationen zu¬ 
sammen, die zweifelhafte oder falsche 
Berichte mit Warnhinweisen versahen. 
Die Facebook-Gemeinschaft zu fragen 
sei aber die objektivere Lösung, schrieb 
Zuckerberg nun. Ist perfide, aber passt 
in die Gesamtstrategie der „sozialen 
Netzwerke“. 

Treffend 

„Es ist“, schreibt Dietmar Dath in der 
FAZ, „der unüberwindliche Fluch der 
deutschen Sozialdemokratie, dass sie 
Dummheiten, die Karl Marx bei ihr 
bereits gerügt hat, immer wieder be¬ 
gehen muss, zur Strafe dafür, dass sie 
den Tadel ignorierte, als Marx noch 
lebte. Auf ihre jüngsten Niederlagen 
im Herbst und Winter zum Beispiel re¬ 
agiert sie mit Sigmar Gabriel und Mar¬ 
tin Schulz. Gabriel redet als Bauern-, 
Arbeiter- und Arbeitslosenfänger neu¬ 
erdings von Heimat, Leitkultur und pa¬ 
triotischer Umverteilung, komplemen¬ 
tär dazu singt Schulz das Lied gerei¬ 
nigte Staaten von Europa so schnell 
wie möglich 4 , um der trostlos erneuer¬ 
ten Koalition mit den Unionsparteien 
eine politische Idee mitzugeben, in de¬ 
ren Zeichen man ihm Zutrauen könnte, 
Gutes zu bewirken ... - wohl auch, weil 
ihm unbekannt ist, dass Marx in dem¬ 
selben Dokument,... nämlich der gran¬ 
diosen ,Kritik des Gothaer Programms 4 
von 1875, alle derartigen Sprüche von 
Völkerverständigung und supranati¬ 
onaler Zusammenarbeit im Interesse 
der Marktverlierer als haltlose Faselei 
brandmarkt.“ Das war, obschon leicht 
gekürzt, ein ganz schön langer Satz - 
allerdings nicht annähernd so lang wie 
der, den Dath zitiert, um uns zu zeigen, 
wie Marx schreibt. Nochmal Dath: 
„Das ist nicht nur eine andere Art zu 
schreiben als die von Naomi Klein, 
Thomas Piketty oder dem Unsichtba¬ 
ren Komitee für den Aufstand bei Fa¬ 
cebook. Das ist eine andere Art, den 
Verstand zu benutzen.“ 

Dem mag man nichts hinzufügen 
und hätte sich gewünscht, mehr Dele¬ 
gierte der SPD am letzten Sonntag in 
Bonn wären dieser Erkenntnis gefolgt. 

Fatal 

Medienkunst fristet immer noch ein 
Nischendasein - sie ist selten in Kunst¬ 
museen präsent, noch seltener wird sie 
archiviert. Digitale Kunst gibt es seit 
etwa 50 Jahren. Mittlerweile gibt esl50 
Festivals, die nur auf Medienkunst spe¬ 
zialisiert sind, es sind Tausende von 
Werken, die da entstanden sind und 
weltweit ausgestellt, aber nicht ge¬ 
speichert worden sind. Die Kurato¬ 
ren sind mit den neuen Kunstformen 
überfordert. Nur wenige Ausnahmen 
bestätigten diese Regel - wie etwa die 
Kulturinstitution ZKM, das Zentrum 
für Kunst und Medien in Karlsruhe, 
das digitale Werke auf seiner Home¬ 
page verzeichnet hat. Die Museums¬ 
und Archivwelt war und ist nicht dar¬ 
auf vorbereitet. Wenn die „steuerfinan¬ 
zierten Gedächtnisinstitutionen“ nicht 
aktiv werden, dann bekommen wir im¬ 
mer mehr einen Kulturbegriff, der von 
Monopolen wie Facebook, Google und 
anderen entwickelt, gesteuert und un¬ 
terstützt wird. 

Herbert Becker 


D er Held ist alt,stark übergewich¬ 
tig und alkoholabhängig. Eine 
skurrile, schrullige Erscheinung, 
die eine zuweilen fast schüchtern¬ 
tapsige Unsicherheit mit cholerischer 
Rücksichtslosigkeit abwechseln lässt. 
Gary Oldmans Churchill ist, fast könn¬ 
te man sagen, volksnah und zur Em¬ 
pathie fähig. In einer U-Bahn-Sequenz 
führt Volkes Stimme ihn, den unter der 
Last der Ereignisse an seinen Prinzipi¬ 
en Zweifelnden, auf den rechten Pfad 
der Heldentugenden zurück. Kristin 
Scott Thomas gibt eine in silbrigem 
Grau geadelte Clementine, die uns hin 
und wieder erklärt, warum ihr etwas 
gewöhnungsbedürftiger Ehemann von 
allen geliebt und verehrt wird und war¬ 
um Britannien, nein, die freie Welt ihm 
unendlichen Dank schuldet. 

Die Appeasement-Politik der kon¬ 
servativen Parteiführer Chamberlain 
(Ronald Pickup) und Halifax (Stephen 
Dillane) ist gescheitert. Die deutschen 
Panzerarmeen stehen davor, Westeu¬ 
ropa zu erobern. Hitler hat sich nicht 
beschwichtigen lassen. Chamberlain 
steht nach „München“ als Naivling 
da, der feige vor Hitler gebuckelt und 
den Faschisten die Tschechoslowakei 
zum Fraß vorgeworfen hat. Nun, vor 
den Trümmern seiner Appeasement- 
Politik, wird er zum Rücktritt gezwun¬ 
gen. Der Outsider Churchill wird zum 
Nachfolger ernannt. Er hält seine Blut- 
Schweiß-und Tränen-Rede, rüttelt das 
Volk auf und es gelingt das Unmögliche. 
Nach fünf Jahren Krieg ist der faschis¬ 
tische Aggressor besiegt. Die Standhaf¬ 
tigkeit der Briten unter ihrem sturen 
Kriegspremier hat Hitler in den Selbst¬ 
mord getrieben. Freedom and Demo- 
cracy haben über die Tyrannei gesiegt. 

Regisseur Joe Wright, nicht gerade 
für die Bearbeitung historischer Stoffe 
berühmt, hat sich nicht lange mit der 
Erörterung komplexer Vorgeschichte 
des Zweiten Weltkriegs und speziell 
der Hintergründe der britischen Ap¬ 
peasement-Bemühungen aufgehalten. 
Sein Film, fokussiert auf das Milieu 
des engeren Machtzirkels, folgt dem 
üblichen Gut-Böse-Schema, das, wie 
ebenfalls üblich, um jene Kapitulanten 
erweitert ist, welche die tödliche Ge¬ 
fahr nicht sehen oder sehen wollen und 
die mangels ausreichendem Mumm in 
den Knochen einen Deal mit dem Sa¬ 
tan auszuhandeln suchen: „Man kann 
nicht mit einem Tiger diskutieren mit 
dem Kopf in seinem Maul.“ Dieses so- 
zialdarwinistische Schema lässt sich 
selbstredend leicht auf die heutigen 
Verhältnisse übertragen. Der aktuelle 
Hitler heißt bekanntermaßen Wladimir 
Putin und, genau, da sind auch die „Pu- 
tinversteher“, die wieder die tödliche 
Gefahr für Europa und die freie Welt 
einfach nicht begreifen wollen. Bei¬ 
spielsweise. Interessanterweise kommt 
auch Franklin Delano Roosevelt bei 
Wright nicht gut weg. Churchill geht 
ihn während der deutschen Belage¬ 
rung des britischen Expeditionskorps 
in Dünkirchen um Unterstützung an. 
FDR schlägt das Ansinnen wegen der 
US-amerikanischen Neutralitätsgeset¬ 
ze locker scherzend aus. 

Die britische Heldengeschichte er¬ 
freute sich nach dem II. Weltkrieg gro¬ 
ßer Beliebtheit, wie sich die Westalliier¬ 
ten ja gern als die eigentlichen Befrei¬ 
er vom Faschismus feiern ließen. Nicht 
zuletzt aufgrund der ausladenden Me¬ 
moiren des Kriegspremiers, der zum 
wirkungsvollen Geschichtsschreiber in 
eigener Sache wurde. Es kommt nicht 
so häufig vor, dass sich für die imperi¬ 
alistische Geostrategie auch ein reales 
humanes Element ausbeuten lässt. Ein 
humanes Element, das geeignet ist, den 
machtpolitischen Aspekt angenehm zu 
neutralisieren. Würde man Menschen 
beispielsweise aus Afrika oder Indien 
befragen, so könnte man erfahren, dass 
mit der britischen Armee und speziell 
mit Mr. Churchill dort nicht immer die 
angenehmsten Erinnerungen verbun¬ 
den sind. Der Imperialist Churchill 
braucht sich mit seinem persönlichen 
Engagement in den brutalen Koloni¬ 
alkriegen und seinem arrogant-ver¬ 


ächtlichen Rassismus auch vor seinen 
deutschen Brüdern im Geiste kaum zu 
verstecken. Wrights U-Bahn-Sequenz 
ist an Absurdität kaum zu überbieten. 

Schon der erste Weltkrieg hatte die 
Schwäche des Empire deutlich hervor¬ 
treten lassen. „Noch solch ein Sieg ge¬ 
gen die Römer und wir sind verloren“, 
bemerkte Pyrrhos I. in einer ähnlichen 
Lage. Britannien hatte 750 000 Tote zu 
beklagen, drei Millionen Familien wa¬ 
ren unmittelbar betroffen. Der wie im¬ 
mer kriegsbegeisterte Erste Lord der 
Admiralität, Winston Churchill, hatte 
sogar trotz deutlicher eigener Über¬ 
legenheit gegen die von ihm natürlich 
als minderwertig angesehenen osma- 
nischen Kräfte bei Gallipoli eine ka¬ 
tastrophale Niederlage kassieren müs¬ 
sen. Das hatte sein Renommee nach¬ 


haltig angeschlagen. Vor allem aber 
drohte das „Great Game“ um Asien 
verloren zu gehen, seit mit Japan, dem 
Deutschen Reich und der Sowjetuni¬ 
on neue potente Player auf dem Spiel¬ 
feld erschienen waren. Dieser Heraus¬ 
forderung war das Empire erkennbar 
nicht gewachsen. „Britannia Rules the 
Waves“ Britannien herrscht über die 
Meere und ein Viertel der globalen 
Landmasse. Der „Ruhm“ von gestern. 
In einem neuen Krieg drohte alles ver¬ 
loren zu gehen. Chamberlain und Ha¬ 
lifax waren sich dessen sehr wohl be¬ 
wusst. Der brutale Haudrauf im (fik¬ 
tiven) Bewusstsein gestriger Größe, 
Winston Churchill, nicht. 

Im Prinzip gab es - im imperialen 
Interesse - zwei reale Optionen: Ent¬ 
weder einen Deal mit dem deutschen 
Faschismus bei substantiellen Zuge¬ 
ständnissen an seinen Expansionismus 
zu versuchen oder eine antifaschisti¬ 
sche Allianz unter Einschluss der So¬ 
wjetunion zustande zu bringen. Letz¬ 
teres war gewissermaßen indiskutabel. 
Die SU, da war sich die britische (und 
die US-amerikanische) Elite mit Hitler 
durchaus einig, hatte vom Erdboden zu 
verschwinden und durfte keinesfalls als 
gleichwertiger Bündnispartner aufge¬ 
wertet werden. Diese Haltung wurde 
in Osteuropa, vor allem in Polen, weit¬ 
gehend geteilt. Entsprechend erfolg¬ 
los waren die Bündnisverhandlungen, 
falls man das so nennen will, verlaufen. 
(Und entsprechend reagierte Stalin 
am 24. August 1939 mit einem Nicht¬ 
angriffspakt, der den bevorstehenden 
Angriff der Deutschen Wehrmacht di¬ 
plomatisch hinausschieben sollte.) 

Appeasement hatte im Wesentli¬ 
chen zwei Zielstellungen. Zum einen 
den deutschen Expansionismus nach 
Osten abzulenken, zum zweiten durch 
Hitler der Sowjetunion den Garaus zu 
machen. Die Souveränität der osteu¬ 
ropäischen Staaten erschien in dieser 
Perspektive zweitrangig. Aber mit der 
Invasion Norwegens und Dänemarks 
(9. April 1940) und dem unmittelbar 
bevorstehenden Westfeldzug (10. Mai 
bis 25. Juni 1940) war Appeasement ge¬ 


scheitert. Die Existenz des Empire war 
unmittelbar bedroht. Chamberlain trat 
am 10. Mai 1940 zurück, schob Partei¬ 
freund Churchill ins Amt und ihm da¬ 
mit die Verantwortung für den abseh¬ 
baren Untergang zu. 

Churchill hatte bislang so ziemlich in 
allem und jedem danebengelegen und 
er war der richtige Mann, wenn es galt, 
eine aussichtslose Sache tatsächlich in 
den Sand zu setzen. Und genau das wäre 
passiert, wenn Britannien allein gegen 
die Wehrmacht gestanden und wenn die 
deutsche Führung die Invasion ernsthaft 
betrieben hätte. Aber auf Hitlers per¬ 
sönliches Betreiben hatte Guderians 
Panzerarmee kurz vor Dünkirchen stop¬ 
pen müssen. Fast das gesamte Berufs¬ 
heer Britanniens, 338 000 Mann, konnte 
durch Hitlers Intervention entkommen. 


Ein taktisches Manöver, das zusammen 
mit dem späteren Absprung des „Stell¬ 
vertreters des Führers“, Rudolf Heß, 
über England (10. Mai 1941), in Mos¬ 
kau als das Offenhalten der Option auf 
einen Separatfrieden aufmerksam re¬ 
gistriert wurde. Hitler hatte erkennbar 
kaum Interesse an einer ernsthaften 
Umsetzung der „Operation Seelöwe“ 
(Invasion Englands). Sie wäre gegen 
die starke Air Force und die überlege¬ 
ne Navy nicht gerade einfach gewesen, 
hätte erhebliche Kräfte gebunden und 


vor allem das Zeitfenster für einen Er¬ 
folg bei „Barbarossa“ geschlossen. 

Die entscheidende Wende für Bri¬ 
tannien trat dann mit dem 22. Juni 1941, 
mit dem Überfall auf die Sowjetunion, 
und mit dem 7. Dezember 1941, dem 
japanischen Angriff auf Pearl Harbor, 
ein. Damit waren rund 90 Prozent der 
deutschen Offensivkraft im Osten ge¬ 
bunden und die künftige Supermacht 
USA mit ihren enormen Ressourcen 
wurde zum operativen Verbündeten 
Britanniens. Am Ende waren es aber 
die Kämpfer der Roten Armee, das 
Opfer von fast 30 Millionen toter So¬ 
wjetbürger, welche Churchills Victo- 
ry-Zeichen ironischerweise doch noch 
Realität werden ließen. Eine Realität 
allerdings, die eine recht nüchterne 
Nachkriegsprosa und den von Cham¬ 


berlain und Halifax vorausgeahnten 
Untergang des Empire einschloss. Das 
einst so stolze British Empire war hoch 
verschuldet und zum Marshall-Plan-ab¬ 
hängigen Vasallen des neuen Imperi¬ 
ums geworden. Die Kronkolonie Indi¬ 
en erreichte 1947, nach einem Jahrhun¬ 
dert, ihre Unabhängigkeit. Die anderen 
folgten. Der Weltkriegsheld musste bei 
den Unterhauswahlen 1945 eine erd¬ 
rutschartige Niederlage einstecken. 
Pyrrhos hatte Recht behalten. 

Klaus Wagener 
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Frauen gegen Wiederaufrüstung 
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Der Demokratische Frauenbund Deutsch¬ 
lands im antimilitaristischen Widerstand 
(1950 bis 1957) 

Vieles aus der frühen Geschichte der Bun¬ 
desrepublik ist verdrängt und vergessen. 

So auch der damalige Kampf gegen die 
Wiederaufrüstung. Es hat ihn gegeben und 
Frauen hatten darin einen herausragenden Platz. Dem wurde das 
1983 erschienene Buch gewidmet. Es stellt die vielseitigen Anti¬ 
kriegsaktivitäten des .Demokratischen Frauenbund Deutschlands' 
in den Mittelpunkt. Frauen setzten sich für Frieden ein, als der 
Krieg noch nicht beendet war. Erst recht, als es galt, die Trümmer 
von den Straßen und die faschistische Ideologie aus den Köpfen 
zu räumen. Die vielen mutigen Aktivitäten der Frauen sprechen in 
diesem Buch für sich. Mit vielen Fotos und Dokumenten. 

Verlag Marxistische Blätter 1983, kartoniert, 177 Seiten, 4,- Euro 

www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Filmbild: Churchill im „War Room“ unter Militärs und Politikern 
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Die treibende Kraft bekämpfen 

Die antimonopolistische Strategie - Grundlage kommunistischer Antifa-Politik? • Von Thomas Mehner 


A ntifaschismus ist ein äußerst wich¬ 
tiges Kampffeld unserer Partei. 
Mit der Errichtung des Faschis¬ 
mus vollzieht sich im System bürgerli¬ 
cher Herrschaft der Übergang von der 
bürgerlich-liberalen zur terroristischen 
Herrschaftsform. Aufgabe der Antifa- 
schist/inn/en ist es, diesen Übergang zu 
verhindern - so lange, bis das System bür¬ 
gerlicher Herrschaft, der Kapitalismus, 
beseitigt ist. 

„Die antimonopolistische Strategie 
ist eine Konsequenz aus der Leninschen 
Imperialismusanalyse. Analytische Eck¬ 
punkte sind, dass das Monopol zum struk¬ 
turbestimmenden Moment dieses neuen, 
imperialistischen Stadiums des Kapitalis¬ 
mus geworden ist. [...] Das zu erkennen, 
ist für eine Strategieentwicklung entschei¬ 
dend.“ (Patrik Köbele, UZ v. 173.2017) Mo¬ 
nopolkapitalismus benennt also nicht le¬ 
diglich die ökonomische Existenz großer 
Monopolunternehmen in Industrie, Han¬ 
del und Finanz, sondern ist die konkrete 
Bestimmung des Charakters des heutigen 
Kapitalismus, er ist das beherrschende ge¬ 
sellschaftliche Verhältnis in der bürgerli¬ 
chen Gesellschaft, wo er - auch unter der 
Form der bürgerlichen Republik - seine 
Politik zum Zweck rücksichtsloser Profit¬ 
maximierung und Machterweiterung be¬ 
treibt. Der imperialistische Staat entsteht 
als nicht immer widerspruchsfreier, aber 
wesentlich das Gesamtinteresse der Mo¬ 
nopole vertretender Machtapparat, der 
die - möglichst freiwillige, jedenfalls aber 
widerspruchslose - Unterordnung aller 
Menschen, Institutionen und Interessen 
unter seine spezifischen Klasseninteres¬ 
sen durchsetzt. Diese werden dazu als das 
Allgemeininteresse der Gesellschaft ins¬ 
gesamt ausgegeben und etabliert. Auch in 
den „allerdemokratischsten Republiken“ 
ist die bürgerliche Demokratie nur die of¬ 
fizielle Fassade monopolkapitalistischer 
Klassenherrschaft. 

Strategisch begründet handeln 

Kommunisten handeln aus Einsicht in 
die gesellschaftlichen Bedingungen ihrer 
Zeit, mit davon bestimmten Zielen und 
begründen ihre politische Praxis mit ei¬ 
ner daraus abgeleiteten Strategie. Eine 
antimonopolistische Strategie (AMS) be¬ 
währt sich dann, wenn sie dazu die the¬ 
oretische Grundlage bietet und zugleich 
eine kritische Reflexion der Wirksamkeit 
unserer Praxis ermöglicht. Sie steht nicht 
im Gegensatz zum Antikapitalismus und 
unserem sozialistischen Ziel, sondern 
konkretisiert diese für die heutige Zeit. 
In diesem Sinne bedeutet AMS nichts an¬ 
deres, als dass unsere Strategieentwick¬ 
lung, unsere Beschlüsse, unsere praktische 
Politik immer dieses unsere Gesellschaft 
bestimmende Herrschaftsverhältnis zu 
Grunde legen müssen. Missachten oder 
Missverstehen der AMS führt dabei re¬ 
gelmäßig zu Opportunismus und zu Wir- 
kungs- und Erfolglosigkeit, auch im Be¬ 
reich Antifaschismus. Besonders unsinnig 
ist es natürlich, wegen Fehlern bei der An¬ 
wendung der AMS, die es zweifellos gibt, 
diese gleich ganz über Bord zu werfen. 

Weit verbreitet sind derzeit Wutbür¬ 
ger, Rechtspopulisten und offene Nazis, 
ihre Schmierereien und Hetzparolen von 
Rassismus, Antiislam- oder -semitismus, 
Ausländerfeindlichkeit, Militarismus, Lü¬ 
genpresse, Parteienverachtung, Demo¬ 
kratiefeindlichkeit, markige Sprüche von 
völkischem Patriotismus, gegen Links¬ 
chaoten und viele andere Widerwärtig¬ 
keiten mehr. Man liest von prügelnden 
rechten Schlägertrupps (oder bekommt 
die Prügel selber), Anschlägen gegen Lin¬ 
ke und von NSU-Morden. Aber ist das 
schon alles? Oder steckt mehr dahinter? 
Geht die faschistische Gefahr von den 
Faschisten und ihrer Ideologie aus? Und 
reicht somit der Kampf dagegen auf der 
Straße oder gar am Stammtisch? Ober¬ 
flächlich gesehen mag das so scheinen. 
Aber Ideologien entstehen nicht aus bö¬ 
sen Gedanken und Massen von Pegida- 
Anhängern, AfD-Wählern und Faschis¬ 
ten nicht aus ideologischer Verführung. 
Kommunisten dürfen nicht an der Ober¬ 
fläche der Erscheinungen stehen bleiben, 
sie wollen und müssen tiefer gehen und 
die treibenden Klassenkräfte und -inter- 
essen dahinter erkennen. 
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WERKZEUG IN GOTTES HAND? 
SPIELZEUG IN THYSSENS HAND I 


Det GTeßir«Ju hielte Frlti Thyuen, Eigentümer «ine* Vermögen* 
von 12 5 Millionen Mark, Leiter einet der größten deutschen Trusts, 
wurde mm WüttdiaRsdlMütor des wichtigsten deutschen Industrie¬ 
gebiet^ Rheinland-West Feien, ernennt. Fotomontage, John HMitfkW 


„Der Führer füfi/t sfdi bei der Vo/Fbringung seiner Aufgabe als 
WtrJutfug in Gottes Hand"* 

(Kube, Preußischer Staats rat, Ober Präsident der Mark Brandenburg, 
Führer der Nationaboiklisten im Preußischen Landtag)_ 


Titelbild der Arbeiter Illustrierten Zeitung von 1933 


Eine Form 

bürgerlicher Herrschaft 

Wir können den Faschismus nur dann 
erfolgreich bekämpfen, wenn wir seine 
materiellen Ursachen und seinen Ent¬ 
stehungszusammenhang begreifen. Kom- 
munist/inn/en gehen mit Dimitroff und 
der Kommunistischen Internationale von 
der Erkenntnis aus, dass der Faschismus 
nicht die Herrschaft der Faschisten, son¬ 
dern die terroristische Form bürgerlicher 
Herrschaft ist. Diese kann durch Militär¬ 
diktaturen errichtet werden, aber auch 
mit Hilfe faschistischer Massenbewe¬ 
gungen. Dies versucht die Monopolbour¬ 
geoisie dann, wenn es ihre strategischen 
Interessen erfordern, um die versagende 
freiwillige Unterordnung der Menschen 
durch Gewalt zu ersetzen. 

Der bürgerliche Staat setzt die asozi¬ 
ale Politik der Monopole durch, die die 
Menschen durch die massive Verschlech¬ 
terung ihrer Lebensbedingungen in ihrer 
sozialen Existenz bedroht: Massenar¬ 
beitslosigkeit, Leiharbeit, Werkvertrags¬ 
sklaverei, Niedriglöhne, Hartz IV, Alters¬ 
armut, Rente erst ab 67, Wohnungsnot, 
kaputte Straßen und Brücken, marode 
Schulen und Sporthallen, geschlossene 
Büchereien und Schwimmbäder usw. 
führen zu Angst, Unzufriedenheit und 
Protesten. Bleiben die Betroffenen da¬ 
bei in der bürgerlichen Ideologie befan¬ 
gen, werden sie nicht die realen Ursachen 
und Verursacher ihrer Misere erkennen, 
sondern die Schuld den um Arbeitsplät¬ 


ze und Sozialleistungen konkurrieren¬ 
den Mitgliedern der eigenen Klasse zu¬ 
weisen. Sie kämpfen so gegen die eigenen 
Interessen und bleiben im bürgerlichen 
System, diesmal in seiner terroristischen 
Form. Ihr Unmut richtet sich so nicht 
gegen die rücksichtslos durchgesetzten 
Klasseninteressen der Monopolbourgeoi¬ 
sie, sondern gegen Ausländer, Flüchtlin¬ 
ge, die bürgerliche Demokratie, Juden, Is¬ 
lamisten, Sozialschmarotzer, Linkschao¬ 
ten, Systemgewerkschaften und -parteien 
usw. Dazu braucht die Monopolbourgeoi¬ 
sie den Faschismus. 

Die Monopolbourgeoisie ist die 
treibende und entscheidende Kraft bei 
der Vorbereitung und Einsetzung des 
Faschismus. Sie ist der zu bekämpfen¬ 
de Gegner. Es ist daher klar, dass der 
Kampf allein gegen die Symptome und 
Hilfskräfte der Rechtsentwicklung, ge¬ 
gen ihre Ideologie und Organisationen, 
so richtig er auch ist, nicht ausreicht. Der 
antifaschistische Kampf bleibt letztlich 
hilflos, solange er nicht gegen die realen 
kapitalistischen Ursachen des Faschismus 
geführt wird - also antikapitalistisch. 

Fehler in der Bündnisarbeit 

Immer wieder verfällt dabei heutige anti¬ 
faschistische Politik in grundlegende Feh¬ 
ler. Beispielhaft zu sehen beim Bündnis 
„Aufstehen gegen Rassismus“, dem die 
DKP zwar nicht beigetreten ist, dessen 
politische Ziele sie laut Parteivorstands¬ 
beschluss jedoch unterstützt. Hier wird 


der Kampf nur gegen die faschistische 
Ideologie, besonders fokussiert auf den 
Rassismus, geführt, „rote Linien“ gezo¬ 
gen, von denen aus „rechtsextremes“ 
Denken und seine Träger moralisch zu¬ 
rückgewiesen und ausgegrenzt werden. 
Damit beschränkt man sich auf die Be¬ 
kämpfung falschen Bewusstseins, wäh¬ 
rend der Kampf gegen die realen im¬ 
perialistischen Ursachen faschistischer 
Entwicklung wie etwa Militarisierung 
und Sozialabbau mit Rücksicht auf bür¬ 
gerliche Bündnispartner einschließlich 
SPD und Grünen bewusst blockiert wird. 
Diese Ausrichtung läuft auf Burgfrieden 
mit bürgerlicher Politik und Integration 
in die Strategien des Monopolkapitals hi¬ 
naus. Darüber hinaus stößt sie die zum 
Faschismus verführten Menschen von 
uns ab, anstatt zu versuchen, sie in den 
Kampf gegen das Monopolkapital zu füh¬ 
ren und dieses dabei zu isolieren. Das ge¬ 
naue Gegenteil der AMS. Bündnisse, die 
den bewussten Kampf gegen das Mono¬ 
polkapital von vornherein unerreichbar 
machen, sind für uns keine Option, eine 
solche Haltung dürfen wir nicht unter¬ 
stützen. 

Das führt zu der Frage, mit wem man 
überhaupt in Antifa-Bündnissen Zusam¬ 
menarbeiten kann. Dass sich daran mög¬ 
lichst viele Menschen beteiligen sollen, 
wird wohl kaum jemand bestreiten wol¬ 
len. Aber wir müssen auch inhaltlich an 
diese Frage herangehen. Die AMS er¬ 
laubt hier eine erste Antwort: Grundsätz¬ 


lich können alle mitmachen, außer der 
Monopolbourgeoisie samt ihrer Vertreter 
und politischen Sachwalter, also unseren 
direkten Gegnern. Aber diese Antwort 
reicht noch nicht aus. Wir müssen uns zu¬ 
sätzlich darüber im Klaren sein, was wir 
Kommunisten in diesen Bündnissen wol¬ 
len. Nur mitzumachen entspricht nicht 
unserer Verantwortung. Unsere Aufga¬ 
be ist es, in Bündnissen eine antimono¬ 
polistische Kampfhaltung zu entwickeln. 
Es wäre sektiererischer Unfug, diese von 
den Menschen schon vorab zu erwar¬ 
ten oder gar vorauszusetzen, aber dahin 
entwickeln müssen wir sie. Hierbei kön¬ 
nen wir von der Politik der KPD in den 
1930er Jahren lernen. Sie führte gleich¬ 
zeitig den Kampf gegen die faschistischen 
Mordbanden in den Wohngebieten, öko¬ 
nomische Kämpfe gegen das Kapital in 
den Betrieben und Massenkämpfe gegen 
die Zerstörung der bürgerlichen Demo¬ 
kratie auf der Straße, sie band bürgerli¬ 
che Intellektuelle, Humanisten und De¬ 
mokraten in ihre Kämpfe ein und sprach 
auch Bauern, Landarbeiter, Kleinbürger 
und Selbstständige für eine antifaschis¬ 
tische Bündnisarbeit an. Und sogar die 
zum Faschismus Verführten. Ernst Thäl¬ 
mann sprach von der „Aufgabe, nun grö¬ 
ßere Teile der von den Nazis irregeleite¬ 
ten Werktätigen vom faschistischen Ein¬ 
fluss zu lösen und für die antifaschistische 
Bewegung zu gewinnen“. (Geschichte der 
deutschen Arbeiterbewegung, S. 167) 

Den bürgerlichen 
Staat verteidigen? 

Ein letzter Punkt betrifft unser Verhält¬ 
nis zum heutigen Staat. Unstrittig ist, 
dass wir die im bürgerlichen System er¬ 
kämpften Errungenschaften wie Presse- 
und Meinungsfreiheit, Organisations¬ 
und Koalitionsfreiheit, Freiheit der po¬ 
litischen Betätigung für Kommunisten, 
Rechtsstaatlichkeit, Streik- und Demons¬ 
trationsrecht usw. verteidigen. Dies liegt 
ja direkt in unserem eigenen Interesse. 
Aber das müssen wir derzeit und in erster 
Linie gegen den bürgerlichen Staat selber 
tun, denn dieser, nicht die Faschisten, zer¬ 
stört diese Rechte mit Repression, Über¬ 
wachung, Berufsverboten, Bespitzelung, 
Demonstrationsverboten, Polizeikesseln 
und -prügeln, Haussuchungen, politi¬ 
schen Strafverfahren, Verbot von Web¬ 
sites usw. Eine solche Ausrichtung des 
Kampfes ist allerdings eine grundsätz¬ 
lich andere Orientierung als in der UZ 
vom 13.10.2017 zu lesen ist, die fälschli¬ 
cherweise als antifaschistischen Konsens 
ausgibt, die Menschen auf Grundlage der 
„bürgerlich-demokratischen und parla¬ 
mentarischen Gesellschaftsordnung“ 
(also des kapitalistischen Systems) in den 
Kampf gegen Faschismus und Krieg zu 
führen. Der wirkliche Konsens der An¬ 
tifaschisten hatte nämlich eine völlig an¬ 
dere Grundlage. Diese führte 1945 zum 
Potsdamer Abkommen. Darin wurde als 
Lehre aus Krieg und Faschismus verein¬ 
bart: Ein neues demokratisches Deutsch¬ 
land sollte entstehen, in dem der Faschis¬ 
mus mit seinen Wurzeln Monopolkapital 
und -Vereinigungen, Rüstungsindustrie 
und Militär, Nazis und Traditionsverbän¬ 
de ausgerottet ist, aufgebaut nach de¬ 
mokratischen, d.h. also antimonopolisti¬ 
schen, antimilitaristischen, antifaschisti¬ 
schen Grundsätzen. Nicht vergessen: Nur 
im sozialistischen Deutschland wurden 
diese inhaltlichen Bestimmungen von 
Demokratie verwirklicht, nicht aber im 
deutschen imperialistischen bürgerlich- 
demokratischen“ Staat. 

Auch wenn es noch so mühsam ist, 
es muss unser Ziel sein, jede Antifa-Tä¬ 
tigkeit der Genossinnen und Genossen, 
in eigenen Veranstaltungen, in Gewerk¬ 
schaften, in sozialen Kämpfen, in Frie¬ 
densaktivitäten, in der VVN-BdA oder 
anderen lokalen und regionalen Bündnis¬ 
sen immer an der Erkenntnis auszurich¬ 
ten, dass der Gegner das Monopolkapital 
und seine Politik ist. Unser Mittel muss 
daher der Kampf für die eigenen Klas¬ 
seninteressen sein. Wir müssen geduldig, 
beharrlich, systematisch in diesem anti¬ 
monopolistischen Sinne orientieren und 
bei uns selber und den verbündeten Men¬ 
schen ein dementsprechendes Klassenbe¬ 
wusstsein entwickeln. 
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Gehirnwäsche und rassistische Gesetze 

Zur aktuellen Entwicklung in Israel 


A del Amer ist seit 2015 Generalsekretär der Kommunistischen Partei Israels 
(KPI). Er studierte Journalistik in der Sowjetunion und arbeitete für die 
1944 gegründete Zeitung „Alithad“ (Einheit). Danach arbeitete er für die 
KPI im Bereich Organisations- und Bildungspolitik. 


UZ: Du hast in deinem Redebeitrag 
bei der Jahresauftaktveranstaltung der 
DKP in Berlin die israelische Gesell¬ 
schaft als faschistoid bezeichnet. Was 
meinst du damit? 

Adel Amer: Ich möchte das klarstellen. 
Ich habe gesagt, Israel entwickelt sich 
in eine faschistische Richtung. Es gibt 
Erscheinungen innerhalb der israeli¬ 
schen Gesellschaft, die in diese Rich¬ 
tung gehen. In Israel gibt es eine star¬ 
ke Diskriminierung auf Grundlage der 
Nationalität, die sich vor allem gegen 
die palästinensischen Araber richtet. 
Dies wird seit dem Tag der Gründung 
Israels praktiziert. In den letzten Jah¬ 
ren, nach so vielen Jahren israelischer 
Besatzung und mehreren wirtschaftli¬ 
chen Krisen, haben sich Widersprüche 
in der israelischen Gesellschaft her¬ 
auskristallisiert. Jene, die die Macht 
in Israel haben, können diese Wider¬ 
sprüche nicht auflösen. Sie begegnen 
den Widersprüchen mit zunehmender 
Diskriminierung gegen die arabische 
Minderheit, aber auch gegen ande¬ 
re Minderheiten in Israel. Die Herr¬ 
schenden sagen, die Probleme der is¬ 
raelischen Gesellschaft würden durch 
diese Menschen verursacht. Sie versu¬ 
chen der Bevölkerung weis zu machen, 
die Minderheiten in Israel und die pa¬ 
lästinensische Bevölkerung unter isra¬ 
elischer Besatzung wollten Israel liqui¬ 
dieren. Sie versuchen nicht nur gegen 
Minderheiten - arabische und ande¬ 
re - vorzugehen, sondern auch gegen 
Juden selber, die sich gegen die Politik 
der Herrschenden organisieren. Ziel 
dieser Angriffe ist zum Beispiel „Stop 
the silence“ (Beendet das Schweigen, 
eine Organisation ehemaliger israeli¬ 
scher Militärangehöriger, die über die 
Erfahrungen ihrer Einsätze in den be¬ 
setzten Gebieten sprechen - UZ.). 

UZ: Es gibt eine strukturelle Drangsa¬ 
lierung und Benachteiligung von paläs¬ 
tinensischen Arabern und anderen Min¬ 
derheiten. Ist Israel ein Apartheidstaat? 

Adel Amer: Selbstverständlich. Israel 
ist ein Apartheidstaat, aber noch kein 
faschistischer Staat. Die Diskriminie¬ 
rung ist überall im Land spürbar. Zum 
Beispiel bei der Verteilung der Staats¬ 
ausgaben. Die Rathäuser arabischer 
Städte erhalten weniger Geld als is¬ 
raelische. Die arabischen Dörfer, die 
sich aus Wohnungsnot ausdehnen wol¬ 
len, dürfen es nicht. Deswegen sind die 
Araber gezwungen, Häuser ohne Ge¬ 
nehmigung zu bauen. Dann kommt das 
Militär und zerstört die Häuser. Es ist 
ein ewiger Kreislauf: Wir bauen, sie zer¬ 
stören. 

Armut ist ein weiteres Beispiel. In 
Israel gibt es 1,2 Millionen arme Men¬ 
schen. Die Hälfte davon sind Araber. 
Einfach aus dem Grund, weil in den 
arabischen Vierteln oder Gebieten 
keine Industrieentwicklung stattfindet. 

UZ: Wie sehen die Repressionsmaßnah¬ 
men des israelischen Staates aus? 

Adel Amer: Momentan sitzt ein Mäd¬ 
chen, eine Dichterin, ihr Name ist Nadi- 
ne Tator, im Gefängnis, weil sie auf Fa- 
cebook einen Eintrag gepostet hat, der 
eine Erklärung gegen Israel sein soll. 
Es gibt eine Menge solcher Beispiele. 
Sogar an Arbeitsplätzen wird kontrol¬ 
liert und spioniert und die Ergebnisse 
an die Sicherheitskräfte weitergege¬ 
ben. 2014, während des großen Kriegs 
gegen Gaza, hat die KP Israels eine 
Demonstration in Haifa angemeldet 
und auch genehmigt bekommen. Die 
Ultrarechten haben eine Gegendemo 
vorbereitet. Wir haben die Polizei im 
Vorfeld darüber informiert, dass es Är¬ 
ger geben würde, da die Ultrarechten 
auf ihrer Homepage und auf Facebook 
angekündigt hatten, sie würden „es den 
Kriegsgegnern zeigen“. 


Bei dieser Demonstration wurden 
dann zwei Genossen schwer durch die 
Ultrarechten verletzt. Einer von ih¬ 
nen ist der Stellvertretende Oberbür¬ 
germeister von Haifa. Wir haben da¬ 
mals gesagt: die Polizei konnte beide 
Demonstrationen schützen, die hat es 
aber erlaubt, dass Provokationen und 
Aggressionen von einer Seite ausgeübt 
werden. Während dieses Kriegs gegen 
Gaza haben wir dann festgestellt, dass 
es doch faschistoide Tendenzen inner¬ 
halb der israelischen Gesellschaft gibt. 


Ab dem Krieg 2014 hat das israelische 
Parlament Knesset angefangen, rassis¬ 
tische Gesetze zu verabschieden. 2015 
wurde ein Gesetz verabschiedet, nach 
dem hungerstreikende politische Ge¬ 
fangene zwangsernährt werden müs¬ 
sen. Ebenfalls 2015 wurde ein Gesetz 
erlassen, das den Wurf eines Steines 
auf israelische Militärs mit 20 Jahren 
Haft bestraft. Vorher waren es fünf 
Jahre. Im Juni 2017 wurde ein Gesetz 
verabschiedet, das Familienzusammen¬ 
führungen mit Palästinensern aus den 
besetzten Gebieten verbietet. Wenn 
früher eine Person aus Negev (mehr¬ 
heitlich arabisch bewohntes Gebiet in 
Israel - UZ) jemanden aus Bethlehem 
in den besetzten Gebieten geheiratet 
hat, konnte ein Antrag auf Familienzu¬ 
sammenführung gestellt werden, der 
dann meistens genehmigt wurde. Heu¬ 
te ist das verboten. Man kann heiraten, 
aber keine Familienzusammenführung 
machen. Dies sind nur ein paar Beispie¬ 
le. Momentan gibt es weitere 70 Ge¬ 
setze, die in diese Richtung gehen und 
auf ihre Verabschiedung warten. Das 
schwerwiegendste Gesetz, das zurzeit 
vorbereitet wird, ist das Gesetz der Na¬ 
tionalfrage. Dieses Gesetz besagt, dass 
Israel der Staat des jüdischen Volkes 
ist. Dieses Gesetzt besagt, dass Israel 
nur der Staat der Juden sein möchte, 
und es gibt den Juden mehr zivile und 
nationale Rechte als anderen. Wenn wir 
sagen, dass Israel sich in eine faschisti¬ 
sche Richtung bewegt, dann sind es die¬ 
se Gesetze, die das belegen. Deswegen 
sagen wir, das sind die Erscheinungen 
eines faschistoiden Staats. 

UZ: Noch mal zurück zur Innenpolitik. 
Du hast gerade gesagt, dass 1,2 Millio¬ 
nen Menschen in Israel in Armut leben. 


Wie ist die soziale Lage der Bevölke¬ 
rung in Israel? 

Adel Amer: Für die Arbeiterklasse in 
Israel beträgt das Durchschnittsgehalt 
etwa 7 300 Schekel (1 825 Euro). Wer 
weniger als dies bekommt, wird als 
arm bezeichnet. Die Nationale Versi¬ 
cherung legt in Israel die Armutsgrenze 
fest. Es gibt viele Institutionen in Israel, 
die sagen, dass es in der Realität viel 
mehr Arme gibt als in der offiziellen 
Statistik angegeben. Wenn die Mehr¬ 
heit der Arbeiter den Mindestlohn be¬ 
kommt und dieser liegt genau bei der 
Armutsgrenze von 7 300 Schekel und 
die Miete liegt durchschnittlich bei 
7 500 Schekel, dann lebt diese Person 


doch klar unter der Armutsgrenze. 

UZ: Gibt es in Israel eine starke Ge¬ 
werkschaftsbewegung? 

Adel Amer: Das wird sich nicht in 
großen Protestaktionen widerspie¬ 
geln. Ich erinnere daran, dass es 2011 
große Demonstrationen in Israel gab, 
die Protestaktionen haben lange an¬ 
gehalten. Netanyahu konnte diese 
Protestbewegung aber vernichten. Sie 
haben oberflächliche Forderungen 
erfüllt bekommen, hauptsächlich im 
Bezug auf Wohnungsnot und die ho¬ 
hen Lebenshaltungskosten. Warum 
gibt es in Israel keine großen gesell¬ 
schaftlichen Explosionen? Es gibt eine 
Art ständige Gehirnwäsche innerhalb 
der israelischen Gesellschaft. Es wird 
behauptet, es gibt ein größeres Prob¬ 
lem als das soziale. Das große Prob¬ 
lem seien die Feinde von außen, die 
Israel zerstören wollen und Netanya¬ 
hu beharrt darauf, dass es immer ei¬ 
nen äußeren Feind gibt - erst Arafat, 
dann Hisbollah, dann Hamas, jetzt 
Iran. Und das jüdische Volk müsse da¬ 
gegen Zusammenhalten, Differenzen 
müssen ignoriert werden. Und die ge¬ 
sellschaftlichen Gesetze gelten für uns 
nicht,behauptet Netanyahu. 

UZ: Momentan gibt es die Korruptions¬ 
affäre um die Familie Netanyahu. Ist das 
symptomatisch für die israelische Poli¬ 
tik? 

Adel Amer: Korruption war immer 
ein Zeichen der Politiker in Israel. 
Der ehemalige Innenminister Arje 
Deri wurde zum Beispiel wegen Kor¬ 
ruption, Amtsmissbrauch und Betrug 
zu vier Jahren Haft verurteilt, von 


denen er 22 Monate verbüßte. Nach 
der siebenjährigen Sperre für die 
Übernahme öffentlicher Ämter, die 
es nach so einer Verurteilung gibt, ist 
er jetzt Wirtschaftsminister. Bis jetzt 
sind die Korruptionsvorwürfe gegen 
Netanyahu noch nicht zur Anklage 
gekommen, aber es gibt verschiede¬ 
ne Vorgänge zu denen ermittelt wird, 
Angefangen mit den milliardenteuren 
U-Booten, die die deutsche Regierung 
Israel geschenkt hat, bis zu Zigarren 
und Champagner, die Netanyahu von 
einem Geschäftsmann angenommen 
haben soll. Aber bis jetzt reichen die 
Ermittlungsergebnisse angeblich noch 
nicht für eine Anklageerhebung aus. 
Es gibt wöchentliche Demonstrati¬ 


onen gegen die Korruption in Isra¬ 
el. Die Demonstrationen richten sich 
aber nur gegen die persönliche Kor¬ 
ruption, wir versuchen dabei zu ver¬ 
mitteln, dass die persönliche Korrup¬ 
tion von der politischen Korruption 
nicht zu trennen ist. Die Antwort da¬ 
rauf ist leider oft, wir würden versu¬ 
chen die Korruptionsfrage zu politisie¬ 
ren. Wir nehmen an diesen Demos teil 
und führen dort große Diskussionen 
mit den Menschen. 


UZ: Wo liegen die Schwerpunkte eurer 
Arbeit? 

Adel Amer: Die KPI hat drei Haupt¬ 
punkte: 1. Frieden, denn das ist die Fra¬ 
ge der Fragen und das schließt auch das 
Palästina-Problem mit ein. Es hat mit 
dem Recht des palästinensischen Vol¬ 
kes auf Selbstbestimmung zu tun und 
schließt die soziale Frage mit ein. Die 
Milliarden an Geldern die für Militär 
und Siedlungsbau ausgegeben werden, 
fehlen uns zum Beispiel im Gesund¬ 
heitsbereich. Außerdem gibt es einen 
moralischen Verfall, der damit zusam¬ 
menhängt. Wer in einer Armee dient 
und tagsüber Menschen unterdrückt, 
vergisst das nicht, wenn er nach Hau¬ 
se kommt, und die Aggressivität der 
Besatzung wird ihn bis nach Hause be¬ 
gleiten und wirkt sich auf das Famili¬ 
enleben aus, gegenüber der Frau, den 
Kinder, und anderen Mitgliedern der 
Gesellschaft. 2. Gleichberechtigung 
zwischen arabischen Palästinensern 
und israelischen Bürgern. Wir reden 
hier nicht nur über eine zivile Gleich¬ 
berechtigung, sondern auch über eine 
nationale Gleichberechtigung. Der 3. 
Punkt ist Klassenkampf. Theoretisch 
sollte der Klassenkampf für eine kom¬ 
munistische Partei der erste Punkt sein, 
nicht der dritte. Aber diese drei Punkte 
sind untrennbar verbunden. Sicherlich 
vergessen wir den Klassenkampf nicht, 
aber wir vergessen auch nicht das tägli¬ 
che Leben aller Bürger Israels. 

Im Oktober dieses Jahres wird es 
in Israel Kommunalwahlen geben und 
wir werden in zahlreichen Dörfern und 
Städten kandidieren. In vielen Städten 
in denen beide Teile der Bevölkerung 
leben also in Orten wie Haifa oder Jaffa 
werden wir kandidieren, sowie in allen 
arabischen Dörfern und Städten. Diese 
Wahlen sind wichtig, weil sie sich auf 
die konkreten Lebensbedingungen der 
Bevölkerung direkt auswirken. Hier 
geht es um Straßen, Schulen, das tägli¬ 
che Leben. Es ist nicht nur eine lokale 
Wahl, sondern es hat auch etwas damit 
zu tun, wie groß der Staatshaushalt für 
Schulen und Infrastruktur sein wird. 

UZ: Stellt ihr irgendwo den Bürger¬ 
meister? 

Adel Amer: Weniger als früher, aber 
einige stellen wir. Vor einigen Jahren 
machten wir aber Verluste, so haben 
wir zum Beispiel Nazareth verloren, 
eine Hochburg der Kommunisten, in 
der wir über 40 Jahre den Bürgermeis¬ 
ter gestellt haben. Wir sind zurzeit op¬ 
timistisch, dass wir in den großen Zen¬ 
tren und Dörfern gewählt werden, in 
Nazareth haben wir z.B. jetzt einen jun¬ 
gen Genossen als Kandidaten. 

Das Gespräch führte Melina Deymann 

Übersetzung: George Rashmawi 


Informationen aus erster Hand 
zur politischen Situation in Israel 

Einen spannenden Abend hatten die knapp 40 Besucherder DKP Braunschweig 
mit Adel Amer, Generalsekretär der KP Israels. Der israelische Genosse referierte 
zur innenpolitischen Situation und zu Chancen derfriedlichen Lösungdes Kon¬ 
fliktes Palästina-Israel: Die israelische Regierung rede zwar übereine 2-Staaten- 
Lösung, forciere aber gleichzeitig den Siedlungsbau in palästinensischen Ge¬ 
bieten. Es gebe einen Wettbewerb der rechten Parteien um eine radikale Politik 
gegenüber den Palästinensern, aber alle vertiefen ihre neoliberale Politik. Die 
bewusste Verschärfung des Konfliktes Israel-Palästina überlagere die sozialen 
Themen in der israelischen Politik. Die Rechten wollen anstelle eines„demokra- 
tischen“ einen „jüdischen“ Staat Israel durchsetzen.Unterschwelliger Rassismus 
wird durch die Gesetzgebung legalisiert, Gewalt gegen Palästinenser geduldet. 
Dies lässt eine Entwicklung in Richtung Faschismus befürchten. Gegen diese 
ethnische/religiöse Politik helfe nur gemeinsames Handeln der arabischen und 
jüdischen fortschrittlichen Kräfte, zum Beispiel durch die Erweiterung des Wahl¬ 
bündnisses, in dem die PCI derzeit vertreten ist. 

Adel Amer beantwortete die zahlreichen Fragen aus dem Publikum - welche 
Rolle die Gewerkschaften und NGO's spielen, Perspektive der Demonstrationen 
gegen Korruption, Haltung der Parteien zur Hauptstadtfrage, Spaltung der is¬ 
raelischen Gesellschaft, Interessen Saudi-Arabiens und Israels gegenüber Iran. 
Zur 2-Staaten-Lösung meinte Adel Amer, dass diese realistisch sei, wenn sie 
politisch gewollt werde.Teil einer friedlichen Lösung ist die Verwirklichung des 
Selbstbestimmungsrechtes der Palästinenser. Die PCI stelle sich die Aufgabe, an 
der Schaffung einer einheitlichen Interessenvertretung des palästinensischen 
Volkes mitzuwirken. Werner Hensel 

Weitere Veranstaltungen mit Adel Amer fanden in Berlin, Krefeld und Essen 
statt. 



Adel Amer bei einer Veranstaltung der DKP in Essen, rechts im Bild der Dolmetscher George Rashmawi 
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So ist das Leben und so 
muß man es nehmen, 
tapfer, unverzagt und 
lächelnd - trotz alledem. 

(Rosa Luxemburg) 
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Mit Beiträgen von: Daniel Bratanovic, Valentin Hem- 
berger, Georg Klemp, Werner Seppmann, Claudius 
Veiiay, Klaus Wagener, Holger Wendt 

Weitere Themen: Digitalisierung und Arbeitszeitver¬ 
kürzung (Achim Bigus, Margareta Steinrücke, Marcus 
Schwarzbach), Weltklimagipfel (Wolfgang Reinicke- 
Abel), Moral, Macht, Roter Oktober (Dietmar Dath), 
Katalonien und die Krise des Post-Francismus (Alexan¬ 
der Charlamenko), Konferenzberichte (Berufsverbote, 
Linke Zwischengruppen, Oktoberrevolution) und 
Rezensionen 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 

Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 



Die Stiftung kultureller Förderung und Bewahrung 
des Lebenswerkes von Dietrich und Christel Kittner 

betreibt den Hollerhof im Sinne der Kittners weiter. Sie för¬ 
dert kulturelle Initiativen und vermietet die Ferien Wohnun¬ 
gen an der slowenischen Grenze in der Südoststeiermark. 


Rundum Natur pur - viel Ruhe * Radlerparadies * zwei 
Thermalbäder 4 km entfernt ♦ 3 komfortable Ferienwoh¬ 
nungen (93 bzw. 63 qm) für 2-5 Personen mit Kittners 
Bibliothek von etwa 10000 Büchern 


Anfragen, Buchungen und Nachrichten: 

Christel und Dietrich Kittner-Stif ng 
Dedenitz 6, A-8490 Bad Radkersburg (Österreich) 
Telefon: (0043)3476 2 0525 
E-Mail: ho 11 e rh of @ ho 11 e rhof.at 

internet: https://hollerhof.at 



I Ausstellung bis 10. Februar 2018 


www.jungewelt.de/ladengalerie 


Fotografien aus dem Spanischen Krieg 
von 1936 bis 1939 


Foto: Gerda Taro 


junge Welt ■ Ladengalerie 

Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin ■ Mo.-Do. 11-18 Uhr, Fr. 10-14 Uhr 




Urlaub im schönen Havelland 


- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Toskana, nah am Meer 

vnw.ljaikiiii-biDb^r.dF | 003$. IHM. £14-73 


Gkch&f m Olivenhain, 
weiter Blick, Stille’ 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus oder Häuschen; 
Kindefparadies. 



Carlis Bienenhonig, 

Früh- oder Sommertracht, 500 g für 5 €, 250 g für 3 € + Porto; 
ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei. 

Imkerei Trauth 02241 / 973111 , E-Mail: camatra@web.de 


Unserer Kreiskassiererin 

Andrea Bielicke 

Alles Gute zum heutigen 60. Geburtstag! 

Wir wünschen Gesundheit, Frieden 
und dass die Kasse immer stimmt. 

DKP 

Kreis Taunus / Wiesbaden 
Gruppe Hochtaunus 




Valuta für die DKP! 


Wer kennt das nicht: Reste des Urlaubsgeldes 
werden zu Hause beiseitegelegt, und dort bleibt 
es dann liegen, denn das nächste Mal geht es in 
ein anderes Land. 

Was tun? Die Fremdwährungen (auch alte DM- 
Bestände) einfach in einen Umschlag legen und 
an die DKP senden. Wir setzen das Geld dann für 
die Internationale Solidarität ein! 

Adresse: DKP-Parteivorstand, Finanzen, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

PS: Wer seinen Urlaub im Euroraum verbracht hat, 
kann uns gerne auch diese Währung schicken ... 
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Aktion / Termine / Impressum 


Gedenken an sowjetische Piloten 

ln Geithain ist das Ehrenmal von Verfall bedroht 


Am 19. Oktober 2017 jährte sich zum 
51. Mal der Tag, an dem zwei sowjeti¬ 
sche Militärflieger des Flugplatzes Al¬ 
tenburg/Nobitz mit einer MiG 21U bei 
einem Übungsflug nahe dem heutigen 
Geithainer Ortsteil Syhra tödlich ver¬ 
unglückten. Flugzeugführer Oberst 
Viktor Nikolaje witsch Schandakow und 
Major Juri Alexejewitsch Wladimirow 
verzichteten darauf, sich rechtzeitig per 
Fallschirm aus der havarierten Maschi¬ 
ne zu retten, um die Menschen im Dorf 
Syhra durch deren Absturz nicht zu ge¬ 
fährden. Die damals 43 und 35 Jahre al¬ 


ten Piloten kamen ums Leben, da die 
dann noch verbliebene Flughöhe nicht 
ausreichte, um die Rettungsfallschirme 
vollständig zu öffnen. 

Das ihnen zu Ehren errichtete und 
in die Kreisdenkmalliste als „sowjeti¬ 
sches Fliegerehrenmal - Denkmal aus 
zeitgeschichtlichen Gründen“ aufge¬ 
nommene Denkmal ist jedoch seit Jah¬ 
ren sanierungsbedürftig. Inzwischen ist 
der Zustand bedrohlich für die weitere 
Existenz des Ehrenmals. 

Die Kosten für eine denkmalgerech¬ 
te Sanierung werden mit ca. 6500 Euro 


veranschlagt. Der Ortsverband Geit¬ 
hain der Partei „Die Linke“ und die 
Geithainer Stadträte der Partei, die das 
Umfeld des Denkmals seit vielen Jah¬ 
ren pflegen, bitten deshalb um Unter¬ 
stützung, zumal der Erhalt einer staat¬ 
lichen Zuwendung ungewiss ist. 

Wer das Projekt unterstützen fi¬ 
nanziell mit einer Spende unterstützen 
möchte, kann sie überweisen auf das 
Konto des Parteivorstandes der DKP 
bei der GLS-Bank, BIC: GENODEM- 
1GLS, IBAN: DE63 4306 0967 4002 
4875 01 Stichwort: Syhra. -ler 



Einweihung des Denkmals 1967 


Widerstand gegen die „Schwarze Null“ 

DKP Solingen feierte Jahresauftakt mit vollem Haus 


Die DKP Solingen hatte auch dieses 
Jahr wieder Mitglieder und Freunde, so 
aus der VVN-BdA, der SDAJ, der Par¬ 
tei „Die Linke“ und aus Initiativen, ein¬ 
geladen, um gemeinsam ins neue Jahr 
zu starten. Alle genossen einen vorzüg¬ 
lichen Abend mit Gelegenheit für Un¬ 
terhaltung, einem reichhaltigen Buffet 
und Musik. 

Eingangs skizzierte der Kreisvor¬ 
sitzende Walter Herbster die wichtigs¬ 
ten Themen und Aufgaben für 2018. 
Das sei vor allem der 25. Jahrestag des 
Brandanschlags von 1993, bei dem da¬ 
mals fünf Frauen und Mädchen ums Le¬ 
ben kamen. „Das ist uns Verpflichtung, 
mitzuhelfen, dass so etwas nie wieder 
geschieht. Von Solingen 2018 muss ein 
Impuls ausgehen ins ganze Land, dass 
Antirassismus und Antifaschismus ent¬ 
scheidend an Kraft gewinnen, damit die 
Rechten nicht durchkommen.“ Beson¬ 
deres müssten die geplanten Aktionen 
der Schülerinnen und Schüler und das 


Konzert der VVN-BdA Solingen mit 
dem Sänger Pippo Polina am 26. Mai 
große Erfolge werden. 

Dann zum Kommunalen: „Die 
Stadt muss sich wehren gegen die 
,Schwarze Null’. Das schadet unserer 
Stadt, blockiert wichtige Investitionen 
und Projekte, die für die Menschen 
wichtig sind. So wird die Türe geöffnet 
für eine Welle von Privatisierungen. 
Das bedeutet: Unsere Stadt kommt 
mehr und mehr in die Hand von kapi¬ 
talträchtigen Investoren, sogenannten 
Heuschrecken.“ Vor allem ginge es um 
den Öffentlichen Nahverkehr, der nicht 
eingeschränkt, sondern ausgebaut wer¬ 
den muss. Auch sei öffentlicher Druck 
notwendig, damit das städtische Klini¬ 
kum in der Hand der Bürgerinnen und 
Bürger bleibt. 

Im Weiteren wurde aufgeführt, dass 
die Initiative „Abrüsten statt Aufrüs¬ 
ten“ aufgegriffen wird. Dazu wurden 
Unterschriften gesammelt. 


Abschließend ging der Redner noch 
auf die Lage in der DKP selbst ein. Er 
führte u.a. aus.: „Die Partei muss erhal¬ 
ten bleiben, sie wird gebraucht. Dafür 
wollen wir tun, was in unserer Kraft 
steht. Wir wehren uns aber gegen Ab¬ 
sichten, strittige Themen und von der 
Linie des Parteivorstands abweichende 
Meinungen aus der Partei rausdrängen 
zu wollen.“ Bekräftigt wurde das Bünd¬ 
nis mit der Solinger Linkspartei, mit der 
für 2018 wieder gemeinsame Projekte 
vereinbart sind. 

Ein mitreißendes Musikprogramm 
boten dann Madeleine und Paco aus 
Köln. Klänge aus Portugal, Lateiname¬ 
rika und der Karibik, gemischt mit Lie¬ 
dern, die zu unserem Repertoire ge¬ 
hören, trugen die Zuhörerinnen und 
Zuhörer in zutiefst optimistische Stim¬ 
mung. Spät war dann der Abschluss mit 
der gemeinsam gesungenen „Interna¬ 
tionale“. 

WH 


Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 26. JAN 


Augsburg: Gruppenabend der DKP Augs¬ 
burg, Hans-Beimler-Zentrum, Manlichstra- 
ße 3,19 Uhr_ 

Chemnitz: Vortrag Kriegsverbrechen in der 
Auto-Union Chemnitz und im Außenlager 
des KZ Flossenbürg in Siegmar-Schönau 
mit Dr. Hans Brenner, WN-BdA Chemnitz, 
Bürgerschaftliche Initiative „Historischer At¬ 
las Sachsen 1933 - 1945“, VHS Chemnitz, 
TIETZ, Moritzstraße 20,19 Uhr 


SA ★ 27. JAN 


Jagel: Mahnwache „Drei vor Zwölf“ vor 
dem Drohnen- und Tornadostandort mit 
Pastor Christoph Touche von der St. Petri 
Gemeinde zu Flensburg, 11.57 Uhr_ 

Wuppertal: Festveranstaltung zum 200. 
Geburtstags von Karl Marx mit Prof. Ge¬ 
org Fülberth und der Uraufführung des 
Musiktheaterspiels „Frau Kapital und Dr. 
Marx“, Marx-Engels-Stiftung, Historisches 
Zentrum Wuppertal, Museum für Frühin- 
dustrialisierung-Engels-Haus, Engelsstraße 
10/18,13.30 Uhr_ 

Hamburg: Wir fordern Reine! Luft! mit 
Manfred Braasch (BUND), Malte Siegert 
(NABU) u.a. Moderation: Norbert Hack¬ 
busch (Linksfraktion Hamburg), Bürger- 
haus Altona-Nord, Gefionsstraße 3,14 Uhr 

Berlin: November 1918 - Brüder, nicht 
schießen!, Ernst-Busch-Chor Berlin e.V., 
Russisches Haus der Wissenschaft und 
Kultur, Friedrichstraße 176-179,15 Uhr 

Köln: Denn ich sah eine neue Erde, Thomas 
Müntzer - Theologe, Reformator, Revoluti¬ 
onär, DFV Nordrhein-Westfalen, Freidenker- 
Zentrum, Bayenstraße 11,16 Uhr 


SO ★ 28. JAN 


Moos: BGE - Ausweg oder Sackgasse?, 
DKP Bodensee, Gewerbestraße 4 b, 15 Uhr 


Dl H 30. JAN 


Hamburg: Kundgebung für einen Gedenk¬ 


ort in den Stadthöfen, VVN-BdA Hamburg, 
Stadthöfe, Stadthausbrücke, 17 Uhr 


Solingen: Was geht im Iran ab?, Initiativen- 
Cafe, Klemens-Horn-Straße 3,19.30 Uhr 

Ml ★31. JAN 


München: Gewerkscl 
berichte, DKP-Betrie 
Holzapfelstraße 3,19 

hafts- und Betriebs- 
bsaktiv, KommTreff, 
Uhr 

DO ★ 1. FEB 

Bielefeld: Auftaktveranstaltung zur Aus¬ 
stellung „Vergessene“ Geschichte: Be¬ 
rufsverbote, Politische Verfolgung in der 
Bundesrepublik Deutschland, Bielefelder 
Initiativkreis Berufsverbote, Volkshoch¬ 
schule, Ravensberger Park 1,18 Uhr 

Nürnberg: Jahresplanung der DKP Nürn¬ 
berg, Rotes Zentrum, Reichstraße 8,19 Uhr 

SA ★ 3. FEB 


Hannover: Jahresauftakt der DKP Hanno¬ 
ver, DKP-Büro, Göttinger Straße 58,18 Uhr 

SO ★ 4. FEB 


Bremen: Veranstaltur 
teidiger der Bremer Rj 
Bigus, Buchtstraßencf 
kodil und Aline Barthe 
Waller Friedhofstraße 

ig zu Ehren der Ver- 
iterepublik mit Achim 
ior und das Rote Kro- 
lemy, Waller Friedhof, 
3,11 Uhr 

MO ★ 5. FEB 

Hamburg: Politische 
derstand in der NS-Ze 
burg-Nord, DKP Har 
haus Langenhorn, Tar 
41,19 Uhr 

Verfolgung und Wi- 
it, Berichte aus Ham- 
nburg-Nord, Bürger- 
igstedter Landstraße 

Ml ★ 7. FEB 


Hamburg: Vortrag zur Geschichte des 
VfL 93 Hamburg: Erbitterter Streit und 
ein Bombenanschlag, Vereinshaus VfL 
93 Hamburg, Barmbeker Straße 62, 18 
Uhr 


Kurs Backbord, 
volle Kraft voraus 

Jahresauftakt der DKP Hamburg 


Der Jahresauftakt der DKP Hamburg 
hatte alles, was zu so einer Veranstal¬ 
tung dazugehört. Eine kurze Anspra¬ 
che des Bezirksvorsitzenden vor vollem 
Saal, in der er die Termine und Vorha¬ 
ben der Partei für 2018 noch einmal 
skizzierte. Die Herausforderungen des 
22. Parteitages, das 20. UZ-Pressefest, 
50 Jahre DKP und SDAJ sowie 100 
Jahre KPD wurden genannt, aber auch 
aktuelle Themen wie die zurzeit in der 
Linkspartei diskutierte „Sammlungs¬ 
bewegung“ oder die Unterschriftenlis¬ 
te „Abrüsten statt Aufrüsten“. 

Zu so einem Jahresauftakt gehört 
auch die Übergabe eines neuen Mit¬ 
gliedsbuches, ein traditioneller Musik¬ 
rahmen mit internationalen Liedern, 
gespielt von „Schenzer&Wilke“, und 


natürlich Sekt und Snacks. Aber das 
Highlight war eine Kommunismus-Re¬ 
vue, die mit Theaterspielszenen, Bild- 
und Videoprojektionen 100 Jahre Ok¬ 
toberrevolution darstellte, und die viel 
Applaus bekam. 

In dem Gruß wort der VVN-BdA 
wurde den Genossinnen und Genossen 
der Kundgebungstermin am 30. Januar 
an der Stadthausbrücke ans Herz gelegt. 
Unter dem Motto „Konsum statt ge¬ 
denken? Niemals“ soll dafür gekämpft 
werden, dass ein Ort der Erinnerung an 
den Widerstand und die Verfolgung in 
Hamburg erhalten bleibt und kein Lu¬ 
xuseinkaufzentrum entsteht, wie vom 
Senat geplant. Antifaschismus, Frieden, 
Arbeit, Solidarität - die DKP-Hamburg 
hat die Anker gelichtet. Norbert Noreik 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Planet Trump 


Zum Mond, zum Mars und dann weiter... 



Nur gut, dass der Mars unbewohnt ist. US-Präsident Trump erhält einen NASA-Anzug (21. März 2017). 


Deutschlands große Clans 

Zumeist nett und gefällig, aber die 
eine oder andere Information über 
Familienclans, die große Handels¬ 
und Industrieunternehmen beherr¬ 
schen. Natürlich zuviel über Zwistig¬ 
keiten, schräge Vögel und abstruse 
Marotten, aber zu wissen, wie dort 
seit Jahrzehnten getickt wird und wel¬ 
ches Menschenbild über Generatio¬ 
nen gepflegt wird, ist sehenswert. Es 
geht um die Familien Oetker, C&A, 
Herz (Tchibo), Riegel (Haribo) und 
Porsche/Piech. 

Fr., 26 . 01 ., ab 21.00 Uhr, ZDF Neo 

Der fast perfekte Mann 

Komödien aus deutscher Film- und 
Fernsehproduktion tun sich oft 
schwer damit, die schwebende Leich¬ 
tigkeit, die Lubitsch oder Wilder per¬ 
fekt beherrschten, umzusetzen. Hier 
ein Versuch, der zumindest die An¬ 
strengung unternimmt, obwohl man 
genau dies dann merkt. Erzählt wird 
die Geschichte eines Egomanen, der 
wider Willen Verantwortung über¬ 
nehmen muss und aus eigenen Verlet¬ 
zungen lernt. Neben Benno Fürmann 


Es ist Samstagabend und wir sitzen 
in einer Dorfkneipe zwischen Cuxha¬ 
ven und Hamburg. Auf dem Flachbild¬ 
schirm läuft Fußball - HSV gegen Köln. 
An der Wand direkt gegenüber ein ge¬ 
rahmtes Möchengladbach-Trikot von 
Andre Hahn, dem „Mentalitätsmons¬ 
ter“ (Andre Schubert). Diese monströ¬ 
se Fähigkeit einer Mentalität braucht 
er auch, denn er spielt gerade für den 
HSV und es läuft - wie immer- nicht 
gut. 

Ergebnis dieses Spiels: Zwei zu Null 
für den 1. FC. Und obwohl alle fünf an¬ 
wesenden Kneipenbesucher glühende 
Fans des HSV sein müssen: Ärger ist 
hier keiner zu spüren, noch nicht ein¬ 
mal Resignation, eher Apathie. HSV- 
Fans haben sich eine Art Winterschlaf 
angewöhnt, der kurz nach Saisonbe¬ 
ginn Ende August beginnt und erst mit 
der Relegation endet. Denn spätestens 
am dritten oder vierten Spieltag ist ei¬ 
gentlich klar: Auch dieses Mal wird es 
nix mit Champions League oder Euro¬ 
liga, Pokalsieg oder was auch immer. 

Es gibt nur noch ein Saisonziel 
beim HSV: Klassenerhalt. Und der fin- 


spielt Louis Hofmann eindrucksvoll 
den ebenso willensstarken wie ver¬ 
zweifelten Halbneffen, Jördis Triebei 
die warmherzige Freundin des selbst¬ 
gefälligen TV-Talkers. 

Sa., 27 . 01 ., 21.45 Uhr, ARD 

Tatort: Dejä-vu 

Die beiden Dresdner Kommissa¬ 
rinnen, gespielt von Alwara Höfels 
und Karin Hanczewski, erobern sich 
langsam einen Stammplatz unter den 
vielen Paaren der Serie. Diesmal: Ju¬ 
gendliche finden die Leiche des neun¬ 
jährigen Rico in einer Tasche am Elb¬ 
ufer. Die Ermittlerinnen Henni Sie- 
land und Karin Gorniak werden mit 
der emotionalen Wucht einer solchen 
Tat konfrontiert. Die Bürger sind in 
Aufruhr, die Medien schüren Angst, 
schnelle Ermittlungsergebnisse wer¬ 
den gefordert. Sieland und Gorniak 
versuchen, einen kühlen Kopf zu be¬ 
wahren, haben aber keine heiße Spur. 
Dann rastet ein Tatverdächtiger aus 
und die Situation eskaliert, aber die 
beiden Frauen bekommen die Sache 
in den Griff. 

So., 28 . 01 ., 20.15 Uhr, ARD 


det auch dieses Jahr wieder erst ganz 
zum Schluss statt. Und so starren die 
Schläfer-Fans des HSV auf den Bild¬ 
schirm und zählen still die Jahre, Tage 
und Stunden, die ihr Verein in der ers¬ 
ten Bundesliga verbracht hat (es sind 
gerade 54 Jahre, 149 Tage, 4 Stunden), 
um erst in der Relegation wieder wach 
zu werden. 

Trainerwechsel? Querelen im Ver¬ 
ein? Verrisse des letzten Spieltages im 
Ottendorfer Kreisblatt? Interessiert 
hier niemanden mehr. Der ewig glei¬ 
che Ablauf der HSV-Weltuntergangs- 
Hofberichterstattung hat schon lange 
seine Wirkung verloren. 

Aber der Endspurt gegen Saison¬ 
ende ist es, der die Zugehörigkeit zur 
Fangemeinde des wohl in seiner faszi¬ 
nierenden Beständigkeit schlechtesten 
Vereins der 1. Bundesliga spannend 
macht. Wie langweilig muss es sein, mit 
dem BVB zu fiebern, ob es am Ende 
Platz 3 oder 5 werden wird. Wer fragt 
sich denn ernsthaft, ob Hertha BSC 
nun 10. oder 14. wird? Beim HSV da¬ 
gegen steht richtig was auf dem Spiel. 

fv 


1961 hatte Präsident John F. Kennedy, 
nur anderthalb Monate nach dem Flug 
des ersten Menschen in den Weltraum, 
des Bürgers der Sowjetunion Juri Gaga- 
rin, vor dem US-Kongress in einer Rede 
das Ziel verkündet, noch im selben Jahr¬ 
zehnt einen Menschen zum Mond und 
wieder zurückbringen zu lassen. Die 
Konzentration großer wissenschaftlicher, 
technisch-technologischer und finanziel¬ 
ler Ressourcen des Landes führten zum 
Erfolg: Am 20. Juli 1969 erreichte die 
Landefähre von Apollo 11 die Mond¬ 
oberfläche. Die letzte bemannte Mond¬ 
mission fand im Dezember 1972 statt 
(Apollo 17). 

Im Dezember - 45 Jahre nach der 
letzten bemannten Mondlandung - Un¬ 
terzeichnete Präsident Donald Trump 
eine Direktive, mit der die NASA, die 
US-Raumfahrtagentur, beauftragt wird, 
sobald wie möglich Astronauten zum 
Mond, später auch zum Mars, zu entsen¬ 
den. „Dieses Mal werden wir nicht nur 
Flaggen aufstellen und unsere Fußab¬ 
drücke hinterlassen, sondern wir werden 
letztlich das Fundament für eine Mars- 
Mission legen - und, vielleicht, für vie¬ 
le weitere Welten“, so Trump. „Wir sind 
die Spitzenreiter, wir werden die Spit¬ 
zenreiter bleiben und wir werden das 
um ein Vielfaches ausbauen.“ Vizeprä¬ 
sident Pence sagte, es gehe zugleich um 
die „nationale Sicherheit“. Auch wenn es 
vor allem um das eigene Prestige geht: 
Man will und muss dabei nicht nur mit 
der US-Industrie Zusammenarbeiten 
sondern auch mit anderen Staaten. Ob 


dann Russland und China dazugehören 
werden? China hat in den letzten Jahren 
auch in der bemannten Raumfahrt große 
Fortschritte erreicht. 

Wurde Trump nun zum Förderer der 
Wissenschaft? Darum ging es ihm gewiss 
nicht. Unter seiner Präsidentschaft wur¬ 
den Mittel für die Klimaforschung und 
andere Wissenschaftsbereiche gekürzt, 
dem Umweltministerium sitzt nun ein 
Leugner des Klimawandels vor. „Ich 
liebe die NASA 4 , hatte Trump im Wahl¬ 
kampf erklärt. Doch das hinderte ihn 
nicht daran, in den ersten Monaten sei¬ 
ner Regierung auch für die NASA Bud¬ 
getkürzungen anzuordnen: Zu dem, was 
wegfallen sollte, gehörten fünf Erd-Er- 
forschungsmissionen. 

Bevor ein Marsflug stattfinden kann, 
stellen sich noch eine ganze Reihe offe¬ 
ner Fragen. Der Flug zum Mond und zu¬ 
rück dauert nur wenige Tage. Der zum 
Mars und zurück mindestens 14 bis 16 
Monate. Die Antriebstechnik wird bei 
einem Flug zum Mars wahrscheinlich 
nicht das Problem sein: Eine neue US- 
“Superrakete“ soll eingesetzt werden. 
Das sogenannte Space Launch System 
(SLS) könnte Ende 2019 das erste Mal 
eine unbemannte Nutzlast in den erdna¬ 
hen Weltraum befördern. Derzeit wird 
zudem - auch mit Zuarbeit der Europä¬ 
ischen Raumfahrtagentur (ESA), die den 
zentralen Teil, das Europäische Service¬ 
modul (ESM), entwickelt, - an einem 
neuen Raumschiff, „Orion“, gearbeitet. 
Es soll für Flüge zur Internationalen 
Raumstation ISS sowie für Mond-, Mars- 


und Asteroidenflüge eingesetzt werden. 
Sein erster bemannter Mondflug ist der¬ 
zeit für 2023 geplant. Zudem arbeiten 
Privatunternehmen in den USA an ent¬ 
sprechenden Raumfahrzeugen und an 
Antrieben. Nicht nur Elon Musk, u.a. 
Chef des privaten SpaceX-Unterneh- 
mens, will zum Mond, sondern bald auch 
(bereits 2024) eine menschliche Kolonie 
auf dem Mars errichten lassen. 

Die „sanfte“ Landung und der Start 
der Landefähre vom Planeten Mars 
wird - soll es keine Mission ohne Wieder¬ 
kehr werden - jedoch zur Herausforde¬ 
rung. Und: Man muss bei einem Marsflug 
neben der wissenschaftlichen Ausrüs¬ 
tung auch Medizin und Medizintechnik, 
ausreichend Verpflegung, Wasser und 
Kleidung usw. für die vielen Monate des 
Fluges und den Aufenthalt mitnehmen. 
Schwierig wird es für die Reisenden, die 
lange Isolation fern von der Erde zu ver¬ 
kraften und die Schwerelosigkeit. Vor al¬ 
lem der Schutz vor kosmischer Strahlung 
(galaktischer kosmischer Strahlung, vor 
der uns normalerweise das Magnetfeld 
und die Atmosphäre der Erde schützen, 
sowie Strahlung infolge von Sonnenaus¬ 
brüchen) ist ein bislang ungelöstes Pro¬ 
blem. Und was passiert bei schweren Er¬ 
krankungen oder einer Havarie? 

Eine Studie der NASA kam 2015 zum 
Ergebnis, dass eine bemannte Marsum- 
rundung erst 2033 möglich wäre. 2039 
könnte dann die erste Landung stattfin¬ 
den. Andere Wissenschaftler halten die¬ 
sen Zeitplan jedoch für nicht realistisch. 

Nina Hager 
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